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105. Sitzung 

Bonn, den 5. März 1971 

Stenographischer Bericht 

Beginn: 9.00 Uhr 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Die Sitzung ist er-
öffnet. 

Meine Damen und Herren, nach einer interfrak-
tionellen Vereinbarung soll die Tagesordnung um 
die in der folgenden Ihnen vorliegenden Liste be-
zeichneten Vorlagen ergänzt werden. Ich höre 
keinen Widerspruch; dann ist die Erweiterung der 
Tagesordnung so beschlossen. 

Es liegt Ihnen folgende Liste von Vorlagen vor, 
die keiner Beschlußfassung bedürfen und die nach 
§ 76 Abs. 2 der Geschäftsordnung den zuständigen 
Ausschüssen überwiesen werden sollen: 

Vorlage des Bundesministers des Innern 

Betr.: Bericht der Wahlkreiskommission für die 6. Wahl

-

periode des Deutschen Bundestages 

Bezug: § 3 des Bundeswahlgesetzes 
— Drucksache VI/1627 — 

zuständig : Innenausschuß 

Vorlage des Bundesministers der Finanzen 

Betr.: Ergebnisse der Entbehrlichkeitsprüfung und der Ver-
äußerung von Bundesgelände zu Zwecken des Woh-
nungsbaues und der Eigentumsbildung 

Bezug: Beschluß des Deutschen Bundestages vorn 18. Mai 
1962 und vom 8. Dezember 1966 

— Drucksache VI/1851 —

zuständig: Haushaltsausschuß 	(federführend), Ausschuß für 
Städtebau und Wohnungswesen 

Vorlage des Generalsekretärs des Europäischen Parlaments 

Betr.: Entschließung zu dem Abkommen zur Gründung 
einer Assoziation zwischen der Europäischen Wirt-
schaftsgemeinschaft und Malta 

– Drucksache VI/1867 — 

zuständig: Ausschuß für Wirtschaft (federführend), Auswärtiger 
Ausschuß, Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit 

Vorlage des Generalsekretärs des Europäischen Parlaments 

Betr.: Entschließung zu dem Zusatzprotokoll zum Asso-
ziationsabkommen EWG-Türkei, das die Übergangs-
phase dieser Assoziation regelt, und zu dem neuen 
Finanzprotokoll 

— Drucksache VI 1868 — 

zuständig: Ausschuß für Wirtschaft (federführend), Auswärtiger 
Ausschuß, Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit 

Vorlage des Generalsekretärs des Europäischen Parlaments 

Betr.: Entschließung zu der Mitteilung der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften an den Rat betreffend 
den Stand der Durchführung der Richtlinien des Rats 
zur Verwirklichung der Niederlassungsfreiheit und 
des freien Dienstleistungsverkehrs in den Mitglied-
staaten 

— Drucksache VI/1869 — 

zuständig: Ausschuß für Wirtschaft 

Erhebt sich gegen die Überweisung Widerspruch? 
Das ist nicht der Fall; dann ist so beschlossen. 

Die folgende amtliche Mitteilung wird ohne Ver-
lesung in den Stenographischen Bericht aufgenom-
men: 

Der Bundesminister des Innern hat am 4. März 1971 die 
Kleine Anfrage der Abgeordneten Picard, Gewandt, Rollmann, 
Wohlrahe, Damm, Hussing, Haase (Kassel) und Genossen betr. 
Deutsches Derby in Hamburg — Drucksache VI 1824 — beant-
wortet. Sein Schreiben wird als Drucksache V1/1914 verteilt. 

Wir kommen damit zur 

Fragestunde 

— Drucksachen VI/ 1882,  VI/1913  — 

Ich rufe zuerst eine Dringlichkeitsfrage des Ab-
geordneten Haar (Stuttgart) aus dem Geschäfts-
bereich des Auswärtigen Amts auf: 

Ist die Bundesregierung bereit, über ihre konsularischen Ver-
tretungen für eine Rückreise der bei der Hugo Stinnes Trans-
ozean Schiffahrt GmbH, Mülheim/Ruhr, beschäftigten Seeleute 
Sorge zu tragen, die auf im Ausland festliegenden Schiffen 
tätig sind, da ihnen aufgrund rückständiger Heuer eine Finan-
zierung der Rückreise aus eigenen Mitteln nicht möglich ist? 

Der Herr Parlamentarische Staatssekretär Moersch 
ist zur Beantwortung bereit. Bitte sehr! 

Moersch, Parlamentarsicher Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Herr Abgeord-
neter, die deutschen Seeleute, deren Heuerverhält-
nis mit der genannten Reederei als Folge von deren 
Zahlungsunfähigkeit endet und deren Lohnan-
sprüche weder von der Reederei noch von ihrer 
Agentur erfüllt werden, sind nach Ansicht der Bun-
desregierung als hilfsbedürftige Seeleute im Sinne 
des Gesetzes betreffend die Verpflichtung der Kauf-
fahrteischiffe zur Mitnahme heimzuschaffender See-
leute vom 2. Juni 1902 in der Fassung des Gesetzes 
vom 26. Juli 1957 anzusehen. Nach diesem Gesetz, 
kurz Mitnahmegesetz genannt, können die deut-
schen Auslandsvertretungen die Kapitäne deutscher 
Schiffe anweisen, hilfsbedürftige deutsche Seeleute 
nach Deutschland mitzunehmen. Die Kapitäne deut-
scher Schiffe sind zur Mitnahme der Seeleute ver-
pflichtet. Das Seemannsamt des deutschen Ankunfts-
hafens entschädigt die Reederei des zur Mitnahme 
verpflichteten Schiffes und richtet den Ersatzan-
spruch gegen die zahlungspflichtige Reederei oder 
im Falle der Erstattungspflicht des Seemanns gegen 
diesen. 

Sofern die Möglichkeit der Heimschaffung auf 
einem deutschen Schiff nach dem Mitnahmegesetz 
nicht besteht, können die deutschen Auslandsver-
tretungen mittellosen deutschen Seeleuten zur Be-
zahlung der Kosten der Rückreise nach Deutschland 
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Parlamentarischer Staatssekretär Moersch 
Darlehen gemäß § 26 des Konsulargesetzes gewäh-
ren. 

Die Möglichkeit der Rückkehr mittelloser deut-
scher Seeleute aus dem Ausland nach Deutschland 
ist somit durch staatliche Hilfsmöglichkeiten ausrei-
chend gewährleistet. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Keine Zusatzfrage? 
— Nein. 

Dann kommen wir zu den einfachen Fragen. Ich 
bleibe gleich beim Geschäftsbereich des Auswärti-
gen Amts und rufe die Frage 104 des Abgeordneten 
Freiherr von Fircks auf: 

Kann die Bundesregierung bestätigen, daß der nach Verhand-
lungen mit der jugoslawischen Regierung paraphierte Ausliefe-
rungsvertrag keine Bestimmungen enthält, deren mögliche Ana-
logien bei der Anerkennung oder Nichtanerkennung von Flücht

-

lingen und Asylsuchenden aus den Ostblockländern durch die 
Verwaltungs- und Polizeibehörden der Bundesländer auch nur 
entfernt eine Minderung oder Gefährdung der Rechte begründen 
könnten, die Flüchtlingen und Asylsuchenden nach den Artikeln 
der UN-Flüchtlingskonvention (Genfer Konvention 1951) zu-
stehen? 

Herr Staatssekretär, ich darf bitten. 

Moersch, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Herr Abgeord-
neter, die Bundesregierung kann bestätigen, daß der 
deutsch-jugoslawische Auslieferungsvertrag keine 
derartige Bestimmung enthält. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage. 

Freiherr von Fircks (CDU/CSU) : Herr Staats-
sekretär, kann*die Bundesregierung bestätigen, daß 
alle Amtspersonen in Häfen, an Grenzübergangs-
stellen oder an der Zonengrenze, die damit direkt 
konfrontiert sein könnten, mit den Dingen so ver-
traut sind, daß ein mögliches Versagen oder ein 
Irrtum über unsere Bestimmungen fast ausgeschlos-
sen ist? 

Moersch, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Herr Abgeord-
neter, die Bundesregierung ist nicht in der Lage, 
Irrtum subjektiver Art bei irgend jemand auszu-
schließen. 

(Abg. Dr. Marx [Kaiserslautern] : Nicht ein

-

mal bei sich selber!) 

— Nicht einmal bei sich selber, Herr Dr. Marx. Das 
trifft sicherlich für alle Mitglieder dieses Hohen 
Hauses zu. — Insofern ist diese Frage von mir also 
nicht zu beantworten. Wir können nur davon aus-
gehen, daß uns im allgemeinen keine Fälle bekannt 
sind, in denen solche Irrtümer obgewaltet hätten. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine zweite Zusatz-
frage. 

Freiherr von Fircks (CDU/CSU) : Herr Staats-
sekretär, kann die Bundesregierung ihrerseits etwas 
dafür tun, daß die Unterrichtung all der in Frage 
kommenden Amtspersonen sichergestellt wird? 

Moersch, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Die Unterrichtung 

der in Frage kommenden Personen ist aut dem amt-
lichen Wege sichergestellt, Herr Abgeordneter. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Keine Zusatzfragen. 
Die Fragen 102 und 103 sind zurückgezogen. 

Wir kommen zur Frage 105 des Herrn Abge-
ordneten Josten: 

Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten, auf Grund unserer 
eigenen furchtbaren Erfahrungen im Dritten Reich zur Erleichte-
rung des Schicksals von Juden in der Sowjetunion beizutragen? 

Bitte sehr, Herr Staatssekretär! 

Moersch, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Herr Abgeord-
neter, ich nehme an, daß Sie mit Ihrer Frage auf den 
Leningrader Flugzeugentführerprozeß anspielen. 
Ich darf Ihnen sagen, daß viele Regierungen, unter 
ihnen auch die Bundesregierung, damals im Falle 
des Prozesses von Leningrad wegen der Entfüh-
rungsversuche und der Entführung von Flugzeu-
gen der sowjetischen Regierung ihre Auffassung 
zur Kenntnis gebracht haben, daß es möglich sein 
möge, die Todesurteile im Sinne einer Begnadigung 
zu überprüfen. Tatsächlich sind die in Leningrad 
ausgesprochenen Todesurteile, wie Sie wissen, in 
Haftstrafen umgewandelt worden. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Josten. 

Josten (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, darf ich 
Sie fragen, nachdem mich Ihre Antwort nicht be-
friedigt, weil ich doch ganz klar gefragt habe, ob 
wir zur Erleichterung des Schicksals von Juden in 
der Sowjetunion — — 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordneter, 
Sie haben keine Feststellung darüber zu treffen, ob 
Sie die Frage befriedigt. Sie haben nur eine wei-
tere Frage zu stellen. 

Josten (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, glauben 
Sie nicht, daß gerade die Bundesrepublik auf der 
Suche nach Hilfe für die Juden in Rußland den 
Appell des jüdischen Kongresses in Brüssel zum 
Anlaß nehmen sollte, mit den Regierungen der 
freien Welt die Vereinten Nationen zur Mithilfe zu 
mobilisieren? 

Moersch, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Herr Abgeordne-
ter, die Bundesrepublik Deutschland ist nicht Mit-
glied der Vereinten Nationen. Das wäre ein for-
maler Grund, den ich hier anführe. Aber ich glaube, 
daß die Antwort auf eine Frage in diesem Sinne 
auch davon abhängig zu machen ist, ob die Be-
antwortung denen nützt, denen Sie möglicherweise 
nützen wollen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine zweite Zusatz-
frage, Herr Abgeordneter Josten. 
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Josten (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, sieht 
die Bundesregierung keine Möglichkeit, die Sowjet-
regierung zu bitten, jüdischen Staatsbürger die Er-
laubnis zur Auswanderung zu gewähren? 

Moersch, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Herr Abgeord-
neter, die Gesetze der einzelnen Staaten, die die 
Auswanderung betreffen, sind verschieden. Auch 
die Auffassungen über die Notwendigkeit von Ge-
setzen dieser Art  sind verschieden. Sie können es 
beklagen, daß das so ist. Aber es ist für die Bun-
desregierung unmöglich, sich in Gesetzgebungsver-
fahren anderer Länder einzumischen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Ich komme zur 
Frage 106 des Herrn Abgeordneten Dr. Hupka: 

Ist es der Bundesregierung möglich, hei der Handelsmission 
in Warschau ein Faltblatt mit der „Information" der polnischen 
Regierung „über Maßnahmen zur Lösung humanitärer Probleme" 
zur Verfügung zu stellen. damit es dort von Interessenten jeder-
zeit abgerufen werden kann? 

Bitte, Herrn Staatssekretär! 

Moersch, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Herr Abgeordne-
ter, Interessenten, die sich bei der Handelsvertre-
tung der Bundesrepublik Deutschland in Warschau 
wegen einer Übersiedlung in das Bundesgebiet 
erkundigen, erhalten Auskunft unter Verwendung 
der „Information der Regierung der Volksrepublik 
Polen". Übersiedlungswillige und deren Angehörige 
wenden sich allerdings kaum an die Handelsver-
tretung, sondern fast nur an das Deutsche Rote 
Kreuz und dessen Kreisverbände oder an das Pol-
nische Rote Kreuz. Das Deutsche Rote Kreuz ver-
wendet bei Auskunftsersuchen das Merkblatt seines 
Suchdienstes Hamburg, das den wesentlichen Teil 
der „Information" im Wortlaut enthält. 

Ein Bedürfnis für eine Verteilung der „Informa-
tion" durch unsere Handelsvertretung hat sich un-
ter diesen Umständen bisher nicht ergeben. Sollte 
sich eine Verteilung künftig als erforderlich und 
zweckmäßig erweisen, so wird dies selbstverständ-
lich geschehen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Dr. Hupka. 

Dr. Hupka (SPD) : Wäre es aber vielleicht mög-
lich, die Rundfunkanstalten, die etwa in Gleiwitz 
oder in Ratibor gut gehört werden, zu bitten, in 
regelmäßigen Abständen die „Information" in deut-
scher und auch in polnischer Sprache zu veröffent-
lichen, und hier bekanntzugeben, zu welcher Zeit das 
geschieht, weil sehr viele Gerüchte in dem Sinne 
umlaufen, daß die ganze Aktion schon im Jahre 1971 
zu Ende sein könnte? 

Moersch, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Herr Abgeordne-
ter, ich will erwägen, ob das notwendig erscheint. 
Soweit mir bekannt ist, ist diese „Information" in 
den Nachrichtensendungen durchaus bekanntgege-
ben worden. Wenn sich herausstellen sollte, daß 

Gerüchte zu Aufregungen führen, wird es im Inter-
esse aller Beteiligten, auch der polnischen Seite, 
sein, diese Gerüchte durch Tatsachen zu ersetzen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine zweite Zusatz-
frage, Herr Abgeordneter Dr. Hupka. 

Dr. Hupka (SPD) : Das war eine einmalige „In-
formation". Deswegen noch einmal die Frage, ob es 
nicht mindestens erwogen werden könnte, den 
Rundfunkanstalten die Anregung zu geben — denn 
das liegt ja zum Teil schon vier oder sechs Wochen 
zurück, und es ist alles fragmentarisch berichtet 
worden —, einfach den Text der „Information" zu 
einer bestimmten Abendzeit, vielleicht einmal in der 
Woche in deutscher und, wenn möglich, in polnischer 
Sprache zu veröffentlichen. 

Moersch, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Herr Abgeordne-
ter, zunächst möchte ich darauf hinweisen, daß es 
eine volle Unabhängigkeit der Rundfunkanstalten 
gibt. Sie haben nichts anderes gesagt, aber man 
könnte etwas anderes heraushören, und es ist von 
anderer Seite auch schon herausgehört worden. Ich 
muß großen Wert darauf legen, das zu sagen. Es 
gibt Mitglieder dieses Hohen Hauses, die als Mit-
glieder des Rundfunkrates Gelegenheit haben, diese 
Frage dort selbst vorzubringen. 

Die Bundesregierung wird auf Grund Ihrer Frage 
den Sachverhalt noch einmal überprüfen und wird 
dann nach geeigneten Wegen suchen, etwa eine 
solche Wiederholung vornehmen zu lassen, falls es 
nicht seitens der Anstalten gerade auf Grund dieser 
Fragestellung schon geschehen sollte. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Dr. Czaja. 

Dr. Czaja (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, wes-
halb halten Sie es eigentlich nicht für zweckmäßig, 
daß die Handelsmission Informationen, und zwar 
mit dem genauen Wortlaut der ausgetauschten Ver-
öffentlichungen, weitergibt, da aus zahllosen Brie-
fen eine große Unsicherheit der betroffenen Bevöl-
kerung spricht und andererseits Vertreter unserer 
Auslandsbehörden eine Obhutspflicht gegenüber 
deutschen Staatsangehörigen haben? 

Moersch, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Herr Abgeordne-
ter, die Frage, die Sie stellen, gibt mir Gelegenheit, 
darauf hinzuweisen, daß dort, wo an die Handels-
vertretungen Anfragen gestellt worden sind — es 
sind nur sehr wenige, noch nicht einmal ein Dut-
zend —, diese Anfragen selbstverständlich völlig 
korrekt und umfassend beantwortet worden sind. 
Aber zunächst ist ja allen bekannt, daß der Adres-
sat das Deutsche Rote Kreuz ist. Die Betroffenen 
haben sich deshalb auch an die Dienststellen des 
Roten Kreuzes gewandt. Ich habe vorhin in meiner 
Antwort schon gesagt: Wenn sich herausstellen 
sollte, daß das zweckmäßig erscheint, bereiten wir 
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Parlamentarischer Staatssekretär Moersch 
das gerne vor. Das ist im übrigen auch schon in die 
Überlegungen einbezogen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Ich komme zur 
Frage 107 des Herrn Abgeordneten Dr. Hupka: 

Erwägt die Bundesregierung eine zusätzliche Information über 
die gesetzlichen Möglichkeiten, von denen die Aussiedler nach 
Ankunft in der Bundesrepublik Deutschland Gebrauch machen 
können, z. B. Rentenansprüche, Lastenausgleich, Förderschulen? 

Moersch, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Die Antwort lau-
tet wie folgt. Die Übersiedler erhalten bei ihrer An-
kunft den „Wegweiser für Aussiedler" des Bundes-
ministeriums des Innern, Abteilung für Vertriebene, 
Flüchtlinge und Kriegsgeschädigte. Diese Broschüre 
enthält auf 40 Seiten eine erschöpfende Information 
über  die  gesetzlichen Möglichkeiten, von denen 
Übersiedler Gebrauch machen können, darunter 
auch Auskünfte über Rentenansprüche, Lastenaus-
gleich und Förderschulen. Die demnächst erschei-
nende, unwesentlich ergänzte zehnte Auflage des 
„Wegweisers" wird als Sonderinformation für über-
gesiedelte Familien mit Kindern und Jugendlichen 
ein Einlageblatt über das Jugendgemeinschaftswerk 
enthalten. Die Bundesregierung glaubt, daß mit dem 
„Wegweiser" eine umfassende Unterrichtung der 
Übersiedler sichergestellt ist. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Dr. Hupka. 

Dr. Hupka (SPD): Das betrifft die Aussiedler, 

3) 
die hier eintreffen. Kann nicht durch eine Bekannt-
machung veranlaßt werden, daß die Aussiedler ihre 
Papiere möglichst vollständig mitbringen? Die Pa-
piere sind so unvollständig, daß die Aussiedler hier 
große Schwierigkeiten haben. Oft sind sie auch zu 
ängstlich, die Papiere durch die DDR mitzunehmen. 
Wenn eine derartige Bekanntmachung stattfände, 
würde das den Menschen drüben helfen und sie ver-
anlassen, auf alle Zeugnisse und Papiere Wert zu 
legen, damit sie sie hier vorweisen können. 

Moersch, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Herr Abgeordne-
ter, eben dies ist eine Erfahrung, die in den letzten 
Wochen ausgewertet worden ist. Sie dürfen ver-
sichert sein, daß die  zuständigen Stellen der Bun-
desregierung, vor allem das Bundesministerium des 
Innern ich bin hier nur indirekt betroffen —, sich 
dieser Sache mit großer Entschiedenheit angenom-
men haben und daß auf der anderen Seite dafür 
Sorge getragen wird, daß unvollständige Unterlagen 
nicht zu Schwierigkeiten führen. Wir haben hieraus 
bereits bestimmte Konsequenzen gezogen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine zweite Zu-
satzfrage des Herrn Abgeordneten Dr. Hupka. 

Dr. Hupka (SPD) : Diese Zusatzfrage könnte da-
hin gehen — da Sie nicht der zuständige Ressort-
mann sind, Herr Staatssekretär —, ob man nicht da-
für Sorge tragen sollte, daß die Zeugnisse so berück-
sichtigt werden, wie sie drüben ausgestellt worden 

sind, und daß Zeugnisse und Prüfungsdiplome nicht 
eventuell abgewertet werden mit der Folge, daß es 
bezüglich der Eingliederung Schwierigkeiten gibt. 

Moersch, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Bei der Hoch-
schätzung, die Zeugnisse in Deutschland im allge-
meinen genießen, Herr Abgeordneter, ist dies si-
cherlich ein nützlicher Gegenstand der Unterhaltung 
mit Kultusministern und den betroffenen Behörden. 
Falls wir in Deutschland dazu kommen sollten, mehr 
auf Leistung als auf Zeugnisse zu sehen, würde sich 
die Sache ohnedies erleichtern. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordneter 
Rollmann! 

Rollmann (CDU/CSU) : Ist es eigentlich nach wie 
vor so, Herr Staatssekretär, daß deutsche Umsiedler 
in dem Augenblick, wo sie den dortigen Raum ver-
lassen, ihre Ansprüche an die polnische Sozialver-
sicherung verlieren, und ist es weiterhin so, daß 
Polen, wenn sie aus der Bundesrepublik Deutschland 
nach Polen zurückgehen, ihre Ansprüche an die deut-
schesche Sozialversicherung behalten? 

(Abg. Dr. Apel: So etwas kann doch Herr Moersch 
nicht wissen!) 

Moersch, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Herr Abgeordne-
ter, das ist eine interessante Frage, zu der Ihnen der 
Herr Arbeitsminister sicher gerne Einzelheiten dar-
legen wird. Soweit mir bekannt ist, ruhen die An-
sprüche auf beiden Seiten. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Ich frage mich, ob 
diese Frage nicht überhaupt über die Hauptfrage hin-
ausgeht und deshalb nur als selbständige Frage zu-
gelassen werden könnte. Herr Abgeordneter 
Dr. Czaja. 

Dr. Czaja (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, darf 
ich fragen, ob Sie die Frage überhaupt hinsichtlich 
des richtigen Personenkreises beantwortet haben, da 
Sie ständig von „Übersiedlern" und „Übersiedlung" 
sprachen, während diese Personen in zahllosen deut-
schen Gesetzen wie in der Frage als „Aussiedler" 
bezeichnet werden. 

Moersch, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Herr Abgeord-
neter, das ist sicherlich kein Unterschied. Ich sehe 
soeben in meinen Unterlagen, daß es hier so steht. 
Da ich der Meinung bin, daß man, wenn man etwas 
falsch sagt, es gleichmäßig falsch sagen sollte, habe 
ich mich an den in den Unterlagen verwendeten 
Ausdruck gehalten. 

Dr.  Czaja (CDU/CSU) : Ich wäre aber dankbar, 
wenn nach den Gesetzen verfahren würde. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Keine Zusatz-
fragen. 
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Vizepräsident Jaeger 

Die Fragen 32 und 33 sind zurückgezogen. 

Die Fragen 34 und 35 werden auf Wunsch des 
Fragestellers schriftlich beantwortet. Die Antworten 
werden als Anlage abgedruckt. 

Ich danke Ihnen, Herr Staatssekretär. 

Ich komme zu den Fragen aus dem Geschäfts-
bereich des Bundesministers für Jugend, Familie 
und Gesundheit. Frau Bundesminister Strobel ist an-
wesend. 

Zunächst die Frage 49 des Abgeordneten Fiebig: 
Ist die Bundesregierung bereit, die in Kraft getretenen 

Verwaltungsvereinbarungen der früheren Bundesregierung zwi-
schen dem Bundesminister für das Gesundheitswesen vom 30. Ok-
tober 1967, dem Bundesminister des Innern vom 25. Oktober 
1967 und dem Bundesminister der Verteidigung vom 29. Novem-
ber 1967 (Nummer 6 b), wonach die bei den Mittelbehörden als 
Medizinaldezernenten, Veterinärdezernenten und Pharmazie-
dezernenten" tätigen Reserveoffiziere für den Sanitätsdienst 
der Bundeswehr nicht zur Verfügung stehen, zu revidieren? 

Frau Strobel, Bundesminister für Jugend, Fa-
milie und Gesundheit: Herr Kollege Fiebig, im Ein-
vernehmen mit dem Bundesminister der Verteidi-
gung und dem Bundesminister des Innern beant-
worte ich Ihre Frage wie folgt. 

Die im Jahre 1967 zwischen dem Bundesminister 
des Innern, dem Bundesminister der Verteidigung 
und dem damaligen Bundesminister für Gesundheits-
wesen geschlossene Verwaltungsvereinbarung dient 
der Sicherstellung des Bedarfs der Bundeswehr an 
Ärzten, Zahnärzten, Tierärzten und Apothekern für 
Spannungszeiten und für den Verteidigungsfall. Da-
nach können z. B. für die Bundeswehr in jedem 

9 Regierungsbezirk ein bestimmter Prozentsatz der 
Ärzte jeder Sparte beordert werden. 

In Nr. 6 dieser Verwaltungsvereinbarung ist ein-
schränkend festgelegt, daß bestimmte Gruppen von 
Ärzten, Zahnärzten, Tierärzten und Apothekern nicht 
für den Dienst in der Bundeswehr zur Verfügung 
stehen. Dabei handelt es sich überwiegend um Ärzte 
mit speziellen Fachkennntnissen und besonderer 
Verantwortung im öffentlichen Gesundheitsdienst. 

Die Medizinaldezernenten des öffentlichen Ge-
sundheitswesens, die Veterinärdezernenten des Le-
bensmittel- und Veterinärwesens und die Pharma-
ziedezernenten, die für die Sicherstellung der Arz-
neimittelversorgung und Regelung des Umgangs mit 
Giften verantwortlich sind, nehmen bei den Mittel-
behörden im Spannungs- und Verteidigungsfall für 
die Bevölkerung lebenswichtige Aufgaben wahr. 
Die Bundesregierung kann aus den dargelegten 
Gründen nicht bereit sein, die Nr. 6 b der vorge-
nannten Verwaltungsvereinbarung zu revidieren. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage. 

Fiebig (SPD) : Wie steht es dann mit dem Gleich-
heitsprinzip, wenn eine Beamtengruppe gegenüber 
der anderen benachteiligt wird, weil sie nicht an 
Reserveübungen teilnehmen kann und dadurch vom 
Beförderungsweg innerhalb der Bundeswehr aus-
geschlossen ist? 

Frau Strobel, Bundesminister für Jugend, Fa-
milie und Gesundheit: Herr Kollege, wir sind der 

Meinung, daß der Gleichheitsgrundsatz bei den in 
Nr. 6 b der vorgenannten Verwaltungsvereinbarung 
aufgeführten Personen nicht berührt wird. 

Durch die Festlegung der Zahl der der Bundes-
wehr zur Verfügung stehenden Ärzte, Zahnärzte, 
Apotheker  und Tierärzte soll sichergestellt werden, 
daß dem zivilen Sektor im Rahmen der verfügbaren 
Kräfte ein ausreichender Personenkreis zur Wahr-
nehmung lebenswichtiger Belange der staatlichen 
Selbstbehauptung und der öffentlichen Sicherheit zur 
Verfügung steht. Wir sind der Meinung, daß dies 
ein übergeordneter Grundsatz ist. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Keine Zusatzfrage. 

Die Fragen 50 und 51 des Abgeordneten Dr. 
Schmitt-Vockenhausen werden auf Wunsch des 
Fragestellers schriftlich beantwortet. Die Antworten 
werden als Anlage abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 52 der Abgeordneten Frau 
Schimschok auf: 

Ist der in Heft 1'1971 der Zeitschrift „Gesundes Leben" erschie-
nene Artikel „Bleivergiftung durch Keramikgeschirr" bekannt, in 
dem es heißt, daß Menschen an Bleivergiftung starben, weil sie 
Getränke, die in Keramikgeschirr aufbewahrt waren, zu sich 
genommen haben? 

Frau Strobel, Bundesminister für Jugend, Fa-
milie und Gesundheit: Frau Kollegin, von Zeit zu 
Zeit wird immer wieder berichtet, daß Menschen 
sterben mußten, weil sie Getränke aus Gefäßen ge-
trunken haben, die Blei abgegeben haben. In der 
Regel stellt sich bei der Nachprüfung heraus, daß die 
Gefäße nicht für die Aufnahme von Lebensmitteln 
bestimmt gewesen sind. Solche durch Unwissenheit 
oder auch durch Leichtfertigkeit hervorgerufene Un-
glücksfälle lassen sich nur vermeiden, wenn die 
Bevölkerung immer wieder auf die Gefährlichkeit 
der Verwendung ungeeigneter Behältnisse für Le-
bensmittel aufmerksam gemacht wird. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Keine Zusatzfrage. 
Ich rufe die Frage 53 der Frau Abgeordneten 

Schimschok auf: 
Erfolgt in der Bundesrepublik Deutschland eine Überwachung 

der keramischen Gebrauchsartikel — vor allem der viel gekauf-
en Römertöpfe —, um eventuelle Schädigungen des mensch-
lichen Organismus zu verhindern? 

Frau Strobel, Bundesminister für Jugend, Fa-
milie und Gesundheit: Keramische Gebrauchsartikel, 
die bei der Gewinnung, Herstellung, Verpackung 
und dem Genuß bestimmungsgemäß mit Lebens-
mitteln in unmittelbare Berührung kommen, sind 
Bedarfsgegenstände im Sinne des Lebensmittelge-
setzes. Nach diesem Gesetz ist es verboten, sie so 
herzustellen oder zu verpacken, daß sie bei bestim-
mungsgemäßem oder vorauszusehendem Gebrauch 
geeignet sind, die menschliche Gesundheit durch 
ihre Bestandteile oder Verunreinigungen zu schädi

-

gen. Sie werden im Rahmen der amtlichen Lebens-
mittelkontrolle laufend überwacht. Sollte dabei fest-
gestellt werden, daß sie den gesetzlichen Vorschrif-
ten nicht entsprechen, sind die für die Durchführung 
der Gesetze zuständigen Stellen zur Vermeidung 
von Schädigungen der menschlichen Gesundheit 
verpflichtet, umgehend den Verkauf zu unterbinden. 
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Bundesminister Frau Strobel 
Der Hinweis in dem von Ihnen zitierten Artikel, 
nach dem in der Bundesrepublik diese Gegenstände 
nicht überwacht werden, ist unrichtig. 

Schädigungen durch sogenannte Römertöpfe sind 
bisher nicht bekanntgeworden. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Ich komme damit 
zur Frage 54 des Abgeordneten Burger: 

Haben sich die verbesserten Bestimmungen des Bundessozial-
hilfegesetzes (§ 125 BSHG) für die Meldung von Behinderten 
über das Gesundheitsamt bewährt? 

Frau Strobel, Bundesminister für Jugend, Fa-
milie und Gesundheit: Herr Kollege Burger, es ist 
noch verfrüht — ich bitte um Entschuldigung, aber 
es ist leider so -, die Frage nach der Bewährung 
der Mitteilungspflicht gemäß § 125 Abs. 2 Bundes-
sozialhilfegesetz zu beantworten. Zur Verwirk-
lichung der Vorschrift bedurfte es zunächst näherer 
Durchführungsvorschriften des Bundes und der Län-
der. Ich habe zu diesem Zweck am 21. Juli 1970 eine 
Allgemeine Verwaltungsvorschrift erlassen, in der 
nähere Bestimmungen zur Durchführung der ärzt-
lichen Mitteilungspflicht und der Text der Mittei-
lungsblätter enthalten sind. 

Da die Ausführung des Bundessozialhilfegesetzes 
Sache der Länder ist, hatten diese zunächst auf 
Grund der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift des 
Bundes eigene Durchführungsvorschriften zu erlas-
sen und den Ärzten die Mitteilungsblätter zur Ver-
fügung zu stellen. Man wird deshalb noch einige 
Zeit abwarten müssen, bis ein Urteil fiber den Erfolg 
der Vorschriften abgegeben werden kann. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Ich rufe die Frage 55 
des Abgeordneten Burger auf: 

Werden die als Ergebnis der verbesserten Vorschriften zu er-
wartenden Unterlagen (§ 126 Abs. 3 BSHG) zuverlässige Zahlen 
für die Planung von Einrichtungen für Behinderte abgeben? 

Frau Strobel, Bundesminister für Jugend, Fa-
milie und Gesundheit: Ich bin zuversichtlich, daß 
durch die Beratungstätigkeit der Gesundheitsämter 
und durch die Mitteilungen der Ärzte an sie im 
Laufe der nächsten Jahre genügend zuverlässige 
Bedarfszahlen für die Planung der erforderlichen 
Einrichtungen für Behinderte ermittelt werden. Nach 
§ 125 Abs. 2 Bundessozialhilfegesetz hat der Arzt 
die ihm nach Abs. 1 bekanntwerdenden Behinderun-
gen ohne Namensnennung zu melden, d. h. aller-
dings, der Behinderten, die seine Praxis aufsuchen. 

Es erscheint hinreichend gesichert, daß über die - 
in etwa vollständig zu erwartenden — Zahlen über 
behinderte Kinder und Jugendliche eine von Jahr zu 
Jahr vollständigere Gesamtstatistik der Behinder-
ten entsteht. Die Bundesregierung wird dem Deut-
schen Bundestag, wie es nach § 126 c Bundessozial-
hilfegesetz vorgeschrieben ist, bis zum 1. Oktober 
1972 einen Bericht vorlegen und sich zu diesem 
Zweck selbstverständlich rechtzeitig mit den Lin-
dern in Verbindung setzen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Ich rufe die Frage 56 
des Abgeordneten Dr. Gruhl auf. — Der Abgeord

-

nete ist nicht im Saal. Die Frage wird schriftlich be-
antwortet. Die Antwort wird als Anlage abgedruckt. 

Die Fragen 57 und 58 des Abgeordneten Lenzer 
werden auf Wunsch des Fragestellers schriftlich be-
antwortet. Die Antworten werden als Anlage ab-
gedruckt. 

Ich komme zur Frage 59 des Abgeordneten Drö-
scher. - Der Abgeordnete ist nicht im Saal. Die 
Frage wird schriftlich beantwortet. Die Antwort wird 
als Anlage abgedruckt. - Ich danke Ihnen, Frau 
Bundesminister. 

Ich komme zu den Fragen aus dem Geschäftsbe-
reich des Bundesministers für Bildung und Wissen-
schaft.  Zur Beantwortung steht Herr Parlamenta-
rischer Staatssekretär Dr. von Dohnanyi zur Ver-
fügung. Ich rufe zunächst die Frage 94 des 
Abgeordneten Hansen auf: 

Wann beabsichtigt die Bundesregierung, der Bund-Länder-
Kommission ein Modell für die Ausbildung zum Stufenlehrer 
vorzuschlagen, in dem unter anderem die Auswirkungen auf 
die Besoldung und das Laufbahnrecht berücksichtigt werden? 

Bitte sehr, Herr Staatssekretär! 

Dr. von Dohnanyi, Parlamentarischer Staats-
sekretär beim Bundesminister für Bildung und Wis-
senschaft: Die Kompetenz für Regelungen zur Aus-
bildung der Lehrer liegt, Herr Kollege Hansen, bei 
den Ländern. Für den Bund bieten sich im Rahmen 
der Bund-Länder-Kommission Ansätze, gemeinsam 
mit den Ländern Vorstellungen für die Ausbildung 
des zukünftigen Stufenlehrers, den wir auch im Bil-
dungsbericht als Konzept unterstellt haben, zu ent-
wickeln. Der Bundesminister für Bildung und Wis-
senschaft hofft, daß in der Bund-Länder-Kommis-
sion gemeinsam von Bund und Ländern ein Lehrer-
bildungsmodell entwickelt wird, das der sachlichen 
Notwendigkeit gerecht wird und in den noch strit-
tigen Fragen zu einer befriedigenden Lösung führt. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage. 

Hansen (SPD) : Herr Staatssekretär, sind Sie 
mit mir der Auffassung, daß der Rolle der Lehrer 
bei den geplanten Innovationen eine ganz besondere 
Bedeutung zukommt und deshalb die Bundesregie-
rung alles tun sollte, um möglichst bald eine Eini-
gung in der Bund-Länder-Kommission herbeizufüh-
ren, die besonders die Gleichwertigkeit der Lehrer-
ausbildung zum Inhalt hat, so wie es auch im Bil-
dungsbericht der Bundesregierung angedeutet wor-
den ist? 

Dr. von Dohnanyi, Parlamentarischer Staats-
, Sekretär beim Bundesminister für Bildung und Wis-
senschaft: Herr Kollege Hansen, die Bundesregie-
rung teilt Ihre Auffassung, daß die Ausbildung der 
Lehrer eine zentrale Frage innerhalb der Bildungs-
reform ist, und ist mit Ihnen von der Notwendig-
keit überzeugt, im Rahmen der Bund-Länder-Kom-
mission und an anderer Stelle zu einer gemeinsamen 
Lösung in der Lehrerausbildungsfrage zu kommen. 

(Abg. Hansen: Und das möglichst bald!) 
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Vizepräsident Dr. Jaeger: Keine Zusatzfrage. 
Die Frage 95 des Abgeordneten Dr. Gölter ist vorn 
Fragesteller zurückgezogen worden. 

Ich rufe die Frage 96 der Frau Abgeordneten Dr. 
Walz auf: 

Ist die europäische Zusammenarbeit in Forschumg und Ent-
wicklung für die Bundesregierung ein Bestandteil ihrer Integra-
tionspolitik, oder betrachtet sie die europäische technologische 
Zusammenarbeit nur als Ergänzung ihrer nationalen Technologie-
politik? 

Bitte sehr, Herr Staatssekretär! 

Dr. von Dohnanyi, Parlamentarischer Staats-
sekretär beim Bundesminister für Bildung und 
Wissenschaft: Frau Kollegin Walz, die europäische 
Zusammenarbeit in Forschung und Entwicklung ist 
für die Bundesregierung sicherlich ein Bestandteil 
der Integrationspolitik. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage, 
Frau Abgeordnete Dr. Walz. 

Frau Dr. Walz (CDU/CSU): Warum war dann 
der Rede des Ministers Leussink im Europarat zu 
entnehmen, daß zu dritt zu handeln mehr sein 
könne, als in sehr viel größerem Kreis zu beraten? 

Dr. von Dohnanyi, Parlamentarischer Staats-
sekretär beim Bundesminister für Bildung und 
Wissenschaft: Frau Kollegin Walz, dieser Satz des 
Ministers bezieht sich auf folgende Tatbestände: 
Überall dort, wo man - und Ihre nächste Frage 
wird ja mit diesem Problem zusammenhängen —
trotz aller Bemühungen nicht in der Lage Ist, eine 
gemeinsame Lösung zu finden, muß man Sorge da-
für tragen, daß sich nicht etwa Hohlräume, Lücken 
bilden, in denen nichts geschieht. Und so hat der 
Minister dann formuliert, in diesen Fällen könne 
es mehr sein, zu dritt oder zu viert etwas zu tun, 
als zu vielen zusammenzusitzen und zu beraten, 
aber kein Ergebnis zustande zu bringen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine zweite Zusatz-
frage, Frau Abgeordnete Dr. Walz. 

Frau Dr. Walz (CDU/CSU) : Warum hat die Bun-
desregierung bei den letzten europäischen Ratsta-
gungen der Forschungsminister nur darauf gedrun-
gen, die gemeinsame Forschungsstelle stärker aus 
ihrem supranationalen Verbund zu lösen, ohne 
gleichzeitig ein Gemeinschaftsprogramm für diese 
gemeinsame Forschungsstelle durchzusetzen und 
engere europäische Strukturen für eine europäische 
Forschungspolitik vorzuschlagen? 

Dr. von Dohnanyi, Parlamentarischer Staats-
sekretär beim Bundesminister für Bildung und 
Wissenschaft: Frau Kollegin Walz, frühere Bundes-
regierungen haben den Versuch gemacht, ein lang-
fristiges Forschungsprogramm für die gemeinsame 
Forschungsstelle zu erstellen, und frühere Bundes-
regierungen sind mit diesem Versuch gescheitert. 
Die neue Bundesregierung hat wenige Tage nach 
dem Beginn ihrer Arbeit — bereits am 28. Oktober  

1969 - in der Ministerkonferenz der Forschungs-
minister einen Durchbruch in der Frage der zukünf-
tigen Gestaltung der gemeinsamen Forschungs-
stelle erzielt. Dieser Durchbruch geht dahin, daß 
der Forschungsstelle mehr Selbständigkeit im Rah-
men der europäischen Arbeit eingeräumt werden 
soll. Das ist schließlich nach langen Verhandlun-
gen mit den europäischen Partnern Grundlage einer 
Konzeption geworden, der sowohl Kommission als 
auch Ministerrat zugestimmt haben. Man konnte 
nicht erwarten, daß mit diesem organisatorischen 
Durchbruch, der ja die Grundlage für eine Verbes-
serung der Forschungspolitik werden soll, zugleich 
auch das Forschungsprogramm verabschiedet wer-
den konnte. Das wird nun in den kommenden Mo-
naten zu tun sein. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Ich komme damit 
zu Frage 97 der Frau Abgeordneten Dr. Walz: 

Welche Funktion gibt die Bundesregierung der bi- und tri

-

lateralen Zusammenarbeit im Rahmen dieser Integrationspolitik, 
und wie vermeidet sie Inkohärenzen? 

Dr. von Dohnanyi, Parlamentarischer Staats-
sekretär beim Bundesminister für Bildung und Wis-
senschaft: Frau Kollegin Walz, ich unterstelle zu-
nächst, daß Sie mit den Begriffen „bilateral" und 
„trilateral" auch andere Formen der Zusammenar-
beit meinen, die nicht kommunitär sind. 

Im Rahmen einer Integrationspolitik sieht die 
Bundesregierung die Bedeutung dieser Formen von 
Zusammenarbeit insbesondere in zwei Funktionen: 
einmal in der Funktion der Vorbereitung von multi-
lateralen Entscheidungen z. B. im Rahmen des 
deutsch-französischen Freundschaftsvertrages — so 
kann die multilaterale Zusammenarbeit durch Vor-
bereitung gestärkt werden —, zum anderen in einer 
Funktion, die darin besteht, bei einer bestehenden 
Verschiedenheit von Interessen die europäische In-
tegrationspolitik auch dann voranzutreiben, wenn 
es zu einer multilateralen Lösung nicht kommen 
kann. Wir haben in der vorhergehenden Frage eben 
auf diesen Punkt Bezug genommen. 

Um Inkohärenzen oder Widersprüche zu vermei-
den, versucht die Bundesregierung, soweit wie mög-
lich im Rahmen der europäischen Gemeinschaften 
Ergänzungsprogramme zwischen den interessierten 
Partnern zu fördern und sie in den Gemeinschafts-
rahmen einzubauen. Ist auch dies nicht möglich, so 
wird darauf geachtet, daß bei allen Abkommen eine 
künftige Mitarbeit weiterer Partner vertraglich mög-
lich bleibt. 

Künftig soll im übrigen durch die von der Bundes-
regierung vorgeschlagenen Verfahren der Konfron-
tation — nämlich der Gegenüberstellung von Pro-
grammen — und der Konsultation — d. h. der vor-
hergehenden Beratung über Beitrittsmöglichkeiten —
eine frühzeitige Information der europäischen Part-
ner erfolgen, die eine Mitarbeit und Abstimmung 
mit anderen europäischen Staaten ermöglicht. 

Ich habe Ihnen, Frau Kollegin Walz, mit Datum 
vom 3. März auf Ihre Frage vom 11. Februar schrift-
lich geantwortet und diese neuen Verfahren — Kon-
sultation und Konfrontation — erläutert. 
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Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage 
der Frau Abgeordneten Dr. Walz. 

Frau Dr. Walz (CDU/CSU) : Befürchtet die Bun-
desregierung, Herr Staatssekretär, keine industrie-
politischen Komplikationen, wenn sie auf dem Nu-
kleargebiet, etwa bei der Reaktorzusammenarbeit 
zwischen Deutschland und den Benelux-Staaten, an-
dere Partnerschaften fördert als auf dem Anreiche-
rungsgebiet, wo Deutschland, Großbritannien und 
die Niederlande zusammenarbeiten, während sich 
gleichzeitig auf dem Wiederaufarbeitungsgebiet 
deutsche, französische und britische Firmen zusam-
menschließen? 

Dr. von Dohnanyi, Parlamentarischer Staats-
sekretär beim Bundesminister für Bildung und Wis-
senschaft: Frau Kollegin Walz, das ist sicherlich ein 
ernstes Problem. Die Situation, die Sie eben schil-
dern, ist im Verlauf eines Jahrzehnts europäischer 
Technologiepolitik entstanden. Ich möchte sagen, 
daß der Durchbruch, der in der Stärkung der gemein-
samen Forschungsstelle erreicht wurde, Grundlage 
sein könnte - und dies hat die Bundesregierung 
ganz klar im Ministerrat der Forschungsminister 
erklärt — für ein Wiederzusammenführen dieser 
sicherlich unzweckmäßigerweise auseinanderlaufen

-

den verschiedenen Projekte. Aber so, wie die Pro-
jekte gelaufen sind, und zwar mangels koordinierter 
europäischer Forschungspolitik in den vergangenen 
Jahren, mußte die Bundesregierung von der von ihr 
vorgefundenen Ausgangsposition ausgehen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine zweite Zusatz-
frage, Frau Abgeordnete Dr. Walz. 

Frau Dr. Walz (CDU/CSU): Wäre die Bundesre-
gierung eventuell bereit, die deutsch-französischen 
Projekte Sinfonie und Höchstflußreaktor für eine 
Zusammenarbeit in der ESRO oder CETS bzw. in den 
europäischen Gemeinschaften als ein europäisches 
Gemeinschaftsprojekt anzubieten und in diesem 
Sinne eventuell auf ihre französischen Partner ein-
zuwirken? 

Dr. von Dohnanyi, Parlamentarischer Staats-
sekretär beim Bundesminister für Bildung und Wis-
senschaft: Frau Kollegin Walz, die Bundesregierung 
hat in bilateralen, trilateralen und multilateralen 
Verhandlungen immer wieder darauf hingewiesen, 
daß sie jederzeit bereit ist, alle Projekte, die nicht 
auf einer gemeinschaftlichen europäischen Basis 
stehen, aber eine solche Basis für ihre Durchführung 
brauchen würden, unter der Voraussetzung einzu-
bringen, daß eine effiziente Lösung für die Führung 
solcher Projekte auf gemeinschaftlicher Ebene ge-
funden werden kann. Das Problem der europäischen 
Forschungspolitik besteht ja entscheidend darin, daß 
die multilaterale Arbeit sehr häufig in der Frage der 
Effizienz, der Durchschlagskraft und des Tempos der 
Lösungen leidet. Hier muß also, wenn man die Basis 
verbreitern will, auch eine Grundlage gefunden wer-
den, die organisatorisch solche technologisch kom-
plizierten Projekte trägt. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Ich komme zur 
Frage 98 des Abgeordneten Wohlrabe: 

Treffen Meldungen zu, nach denen die wegen Verdacht auf 
Beihilfe zum Mord in einem kalifornischen Gefängnis einsit-
zende amerikanische Kommunistin Angela Davis und der ehe

-malign Propagandachef der kommunistischen Black Panther, 
Aldridge Cleaver, der zur Zeit im algerischen Exil lebt, vom 
Präsidenten der Freien Universität Berlin, Rolf Kreibich, oder 
vorn Vizepräsidenten der Freien Universität Berlin, Uwe Wesel, 
auf Kosten des deutschen Steuerzahlers zu Gastvorlesungen 
eingeladen wurden? 

Bitte sehr, Herr Staatssekretär! 

Dr. von Dohnanyi, Parlamentarischer Staats

-

Sekretär beim Bundesminister für Bildung und Wis-
senschaft: Ich darf zunächst, Herr Präsident, fragen, 
ob ich beide Fragen im Zusammenhang beantworten 
darf. 

Vizepräsident Dr. Jaeger:  Das können Sie 
tun. — Ich rufe auch die Frage 99 auf: 

Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß derartige Ein-
ladungen vertretbar sind? 

Bitte sehr! 

Dr. von Dohnanyi, Parlamentarischer Staats

-

Sekretär beim Bundesminister für Bildung und Wis-
senschaft: Herr Kollege Wohlrabe, zunächst trifft 
es zu, daß Frau Angela Davis am 1. Februar 1971 
von dem im Präsidialamt der Freien Universität da-
für zuständigen Vizepräsidenten, Professor Wesel, 
zu Gastvorlesungen eingeladen worden ist. Diese 
Einladung erfolgte, nachdem das Präsidialamt aus 
dem Fachbereich 11 — Philosophie und Sozialwissen-
schaften   über einen entsprechenden Beschluß des 
Rates des Fachbereiches informiert und gebeten wor-
den war, die Einladung auszusprechen. Bedenken im 
Präsidialamt, die Einladung könne als Eingriff in ein 
schwebendes Verfahren angesehen werden, wurden 
zurückgestellt, nachdem zwischen dem Präsidialamt 
und dem um Vermittlung gebetenen Professor Mar-
cuse vereinbart worden war, Frau Davis die Ein-
ladung zu einem geeigneten Zeitpunkt übergeben zu 
lassen. Dagegen trifft es nach den uns gegebenen 
Auskünften nicht zu, daß Aldridge Cleaver von der 
Freien Universität eingeladen worden ist. 

Bei Frau Davis handelt es sich nach Auffassung 
des Präsidialamtes der Freien Universität um eine 
qualifizierte junge Wissenschaftlerin, die längere 
Zeit in Deutschland studiert hat und die deutsche 
Sprache beherrscht. Über die gegen sie erhobenen 
strafrechtlichen Vorwürfe hat ein Gericht noch nicht 
entschieden. Ferner weise ich darauf hin, daß sie 
nach meiner Kenntnis die Einladung der Freien Uni-
versität bisher weder erhalten noch angenommen 
hat. Im übrigen, Herr Kollege Wohlrabe, wenn eine 
Hochschule in der Bundesrepublik zu Gastvorlesun-
gen einlädt, ist das in erster Linie ihre Sache und 
der für sie zuständigen obersten Landesbehörde. 
Die Bundesregierung kann nicht unmittelbar darauf 
Einfluß nehmen, welche Gäste zu Vorlesungen an 
Universitäten eingeladen werden. Eine abschlie-
ßende Beurteilung der Einladung von Frau Davis 
wird in dem Augenblick möglich sein, in dem die 
gerichtlichen Vorwürfe gegen Frau Davis geklärt 
sind. 
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Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage 
der Herr Abgeordnete Wohlrabe. 

Wohlrabe (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, ich 
möchte vor allen Dingen die zweite Frage noch ein-
mal zum Anlaß einer Nachfrage nehmen. Würden 
Sie doch bitte die Freundlichkeit besitzen, wenn 
schon die Bundesregierung nicht bereit ist, ihre 
abschließende Meinung zu einem so unerhörten 
Fall kundzutun, wenigstens Ihre persönliche hier 
zu sagen. 

Dr. von Dohnanyi, Parlamentarischer Staats-
sekretär beim Bundesminister für Bildung und 
Wissenschaft: Herr Kollege Wohlrabe, ich stehe 
hier nicht als Person, sondern als Vertreter der 
Bundesregierung und habe als solcher meine Mei-
nung gesagt. 

Wohlrabe (CDU/CSU): Sie haben also keine 
dazu. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordneter 
Wohlrabe, das kann ich hier nicht durchgehen las-
sen. Sie können nicht sagen, daß der Herr Staats-
sekretär keine persönliche Meinung hat. Das kön-
nen Sie erstens nicht beweisen und zweitens hier 
nicht sagen. Der Staatssekretär steht hier tatsäch-
lich nur als Vertreter der Bundesregierung, und 
Sie können nur die Bundesregierung fragen. Das 
andere machen Sie nachher in coram. 

Dr. von Dohnanyi, Parlamentarischer Staats-
sekretär beim Bundesminister für Bildung und 
Wissenschaft: Herr Präsident, wenn ich im Namen 
der Bundesregierung erklären darf, daß der Parla-
mentarische Staatssekretär im Bundesministerium 
für Bildung und Wissenschaft jederzeit bereit ist, 
eine öffentliche Diskussion mit Herrn Wohlrabe 
über diese Fragen zu führen, dann genügt das viel-
leicht. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine zweite Zusatz-
frage des Herrn Abgeordneten Wohlrabe. 

Wohlrabe (CDU/CSU): Aus den letzten Einlas-
sungen des Herrn Staatssekretärs entnehme ich, daß 
er anderer Meinung ist als ich. Insofern ist die 
Frage zumindest für mich beantwortet. 

Ich möchte eine zweite Zusatzfrage stellen. 
Welche Kriterien legen Sie für die wissenschaft-
liche Qualifikation von Frau Davis an? 

Dr. von Dohnanyi, Parlamentarischer Staats-
sekretär beim Bundesminister für Bildung und 
Wissenschaft: Zunächst, Herr Kollege Wohlrabe, 
darf ich noch einmal präzise wiederholen, was ich 
gesagt habe. Ich habe gesagt: „Bei Frau Davis 
handelt es sich nach Auffassung des Präsidialamtes 
der Freien Universität ..." Ich habe also nicht von 
meiner Meinung darüber gesprochen, was Frau 
Davis für Qualifikationen hat, auch nicht von der 

Auffassung der Bundesregierung, sondern von den 
Auffassungen der einladenden Universität. Ich habe 
dann für die Bundesregierung darauf hingewiesen, 
daß die Frage der Beurteilung von Gästen, die an 
eine Universität eingeladen werden, eine Sache der 
Universität ist und daß wir hier kein Eingriffsrecht 
haben. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordneter 
Wohlrabe, wollen Sie noch eine Zusatzfrage stellen? 
- Es stehen Ihnen noch zwei zu. - Sie wollen 
keine Zusatzfrage mehr stellen. 

Herr Abgeordneter Hansen! 

Hansen (SPD) : Herr Staatssekretär, unabhängig 
davon, daß es in erster Linie Sache der einladenden 
Universität ist, wen sie einlädt, möchte ich Sie fra-
gen: Teilen Sie meine Auffassung, daß es bei der 
Einladung von ausländischen Wissenschaftlern 

(Abg. Dr. Marx [Kaiserslautern] : Was heißt 
„Wissenschaftler?") 

in erster Linie darauf ankommt, die wissenschaft-
liche Qualifikation zu prüfen, daß aber rassistische 
oder ideologische Vorurteile bei einer solchen Ein-
ladung keine Rolle spielen dürften? 

(Zuruf von der CDU/CSU: Aber kriminelle!) 

Dr. von Dohnanyi, Parlamentarischer Staats-
sekretär heim Bundesminister für Bildung und Wis-
senschaft: Herr Kollege Hansen, ich bin sicher, daß 
rassistische oder ideologische Vorurteile nicht Kri-
terium bei der Einladung von Gästen an Universi-
täten sein sollten. Aber ich bin auch sicher, daß der 
Kollege Wohlrabe sich hier nicht auf rassistische, 
sondern auf Fragestellungen anderer Art bezogen 
hat. 

(Ahg. Wohlrabe: Kriminelle!) 

So ernst die Fragestellung ist, die hier zur Diskus-
sion steht, möchte ich doch darauf hinweisen, daß 
bei der Auswahl von Gästen an Universitäten natür-
lich neben sachlichen Qualifikationen immer auch 
wieder — da es sich ja um Lehrer handelt — andere 
Qualifikationen einbezogen werden müssen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordneter 
Rollmann! 

Rollmann (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
macht sich die Bundesregierung die Qualifikations-
beurteilung des Präsidialamtes der Freien Universi-
tät in bezug auf Frau Davis zu eigen? 

Dr. von Dohnanyi, Parlamentarischer Staats-
sekretär beim Bundesminister für Bildung und Wis-
senschaft: Herr Kollege Rollmann, wenn das Bun-
desministerium für Bildung und Wissenschaft bei 
den Hunderten von Gästen, die an Universitäten 
in der Bundesrepublik eingeladen werden, 

(Abg. Dr. Apel: Sehr richtig!) 

jedes Mal den Versuch machte, ihrerseits eine Auf

-

gabe nachzuvollziehen, die ihr nicht zusteht, würde 
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Parlamentarischer Staatssekretär Dr. von Dohnanyi 
es die Aufgaben, die in seiner Kompetenz liegen, 
auf die Dauer nicht mehr erfüllen können. 

(Zustimmung bei der SPD. — Abg. Wohl

-
rabe: Ich möchte Ihr Geschrei hören, wenn 

Rechtsradikale eingeladen werden!) 

Insofern haben wir in bezug auf die sachliche 
Qualifikation von Frau Davis keine Entscheidung  
zu treffen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage 
des Herrn Abgeordneten Dr. Sperling. 

Dr. Sperling (SPD): Herr Staatssekretär, hält es 
die Bundesregierung für richtig, daß auch eine Per-
son, die Farbige oder Kommunistin ist oder die in 
ein Strafverfahren verwickelt ist, wissenschaftliche 
Vorträge halten kann? 

Dr. von Dohnanyi, Parlamentarischer Staats-
sekretär beim Bundesminister für Bildung und 
Wissenschaft: Die Frage, Herr Kollege Sperling, 
muß je nach dem Einzelfall beurteilt werden. Aber 
selbstverständlich kann die Frage der Einladung, 
als Gast an einer Hochschule zu lesen, nicht nach 
rassistischen Kriterien oder danach beurteilt wer-
den, wo jemand politisch steht. Das ist für die Bun-
desregierung ganz selbstverständlich. Dennoch 
möchte ich hinzufügen: es ist immer eine Frage des 
Einzelfalles, und insofern verstehe ich auch die 
Sorgen, die hier vorgebracht worden sind. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Wir kommen zur 
Frage des Abgeordneten Dr. Slotta. — Der Frage-
steller ist nicht im Saal; die Frage wird schriftlich 
beantwortet. Die Antwort wird als Anlage abge-
druckt. 

Ich rufe die Frage 101 des Herrn Abgeordneten 
Dr. Schmid-Burgk auf: 

War der Bundesreqierung bekannt, daß der von ihr in die 
deutsch-schwedische Kommission zur Demokratisierung von Bil-
dung und Forschung berufene Hamburger Lehrer Alfred Dreck-
mann nach dem Urteil der Großen Strafkammer 8 des Landge-
richts Hamburg vom 5. Mai 1970 im Bergedorfer Brandstifterpro-
zeß (Az. 1381 156/69 — 141 KLS 1/69) zur „Bergedorfer Kern-
gruppe der APO" gehört und Mitglied des Kreisvorstandes der 
DKP in Hamburg-Bergedorf ist? 

Bitte, Herr Staatssekretär! 

Dr. von Dohnanyi, Parlamentarischer Staats-
sekretär beim Bundesminister für Bildung und Wis-
senschaft Herr Kollege Schmid-Burgk, der Bundes-
regierung waren die Tatbestände nicht bekannt. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Schmid-Burgk. 

Dr. Schmid -Burgk (CDU/CSU) : Da inzwischen 
bekannt ist, daß Herr Dreckmann abberufen wurde, 
möchte ich fragen, auf welche Weise und durch wel-
che Rückfragen sich die Bundesregierung davon 
überzeugt hat, daß es sich bei Herrn Dreckmann um 
eine Persönlichkeit handelt, die für eine Regierungs-
kommission qualifiziert ist. 

Dr. von Dohnanyi, Parlamentarischer Staats-
sekretär beim Bundesminister für Bildung und Wis-
senschaft: Herr Kollege Schmid-Burgk, bei der Aus-
wahl der Mitglieder der deutsch-schwedischen Kom-
mission sind wir etwa wie folgt vorgegangen. Von 
beiden Seiten - es ist ja eine gemeinsam arbei-
tende Kommission - sollten etwa acht oder neun 
Mitglieder ernannt werden. Der Kommission sollten 
nicht über 18 Mitglieder angehören. In der Bundes-
republik gibt es etwa 15 Gewerkschaften oder Ver-
bände, die dann, wenn eine dieser Institutionen ein 
direktes Vorschlagsrecht bekäme, ihrerseits mit 
Recht fordern könnten, daß auch sie dieses Recht 
bekämen. 
Aus diesem Grunde haben wir folgenden Weg 

gewählt. Wir haben uns über verschiedene Organi-
sationen und aus eigener Kenntnis bemüht, zunächst 
einen größeren Kreis von Personen auszuwählen, 
der für eine solche Aufgabe in Frage käme. Bei die-
sem Verfahren sind wir unter anderem auch da-
durch, daß Herr Dreckmann sich in der Diskussion 
über Fragen der Mitbestimmung in den Schulen her-
vorgetan hat, auf den Namen von Herrn Dreckmann 
gestoßen. Die Auswahl von Herrn Dreckmann er-
folgte also nicht unmittelbar auf der Grundlage des 
Vorschlages irgendeiner Institution, sondern auf der 
Basis des Verfahrens, das ich hier eben beschrieben 
habe. 

Dr. Schmid -Burgk (CDU/CSU) : Herr Staats-
sekretär, kann ich Ihrer Antwort entnehmen, daß 
Sie es nicht für notwendig gehalten haben, bei dem 
Hamburger Senat oder der Schulbehörde, der Herr 
Dreckmann untersteht, Rückfrage zu halten? Ist das 
ein Versehen, oder meinen Sie, daß das grundsätz-
lich nicht nötig ist? 

Dr. von Dohnanyi, Parlamentarischer Staats-
sekretär beim Bundesminister für Bildung und Wis-
senschaft: Herr Kollege Schmid-Burgk, diese Frage 
ist schwierig zu beantworten. Wir haben bei der 
Hamburger Schulbehörde natürlich zunächst nach 
den Funktionen von Herrn Dreckmann gefragt. Ich 
lege nahe, daß Sie sich die Mühe machen, sich an 
der Schule, an der Herr Dreckmann lehrt, nach seiner 
Qualifikation als Lehrer zu erkundigen. Wir haben 
uns nicht nach politischen Tätigkeiten, Äußerungen 
usw. von Herrn Dreckmann erkundigt. Wie Sie 
sehen, sind wir dann von diesem Tatbestand über-
rascht worden und haben daraus eine Konsequenz 
gezogen, wie sie angesichts der besonderen Situa-
tion auch gezogen werden mußte. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage 
des Herrn Abgeordneten Dr. Arndt. 

Dr. Arndt (Hamburg) (SPD) : Herr Staatssekretär, 
als Bergerdorfer Abgeordneter frage ich Sie, ob Sie 
bestätigen können, daß die Frage der Abberufung 
des Herrn Dreckmann zur Zeit der Fragestellung be-
reits dadurch längst erledigt war, daß die Landes-
organisation Hamburg der Sozialdemokratischen 
Partei und die Hamburger Bundestagsabgeordneten 
entsprechende Proteste bei Ihrem Hause eingelegt 
hatten. 
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Dr. von Dohnanyi, Parlamentarischer Staats-
sekretär beim Bundesminister für Bildung und Wis-
senschaft: Herr Kollege Arndt, um hier der Wahr-
heit Genüge zu tun, muß ich sagen, daß ich auf die 
besonderen politischen Aktivitäten und die Zugehö-
rigkeit von Herrn Dreckmann zur DKP nicht nur vom 
Landesvorstand der Sozialdemokratischen Partei in 
Hamburg, sondern auch auf anderem Wege hinge-
wiesen worden bin und daß Herr Rollmann daran 
ganz unmittelbar beteiligt war. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage 
des Herrn Abgeordneten Rollmann. 

Rollmann (CDU/CSU): Herr  Staatssekretär, was 
hat Sie dazu veranlaßt, als ich in der deutschen 
Presse auf die Einstellung und auf die Betätigung 
von Herrn Dreckmann hingewiesen habe, gegenüber 
der Bild-Zeitung am 20. Februar zu erklären: „Das 
ist dummes Zeug"? Ich habe den Ausschnitt aus der 
Bild-Zeitung hier. 

Dr. von Dohnanyi, Parlamentarischer Staats-
sekretär beim Bundesminister für Bildung und Wis-
senschaft: Herr Kollege Rollmann, auch wenn Sie 
den Ausschnitt nicht dahätten, würde ich Ihnen so-
fort bestätigen, daß ich entweder „dummes Zeug" 
oder „Unsinn" gesagt habe. Ich habe das deswegen 
gesagt, weil ich wirklich der Meinung war, daß uns 
eine solche Panne nicht hätte unterlaufen können. 
Das gebe ich durchaus zu. 

Herr Kollege Rollmann, ich muß auf der anderen 
Seite aber darauf hinweisen — wenn Sie sich schon 
auf die Bild-Zeitung beziehen , daß ich hinzugefügt 
habe: Der Bundesregierung ist die DKP-Mitglied-
schaft nicht bekannt. Des weiteren habe ich dann ge-
sagt: Wir haben keine politische Prüfung vorgenom-
men. Dies alles läßt den Begriff „Unsinn" oder 
„dummes Zeug" vielleicht entschuldbar erscheinen. 
Wenn er Sie persönlich getroffen hat, Herr Kollege 
Rollmann, bitte ich dafür um Entschuldigung. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage 
des Kollegen Hansen. 

Hansen (SPD) : Herr Staatssekretär, falls die ein-
zige Alternative zu dem bisherigen Vorgehen bei 
der Berufung in Kommissionen die sein sollte, daß 
in Zukunft jeder einzelne Kandidat vorher vom 
Verfassungsschutz überprüft würde, würden Sie 
dann diesen Weg für gangbar halten? 

Dr. von Dohnanyi, Parlamentarischer Staats-
sekretär beim Bundesminister für Bildung und Wis-
senschaft: Herr Kollege Hansen, die Idee, die Bun-
desregierung sollte doch in Zukunft bei der Beru-
fung von Mitgliedern einer wissenschaftlichen Kom-
mission diese vorher vom Verfassungsschutz über-
lassen, ist mir in der Tat zweimal von Herrn Roll-
mann unterbreitete worden. 

(Hört! Hört! bei der SPD.) 

Ich muß für den Bundesminister für Bildung und 
Wissenschaft ganz klar sagen - die Frage wurde 

natürlich nicht im Kabinett entschieden, aber ich 
glaube, man könnte das hier auch für die Bundes-
regierung erklären - , daß wir unter gar keinen 
Umständen etwa dazu übergehen werden, hier eine 
Art Hexenjagd zu veranstalten und vielleicht in al-
len Fällen Wissenschaftler, die wir zur freien Bera-
tung der Bundesregierung heranziehen wollen, vor-
her durch den Verfassungsschutz daraufhin überprü-
fen zu lassen, ob sie uns politisch genehm sein kön-
nen; einen solchen Weg werden wir nicht einschla-
gen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Zu einer Zusatz-
frage Herr Abgeordneter Wohlrabe. 

Wohlrabe (CDU/CSU): Einmal abgesehen davon, 
daß ich den Ausdruck „Hexenjagd" für sehr unan-
gebracht halte, möchte ich die Frage stellen: Halten 
Sie, Herr Staatssekretär, nachdem hier im Hause 
alle Mitarbeiter mit Recht einer ordnungsgemäßen 
Sicherheitsprüfung unterzogen wurden, es nicht für 
angebracht, Vertreter, die Sie für wichtige Kommis-
sionen in der Bundesrepublik Deutschland benen-
nen, vom Verfassungschutz durchleuchten zu las-
sen? 

Dr. von Dohnanyi, Parlamentarischer Staats-
sekretär beim Bundesminister für Bildung und Wis-
senschaft: Erstens. Herr Kollege Wohlrabe, der 
Ausdruck „Hexenjagd" bezog sich ja nicht auf einen 
bestehenden Zustand — ich hoffe, Sie fühlen sich 
nicht getroffen —, sondern auf etwas, was wir 
nicht haben wollen. Ich habe nämlich gesagt: Wir 
werden keine Hexenjagd veranstalten. 

Zweitens. Es ist ein großer Unterschied, ob die 
Mitarbeiter in bestimmten Institutionen des Bun-
des, die Zugang zu gewissen Unterlagen haben, 
eventuell in Verbindung mit dein Verfassungsschutz 
überprüft werden oder ob man, Herr Kollege Wohl-
rabe, etwa dazu übergehen sollte, wissenschaftliche 
Berater der Bundesregierung nach politischen Kri-
terien auszuwählen. Bei dem, was hier zur Dis-
kussion steht, nämlich bei der Zusammenstellung 
von Informationen über Demokratisierungsbestre-
bungen in den verschiedenen Ländern, gibt es in 
diesem Sinne kein Sicherheitsrisiko. Herr Kollege 
Wohlrabe, Sie werden mir zugeben, daß eine solche 
Kommission in der Bundesrepublik möglicherweise 
gar nicht mehr zustande käme, wenn man dazu 
überginge, den jeweils betroffenen Wissenschaft-
lern zu sagen: Wir werden aber erst über den Ver-
fassungsschutz prüfen lassen, ob Sie wirklich in un-
ser politisches Bild passen. Das ist nicht möglich. 
Diese Bundesregierung wird das nicht tun. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Zu einer Zusatz-
frage Herr Abgeordneter Sperling. 

Dr. Sperling (SPD) : Herr Staatssekretär, hat 
die Bundesregierung wirklich den Mut, den Bürgern 
zu vertrauen, die sie in Kommissionen beruft, falls 
es sich nicht uni Sicherheitsfragen handelt, und ver-
zichtet sie darum auf eine Durchleuchtung durch 
den Verfassungsschutz? Und ist die Bundesregie- 
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rung bereit, dabei lieber eine öffentliche Panne hin-
zunehmen, als mit einem grundsätzlichen Mißtrauen 
ihren Bürgern entgegenzutreten? 

Dr. von Dohnanyi, Parlamentarischer Staats-
sekretär beim Bundesminister für Bildung und Wis-
senschaft: Herr Kollege Sperling, ich möchte die 
Frage umdrehen und sagen: Die Bundesregierung 
hat den Mut zu öffentlichen Pannen. Aber sie wird 
unter gar keinen Umständen einen Zustand dulden, 
in dem wissenschaftliche Berater der Bundesregie-
rung jedesmal vom Verfassungsschutz überprüft 
werden sollen, ehe sie in solche Kommissionen kom-
men. Auf jeden Fall wird dieser Bundesminister für 
Bildung und Wissenschaft das nicht tun. 

(Beifall bei der SPD. — Oho-Rufe bei der 
CDU/CSU. — Abg. Dr. Marx [Kaiserslau

-

tern] : Das ist überhaupt keine politische 
Frage, sondern eine Sicherheitsfrage!) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Zu einer Zusatz-
frage Herr Abgeordneter Vogt. 

Vogt (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, ich darf 
auf Ihren Begriff „Hexenjagd" zurückkommen. 
Ihnen ist bekannt, daß alle Mitarbeiter dieses Hau-
ses sicherheitsmäßig überprüft werden. Würden Sie 
das auch in die Kategorie „Hexenjagd" einordnen? 

Dr. von Dohnanyi, Parlamentarischer Staats-
sekretär beim Bundesminister für Bildung und Wis-
senschaft: Aber, Herr Kollege, ich habe doch ganz 
klar differenziert. Vielleicht sollte ich es noch ein-
mal versuchen. Ich habe gesagt, daß dort, wo in 
Institutionen Kontakt mit bestimmten Unterlagen 
usw. besteht, solche Maßnahmen notwendig sein 
mögen, daß aber die Bundesregierung, wenn sie 
Wissenschaftler zur Beratung der Bundesregierung 
in wissenschaftlichen Fragen beruft, unter gar kei-
nen Umständen etwa dazu übergehen sollte, jeweils 
zu überprüfen, welche politische Meinung diese Da-
men und Herren haben. Im übrigen werden wir, 
Herr Kollege, doch auch in unseren Bücherschrän-
ken den Sartre und den Bloch nicht etwa umkeh-
ren, damit der Buchrücken nicht mehr lesbar ist. 
Einen solchen Zustand wollen wir doch nicht herbei-
führen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Wir stehen am 
Ende der Fragestunde. Ich danke Ihnen, Herr Staats-
sekretär. 

Ich darf mit Ihrem Einverständnis jetzt zu den 
beiden Zusatzpunkten kommen. Ich rufe den Zu-
satzpunkt 1 auf: 

Beratung des Schriftlichen Berichts des Aus-
schusses für Wirtschaft (8. Ausschuß) über die 
von der Bundesregierung beschlossene Ver-
ordnung zur Änderung des Deutschen Teil

-

Zolltarifs (Nr. 2/71 - Zollkontingente für 
Holzschliff und Sulfat- oder Natronzellstoff) 

- Drucksachen VI/ 1765,  VI/1906  —

Berichterstatter: Abgeordneter Kaffka 

Ich danke dem Herrn Berichterstatter für seinen 
schriftlichen Bericht. Wird das Wort gewünscht? — 
Das ist nicht der Fall. 

Der Ausschußantrag lautet: 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Bundestag stimmt der Vorlage — Druck-
sache VI/ 1765 — zu. 

Ich darf darüber abstimmen lassen. Wer zustim-
men will, den bitte ich um das Handzeichen. - 
Ich bitte um die Gegenprobe. — Es ist so beschlos-
sen. 

Ich rufe Zusatzpunkt 2 auf: 

Beratung des Schriftlichen Berichts des Aus-
schusses für Wirtschaft (8. Ausschuß) über 
die von der Bundesregierung beschlossene 
Verordnung zur Änderung des Deutschen 
Teil-Zolltarifs (Nr. 5/71) — Waren der 
EGKS — 1971) 

— Drucksachen VI/ 1884, VI/ 1907 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Kaffka 

Ich danke dem Herrn Berichterstatter für seinen 
Schriftlichen Bericht und frage, ob das Wort ge-
wünscht wird. - Das ist nicht der Fall. 

Ich komme zur Abstimmung. Der Antrag des Aus-
schusses lautet: 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Deutsche Bundestag stimmt der Verord-
nung — Drucksache VI/1884  — zu. 

Wer zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das 
Handzeichen. - Ich bitte um die Gegenprobe. — 
Es  ist so beschlossen. 

Meine Damen und Herren, damit komme ich zu 
Punkt 22 der gemeinsamen Tagesordnung und zu-
gleich zu dem Hauptpunkt der heutigen Sitzung: 

Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Vierten Ge-
setzes zur Reform des Strafrechts (4. StrRG) 

— Drucksache VI/1552 — 

Das Wort zur Begründung hat der Herr Bundes-
minister der Justiz. 

Jahn, Bundesminister der Justiz: Herr Präsident! 
Meine Damen! Meine Herren! Die Bundesregierung 
legt Ihnen hiermit den Entwurf des Vierten Straf-
rechtsreformgesetzes vor. Es ist ein weiterer Ab-
schnitt der Strafrechtsreform. Sein Ziel ist es, in 
Achtung vor der Verantwortung des Bürgers für 
seine sittliche Existenz den Schutz des einzelnen 
und der Gemeinschaft mit den Mitteln des Straf-
rechts nach den Einsichten unserer Zeit neu zu be-
stimmen. 

Der Entwurf arbeitet auf dieses Ziel dadurch hin, 
daß er neue Strafbestimmungen schafft oder beste-
hende bestimmter faßt, und zwar da, wo insbeson-
dere für junge Menschen ein verstärkter und bes-
ser wirksamer Schutz geboten ist. Er schränkt be- 
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stehende Strafvorschriften da ein, wo das Mittel 
des Strafrechts gegenüber der eigenen Verantwor-
tung des Bürgers versagt oder seine Aufgabe, den 
einzelnen vor rechtswidrigen Angriffen zu schützen, 
nicht erfüllen kann. 

Der Entwurf kann nur im Zusammenhang mit der 
gesamten Strafrechtsreform richtig verstanden wer-
den. Fehldeutungen beruhen darauf, daß dieser 
Zusammenhang außer Betracht gelassen wird. Es 
geht auch bei der Neufassung des Sexualstrafrechts 
und der Tatbestände zum Schutze von Ehe, Familie 
und Personenstand allein um die Fortsetzung der 
bereits begonnenen Erneuerung unseres aus dem 
Jahre 1871 stammenden Strafgesetzbuches, über 
deren Grundsätze bisher weitgehende Einigkeit 
bestanden hat. Wer dem Entwurf andere Motive 
oder Ziele unterstellt, irrt oder redet am Thema 
vorbei. Es geht um die richtige Einschätzung der 
Möglichkeiten und Grenzen staatlichen Strafens. 
Mit seiner ausschließlich kriminalpolitischen Ziel-
setzung schließt sich der Entwurf an die beiden 
ersten Gesetze zur Reform des Strafrechts an, die 
der Deutsche Bundestag in der letzten Wahlperiode 
mit breiter Mehrheit beschlossen hat. 

Als im Jahre 1969 die beiden ersten Strafrechts-
reformgesetze verabschiedet wurden, waren wir 
uns auf allen Seiten dieses Hohen Hauses dar-
über einig, daß die beschlossenen Änderungen des 
Sexualstrafrechts sobald wie möglich durch eine 
umfassende Reform dieses Rechtsgebietes ergänzt 
werden müssen. Mit der Vorlage dieses Entwurfes 
folgt die Bundesregierung der damaligen Auffas-
sung. 

Im materiellen Strafrecht sind noch drei große 
Bereiche zu behandeln: das Sexualstrafrecht, die 
Tötungs- und Körperverletzungsdelikte und das 
Vermögens- und Wirtschaftsstrafrecht. Die Diskus-
sion um die Reform des Sexualstrafrechts hatte 
nicht nur bereits zu ersten Entscheidungen geführt, 
sondern ist auch im Gegensatz zu den beiden ande-
ren Gebieten am weitesten gediehen. 

Der vorliegende Entwurf bemüht sich um ausge-
wogene Lösungen. Er hält sich an eine Linie, die 
weder den unzulänglichen gegenwärtigen Rechtszu-
stand unkritisch festschreibt noch den unscharfen Be-
griff der Liberalisierung zur unverbindlichen Grund-
forderung erhebt. In vielen Fragen haben wir uns 
nach Abwägung aller Gesichtspunkte nicht ent-
schließen können, den Vorschlägen des Alternativ

-

Entwurfes und des Deutschen Juristentages zu fol-
gen. Ich sage das, weil Kritiker des Regierungsent-
wurfs in der Öffentlichkeit gern ohne die notwen-
dige Differenzierung von d e n Absichten der Re-
former sprechen. Doch wäre es undankbar, wollte 
ich an dieser Stelle verschweigen, wie ungemein 
wichtig die Anregungen gewesen sind, die von dem 
Alternativ-Entwurf und insbesondere von dem vor-
bereitenden Gutachten von Professor Hanack für 
den Deutschen Juristentag ausgegangen sind. 

Der Entwurf ist in seiner rechtspolitischen Orien-
tierung mit den ausländischen Reformarbeiten ver-
wandt. Ich nenne hier beispielsweise neuere Gesetz-
gebungspläne in Österreich, den Niederlanden und  

den Vereinigten Staaten sowie die Reformgesetze 
Englands, Schwedens und Dänemarks. Auch im Aus-
land gilt die Erneuerung des Sexualstrafrechts als 
Teilstück einer umfassenden Reform des Strafrechts. 
Davon, daß mit der Reform des Sexualstrafrechts 
die Axt an die  Wurzel  der Gesellschaftsordnung 
gelegt werde, hört man in der ausländischen Reform-
diskussion allerdings nichts. 

Ich unterstreiche die Feststellung der Bundesre-
gierung, daß sie den vorliegenden Entwurf als eine 
geeignete Grundlage zur Prüfung dieses schwierigen 
Rechtsgebiets ansieht. Damit wird klaren Entschei-
dungen nicht ausgewichen. Welche Regelungen die 
Bundesregierung für richtig hält, ergibt sich aus dem 
Wortlaut der Vorlage. Die Bundesregierung wünscht 
aber die Tatsache deutlich werden zu lassen, daß 
hier in einem besonderen Maße persönliche Einsich-
ten und Überzeugungen gefordert werden, die nicht 
durch pauschale Antworten ersetzt werden können. 

Diese erklärte Achtung vor anderen Meinungen 
bedarf in diesem Zusammenhang stärker der Beto-
flung als in anderen Fragen, geht es doch um die 
überzeugende Antwort auf die Frage nach dem Ver-
hältnis von Recht und Sittlichkeit, bezogen auf ein 
bestimmtes und an sich schwieriges Rechtsgebiet. 
Sowenig sich diese grundsätzliche Frage auf das 
Problem des Sexualstrafrechts beschränkt, sosehr 
steht sie bei ihm im Mittelpunkt. 

Dem Strafrecht ist eine eigene sittenbildende Kraft 
nicht gegeben. Diese Feststellung bedeutet nicht den 
Verzicht darauf, Gebote der in unserer Gesellschaft 
bestehenden und allgemeinen Überzeugungen ent-
sprechenden sittlichen Ordnung auch im Strafrecht 
ihren Niederschlag finden zu lassen. Diese Fest-
stellung verlangt aber von uns, dem Strafrecht nicht 
Aufgaben aufzubürden, die es nicht erfüllen kann. 
In vielen Lebensbereichen unserer Gesellschaft be-
stehen unterschiedliche Auffassungen über den Um-
fang und die Grenzen unserer Sittenordnung. Das 
staatliche Strafrecht muß diese Tatsache zur Kennt-
nis nehmen und ihr Rechnung tragen. Das bedeutet 
keine bequeme Gleichgültigkeit, sondern das er-
fordert im Gegenteil eine besonders sorgfältige Prü-
fung der Frage, welche Verhaltensweisen geeignet 
sind, dem einzelnen oder der Gemeinschaft Scha-
den zuzufügen. 

Demgemäß ist es nicht das Ziel des Entwurfs, 
sittliche Wertvorstellungen abzubauen. Aber er 
strebt auch zu den Zielen, die Verantwortung des 
einzelnen Bürgers für seinen sittlichen Standort stär-
ker anzuerkennen und zu achten, ihn da nicht zu be-
vormunden, wo er, und er nur ganz allein, für seine 
sittliche Existenz einzustehen hat. Er wäre schlecht 
um unseren Staat bestellt, wenn sich der einzelne 
dem Recht nur gezwungenermaßen fügte und nicht 
die sittliche Verpflichtung spürte, seinen Forderun-
gen zu entsprechen. Das Recht fordert zwar nicht 
mehr, als daß der einzelne die Gebote und Verbote 
des Rechts äußerlich erfüllt. Die Chance des Rechts, 
eine gerechte und wirksame Ordnung herzustel-
len, wächst aber in dem Maße, in dem die Bürger 
die rechtlichen Vorschriften als sittlich verpflichtend 
erleben. Dazu bedarf es der Selbstbeschränkung 
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des Gesetzgebers. Möglichst alle Staatsbürger soll-
ten in der Lage sein, sich mit den strafrechtlichen 
Verboten in ihrem Gewissen zu identifizieren. Eben 
dies ist ein wesentlicher Grund dafür, daß der Ent-
wurf verschiedene Straftatbestände einschränkt. 
Auf eine Trennung von Recht und Sittlichkeit ist 
dort hinzuwirken, wo eine Handlung zwar sittlich 
verwerflich sein mag, aber keine Belange des ein-
zelnen oder der Gemeinschaft verletzt. Hier ist das 
Strafrecht fehl am Platz. 

Der katholische Moraltheologe Franz Böckle ver-
langt die Reduktion des Strafrechts — ich zitiere — 

auf jene fundamentalen Grundforderungen, die 
zum Schutz der anerkannten Rechtsgüter not-
wendig sind und deren Verletzung einen gra-
vierenden sozialen Schaden mit sich führt. 

Er fährt dann fort: 

Gibt man aber dieses Prinzip zu, so läßt sich 
nicht einwenden, daß ein sittenwidriges Tun, 
das sich völlig in der Privatsphäre abspielt, 
zwar als solches keinen nachweisbaren Schaden 
auslöse, daß aber die Preisgabe der Pönalisie-
rung als Freigabe ausgelegt werden könnte und 
daß dadurch ein Absinken der öffentlichen Mo-
ral zu befürchten sei. Die Begründung der Straf-
würdigkeit aus dem objektiven Zusammenhang 
von Tat und sozialem Schaden würde zumin-
dest für eine Revision des Strafgesetzes weit-
gehend illusorisch. Die aus einer sachlich be-
gründeten Aufhebung einer Pönalisierung mög-
licherweise erwachsenden negativen Konse-
quenzen müssen eben auf eine andere Weise 
neutralisiert werden. 

Dem habe ich nichts hinzuzufügen. 

Die Frage, wann das Strafrecht sittliche Forderun-
gen zu berücksichtigen habe, fällt demnach mit der 
Frage zusammen, welche Handlungen schutzwürdige 
Rechtsgüter verletzen. Diese Frage wird im Son-
derausschuß für die Strafrechtsreform von Tatbe-
stand zu Tatbestand kritisch durchdacht werden müs-
sen. Unsere Fähigkeit, Möglichkeiten und Grenzen 
des Strafrechts im Einzelfall recht zu bestimmen, 
macht die Fähigkeit unserer Zeit zur Reform des 
Strafrechts überhaupt aus. 

Grundlegend für jede moderne Strafrechtsreform 
ist weiter die Einsicht, daß die Strafe das härteste 
Mittel ist, das die Gesellschaft gegen den einzelnen 
Bürger einzusetzen hat. Eine freiheitliche Rechtsord-
nung darf deshalb das Strafrecht nur im äußersten 
Fall und nur dann einsetzen, wenn andere Abhilfen 
nicht ausreichen. Nur bei einer solchen Selbstbe-
schränkung wird der Gesetzgeber der grundlegenden 
rechtsstaatlichen Forderung gerecht, nach der Zweck 
und Mittel in einem angemessenen Verhältnis stehen 
müssen. 

Im rechten Verhältnis zur Schwere einer Tat steht 
die Strafe in erster Linie dann, wenn die Tat wich-
tige Rechtsgüter des einzelnen verletzt oder gefähr-
det. Denn der Schutz des einzelnen und seiner per-
sönlichen Lebenssphäre ist die vornehmste Aufgabe 
der Rechtsordnung. 

Niemand dart in seiner Freiheit zu geschlechtlicher 
Selbstbestimmung durch Gewalt oder Nötigung ver-
letzt werden. Der Entwurf nimmt die Aufgabe, den 
einzelnen vor solchen Angriffen zu schützen, beson-
ders ernst. Er droht deshalb für die Vergewaltigung 
eine höhere Strafe an als das geltende Recht. Der 
Entwurf sieht für sexuelle Angriffe auf junge Men-
schen ein differenziertes System von Straftatbestän-
den vor, weil die ungestörte Entwicklung der Kinder 
und Jugendlichen ein wichtiges Schutzgut ist. Die 
umfangreiche Regelung des § 176 im Entwurf erwei-
tert und verstärkt den Schutz des Kindes. Die Vor-
schrift des § 176 Abs. 5 geht ebenfalls über das gel-
tende Recht hinaus. Daß der Tatbestand des § 176 als 
Vergehen und nicht als Verbrechen ausgestaltet 
wird, entspricht der seit Jahrzehnten üblichen Straf-
zumessungspraxis der Gerichte. 

Zu den schwierigsten Problemen des Sexualstraf-
rechts gehört der Schutz minderjähriger Schutzbe-
fohlener vor sexuellen Zumutungen durch Lehr- und 
Aufsichtspersonen. Hierzu ist in § 174 eine sorg-
fältig abgewogene Neuregelung vorgesehen. 

Abweichend von verschiedenen Reformvorschlä-
gen beschränkt sich der Entwurf nicht auf den Schutz 
individueller Rechtsgüter. Er sieht Straftatbestände 
auch dort vor, wo die Tat Rechtsgüter des einzelnen 
nicht unmittelbar verletzt, aber eine Ordnung des 
Zusammenlebens angreift, die in unserer Gesellschaft 
unverzichtbar ist. Hier nenne ich den Tatbestand der 
absichtlichen oder wissentlichen Erregung eines 
öffentlichen Ärgernisses sowie die Vorschriften, die 
pornographische Erzeugnisse oder grob anstößige 
Anpreisungen aus der Öffentlichkeit fernhalten 
sollen. 

Den Schutz der Ehe und Familie sucht der Entwurf 
zu verwirklichen, soweit dies mit Mitteln des Straf-
rechts möglich ist. Als Beispiel nenne ich die Straf-
vorschrift gegen den Inzest, die der Entwurf ab-
weichend von gewichtigen Reformvorschlägen bei-
behält. Der Tatbestand der Vernachlässigung eines 
Kindes ist zum Teil, nämlich im Hinblick auf das 
Schutzalter, erweitert, zum Teil präzisiert worden. 
Die Strafvorschrift gegen die Verletzung der Unter-
haltspflicht ist erhalten geblieben. Es handelt sich 
hierbei mit Abstand um die häufigste Straftat unter 
allen Delikten, die der Entwurf betrifft. 

Seine Aufgabe, Rechtsgüter zu schützen, erfüllt 
der Gesetzgeber nicht schon dadurch, daß er kurzer-
hand jeden Angriff auf ein Rechtsgut mit Strafe be-
droht. Vielmehr muß sich der Gesetzgeber im einzel-
nen Rechenschaft darüber geben, ob eine Straf-
drohung ihre schützende Wirksamkeit entfalten 
kann. Taten, die nach einer energischen Straf-
drohung verlangen, stehen Fälle gegenüber, in 
denen das Strafrecht mehr Schaden als Nutzen stiftet. 
Der Entwurf sieht aus generalpräventiven Gründen 
vor, Angriffe gegen die Freiheit der Selbstbestim-
mung im sexuellen Bereich mit scharfen Strafen zu 
bedrohen. 

Strafbar sollen auch Taten im Vorfeld der Frei-
heitsverletzung sein, So hält der Entwurf an der 
Strafbarkeit der Zuhälterei und ähnlicher Handlun-
gen im Bereich der Prostitution fest. Er sieht die 
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arbeitsscheue Lebensweise des Zuhälters nicht mehr 
als ausreichenden Strafgrund an. Dafür werden 
über das geltende Recht hinaus auf Grund der Er-
fahrungen von Polizei und Fürsorgebehörden die 
Fälle mit Strafe bedroht, in denen der Zuhälter die 
Dirne in persönlicher und wirtschaftlicher Abhängig-
keit hält und sie dadurch an das Milieu der Prosti-
tution bindet. Überall dort jedoch, wo das Strafrecht 
in persönliche Beziehungen, zumal in bestehende 
Ehen und in die Beziehungen zwischen Eltern und 
Kindern, hineinwirkt, ist sorgfältig erwogen wor-
den, welche Schäden die Strafdrohung verursachen 
kann. 

Die Einschränkung des Strafrechts liegt ja auch im 
Interesse eines wirksamen Rechtsgüterschutzes. Ein 
Übermaß von Strafdrohungen beeinträchtigt die 
Rechtstreue der Allgemeinheit. Die Signalwirkung, 
mit der das Strafrecht schweres Unrecht kennzeich-
net, nimmt ab, wenn Taten strafbar sind, die nach 
verbreiteter Ansicht keine Strafe verdienen. Man 
verlangt auch von einem Polizeibeamten zuviel, 
wenn er strafrechtliche Vorschriften durchsetzen 
soll, an deren Notwendigkeit er mit der Mehrheit 
der nachdenklichen Staatsbürger zweifelt. Unglaub-
würdige Strafdrohungen diskreditieren das ganze 
Strafrecht. Werden sie in der Praxis nicht mehr 
durchgesetzt, so sind die Folgen für das Rechtsbe-
wußtsein der Allgemeinheit besonders bedenklich. 

Eine Strafrechtsreform, die diesen Namen ver-
dient, muß neben dem Opfer des Verbrechens das 
Schicksal des Täters beachten. Die Heilung des kran-
ken Gesetzesbrechers und die soziale Rehabilitation 
des aus der Bahn geworfenen Straftäters sind vor-
dringliche Ziele aller Reformarbeiten. Hier schließt 
sich der Entwurf eng an die Reformgesetze des 
Jahres 1969 an, die unser Strafrecht einen großen 
Schritt in Richtung auf die Resozialisierung des 
Rechtsbrechers vorangebracht haben. 

Eine besonders wichtige Vorschrift des Entwurfs 
betrifft in diesem Zusammenhang den Exhibitionis-
mus, also diejenige Tat, die nächst der Unzucht mit 
Kindern das häufigste Sexualdelikt ist. Die ärztliche 
Behandlung des Exhibitionisten ist oft erfolgver-
sprechend, doch wurde ihr Erfolg, zumal der Erfolg 
der Psychotherapie, bisher vielfach durch den Voll-
zug einer Freiheitsstrafe in Frage gestellt. Überdies 
wurde der Exhibitionist aus seiner meist intak-
ten beruflichen und familiären Umwelt gerissen. 
Auch das beeinträchtigte die Heilungschance. Der 
Entwurf läßt für den Exhibitionisten die Strafaus-
setzung in weiterem Umfang zu, als es die allgemei-
nen Regeln gestatten. Er nimmt das Risiko gelegent-
licher Rückfälle während der Behandlungsperiode 
hin, um das vorrangige Ziel, nämlich eine dauernde 
Besserung des abnormen Zustandes, zu erreichen. 
Resozialisierung und Rehabilitation sind auf die 
Dauer der wirksamste Beitrag zur öffentlichen 
Sicherheit. 

Solche kriminalpolitischen Erwägungen kenn-
zeichnen den vorliegenden Entwurf. Es ist nicht das 
Ziel des Entwurfs, sexualethische Vorstellungen ab-
zubauen oder zu ändern. Der Entwurf ist nicht dazu 
bestimmt, neue Maßstäbe für das sexuelle Verhalten 
unserer Bürger zu setzen. Das Strafrecht hat weder 

die Aufgabe noch die Möglichkeit, auf den Rang 
und die Rolle der Sexualität im Leben des einzelnen 
und der Gesellschaft Einfluß zu nehmen. Welche 
Veränderungen sich auf dem Gebiet der Sexualität 
vollzogen haben und noch vollziehen, erkennen wir 
erst in Umrissen. Jedenfalls finden solche Verände-
rungen in Bereichen statt, die dem Zugriff des Straf-
gesetzgebers entzogen sind. Das Strafrecht ist nicht 
ofensiv, es ist defensiv. Das Strafrecht hat weder 
zur Disziplinierung der Sexualität noch zu ihrer 
Befreiung einen Beitrag zu leisten. Es taugt weder 
zu der einen noch zu der anderen Zielsetzung. Ge-
rade in Zeiten tiefgreifenden Wandels sollte das 
Strafrecht seine wichtigste Aufgabe darin sehen, 
den einzelnen zu schützen, und zwar auch vor Ge-
fährdungen, die mit einem gesellschaftlichen Wan-
del verbunden sind, Die Reform des Sexualstraf-
rechts dient der Rechtsreform und nicht der Gesell-
schaftsreform. 

Gewiß, eine wirksame Rechtsreform hat immer 
auch Einfluß auf die gesellschaftlichen Verhältnisse. 
Aber es handelt sich dabei nicht wie bei tiefgrei-
fenden gesellschaftlichen Umwälzungen um einen 
Aufbruch zu unbekannten Ufern. Das Ziel der Straf-
rechtsreform steht von vornherein fest. Es geht um 
die Verwirklichung des Grundgesetzes. Das be-
deutet: so wenig Strafrecht wie möglich, aber auch 
so viel Strafrecht wie notwendig — notwendig zum 
Schutze der im Grundgesetz garantierten Güter und 
Werte und auch zur Hilfe für den Täter. 

Zweck dieses Entwurfs ist es also, ein Strafrecht 
zu schaffen, das den Rechtsgütern den notwendigen 
Schutz gewährt, den Freiheitsraum des einzelnen 
garantiert und demjenigen, der durch Schuld oder 
Schicksal in Konflikt mit dem Gesetz geraten ist, 
zu einem neuen Anfang verhilft. 

In diesem Sinne sind zur Reform des Sexualstraf-
rechts schon in der vergangenen Wahlperiode fol-
gende Maßnahmen in Angriff genommen worden: 
Zunächst die Streichung der Strafbarkeit der pri-
vaten homosexuellen Betätigung unter erwachsenen 
Männern. Sie ist im Jahre 1969 beschlossen worden, 
ohne daß sich im Plenum dieses Hohen Hauses Wider-
spruch gemeldet hat. Es herrschte offenbar Einig-
keit darüber, daß die gebotene Toleranz und die 
Einsicht in die beschränkten Möglichkeiten des 
Strafrechts eine solche Entscheidung forderten. Nie-
mand hat damals in diesem Saal die Sorge ge-
äußert, die Änderung des § 175 werde die Sexual-
ordnung in unserer Gesellschaft untergraben. Man 
hat sich vielmehr auf die Wirksamkeit anderer Re-
gulative verlassen, und die bisherigen Erfahrungen 
haben diese Erwartungen auch gerechtfertigt. 

Eine große Mehrheit aus allen Fraktionen dieses 
Hauses hat im Jahre 1969 eine weitere Änderung 
des Strafgesetzbuches beschlossen, auf die ich in 
diesem Zusammenhang besonders hinweisen muß. 
Ich meine die Abschaffung des Straftatbestandes des 
Ehebruchs. Das war eine richtige Entscheidung. 
Aber im Hinblick auf Art. 6 GG, wonach die Ehe 
unter dem besonderen Schutz der staatlichen Ord-
nung steht, mußte diese Entscheidung schwerer 
fallen als die Zustimmung zu vielen Lösungen, die 
der vorliegende Entwurf vorschlägt. 
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Vor kurzem ist hier erklärt worden, man hätte 
einigen der 1969 beschlossenen Rechtsänderungen 
nicht zugestimmt, wenn man gewußt hätte, daß man 
diese Zustimmung als Begründung für die jetzt an-
gekündigten Reformen verwenden würde. 

(Abg. Wehner: Hört! Hört!) 

Ich gehe wohl nicht fehl in der Annahme, daß dabei 
unter anderem die Strafbarkeit des Ehebruchs ge-
meint war. Der Vorbehalt wäre verständlich, wenn 
die damals gefaßten Beschlüsse und die jetzigen 
Vorschläge die Unterstellung rechtfertigten, die Ehe 
solle nicht in vollem Umfang geschützt werden. Da-
von war indessen 1969 keine Rede. Ich zitiere mei-
nen Amtsvorgänger; er führte in der Bundestags-
sitzung vom 7. Mai 1969 aus: 

Es besteht kein Streit darüber, daß die Ehe eine 
zentrale, ich wage zu sagen: die zentrale In-
stitution unserer Gesellschaft ist, die unter dein 
besonderen Schutz unserer Verfassung steht. 
Die Frage, um die es hier geht, ist nur, ob die 
Vorschrift über die Strafbarkeit des Ehebruchs 
zur Intaktheit der Ehe beiträgt. Das ist eindeu-
tig nicht der Fall. 

So weit das Zitat. 

Genau um denselben Gesichtspunkt geht es heute. 
Eine Strafandrohung ist nur dort am Platze, wo das 
Strafrecht in der Lage ist, die Ehe zu schützen. Wenn 
der Entwurf zum Beispiel den Partnertausch unter 
Ehegatten straffrei läßt, dann bedeutet das nicht, daß 
ein solches Verhalten als sozial unbedenklich an

-

erkannt wird, im Gegenteil. In der Begründung des 
Entwurfs heißt es ausdrücklich, daß der Gesetzgeber 
zu einer umfassenden Strafandrohung gegenüber der 
Ehegattenkuppelei berechtigt, ja, sogar verpflichtet 
wäre, wenn das Strafrecht die einzelne Ehe und die 
verfassungsrechtlich geschützte Institution der Ehe 
auf diese Weise schützen könnte. Der Entwurf geht 
indessen davon aus, daß das Strafrecht in diesem 
intimen Bereich nicht präventiv wirkt und daß die 
Strafverfolgung die Ehegatten in Konflikte hinein-
zieht, die die Ehe gefährden. Der Entwurf befindet 
sich hier im Einklang mit den meisten europäischen 
Rechtsordnungen. Eine Strafdrohung gegen die Ver-
kuppelung der Ehefrau nach dem Muster unserer 
übrigens erst 1900 durch die Lex Heinze eingeführ-
ten Strafvorschrift fehlt in den meisten Staaten. 

Für diejenigen Fälle, in denen der Ehemann seine 
Frau „verkauft", das heißt, anderen Männern als 
Prostituierte zuführt, ist in § 181 a Abs. 2 des Ent-
wurfs weiterhin eine Strafdrohung vorgesehen. Die 
Strafandrohung gegenüber der gewerbsmäßigen 
Kuppelei aufrechtzuerhalten, wäre dann sinnvoll, 
wenn Ehe und Familie dadurch wirksam geschützt 
werden könnten. Es kann nicht ernsthaft bestritten 
werden, daß dies nicht möglich ist. Nicht die Schutz-
bedürftigkeit dieser Rechtsgüter verneint der Ent-
wurf, sondern die Möglichkeit, mit einer Strafandro-
hung Gefahren für Ehe und Familie sinnvoll zu be-
kämpfen. 

Das Recht sollte zweckmäßigerweise zu verhin-
dern suchen, daß die kupplerische Tätigkeit mit auf-
dringlicher Werbung an die Öffentlichkeit tritt. Im 

übrigen sollte es sich auf den Schutz der Jugend und 
auf die Abwehr von gefährlichen Erscheinungen im 
Umkreis der Prostitution beschränken. Auch damit 
würde es sich zum Teil im Einklang mit ausländi-
schen Vorbildern, etwa mit dem englischen und dem 
italienischen Recht, befinden. Die Vorschriften des 
Entwurfs gegen die Verkuppelung junger Menschen 
und ihre Zuführung zur Prostitution gehen zum Teil 
über das geltende Recht hinaus. 

Einen sehr wichtigen Gesichtspunkt muß ich noch 
nennen. In der Diskussion der vergangenen Monate 
ist allzu wenig von der Toleranz die Rede gewesen. 
Die Vorstellungen darüber, was in sexueller Hin-
sicht angemessen und erlaubt ist, sind heute nicht 
mehr einheitlich. Der Bürger hat ein Recht darauf, 
vor fremden Übergriffen in seine eigene Sphäre ge-
schützt zu werden. Es gehört aber auch zu den  demo-
kratischen Tugenden, Verhaltensweisen zu respek-
tieren, die von den eigenen Überzeugungen ab-
weichen. An diesen Grundsätzen orientiert sich der 
Entwurf. Der einzelne und die Allgemeinheit sollen 
so wirksam wie möglich vor Angriffen, Gefährdun-
gen und Belästigungen geschützt werden. Die Pri-
vatsphäre des einzelnen soll andererseits so wenig 
wie möglich reglementiert werden. Deshalb sollen 
sich beispielsweise in Zukunft Eltern nicht mehr 
strafbar machen, wenn sie geschlechtliche Beziehun-
gen ihrer verlobten Kinder dulden. Wie immer man 
über ein solches Verhalten urteilen mag, es besteht 
wohl Einigkeit darüber, daß diese Frage nicht vom 
Strafrecht entschieden werden soll. 

Einige Bemerkungen zur Pornographie. Es handelt 
sich hier nicht um den Schwerpunkt des Entwurfs, 
wenn auch die öffentliche Erörterung diesen Ein-
druck vermittelt. Die Bundesregierung hat nie Zwei-
fel daran gelassen, daß sie die Pornographie für 
eine höchst negative Erscheinung hält. Sie ist sich 
mit all denen einig, die in den Produzenten der 
Pornographie Geschäftemacher unangenehmster Art 
sehen. Ich verstehe die Beunruhigung und Empörung 
vieler Menschen, die an Aushängen oder im häus-
lichen Briefkasten Pornographieprodukte finden und 
fürchten, sie vielleicht auch in  den  Händen ihrer 
Kinder zu sehen. Ich teile die Ansicht, daß der Zu-
stand zahlloser Kioske unerträglich geworden ist. 

Selbstverständlich hat die Bundesregierung nie-
mals beabsichtigt, solche Zustände mit dem Vierten 
Gesetz zur Reform des Strafrechts zu legalisieren. 
Der Entwurf schlägt vielmehr neue Maßnahmen vor, 
um vorhandene Mißstände wirksamer zu bekämp-
fen. § 184 stellt die unverlangte Zusendung von Por-
nographie ausdrücklich unter Strafe. In der Begrün-
dung zu dem neuen § 184 heißt es weiter eindeutig, 
daß bei energischer Durchsetzung der vorgeschlage-
nen Vorschriften manche Schriften und Abbildun-
gen, die heute an Kiosken ausgehängt oder in Lä-
den ausgelegt werden, künftig von dort entfernt 
werden müssen. Nach § 184 Abs. 2 des Entwurfs 
soll die Ausstellung oder Vorführung pornogra-
phischen Materials verboten bleiben, wenn sie an 
Orten stattfindet, die für Kinder und Jugendliche 
zugänglich sind oder von ihnen eingesehen wer-
den können. Für Kinder und Jugendliche zugänglich 
sind jede öffentliche Straße, jeder Bahnhof, jeder 
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Buch-, Papier- und Tabakladen, jedes Warenhaus 
und jeder Vorraum eines Kinos. An allen diesen 
Orten darf nach dem Entwurf Pornographie nicht 
ausgestellt werden, und zwar auch nicht in Schau-
fenstern oder Schaukästen. 

Die Jugendschutzvorschrift des § 184 Abs. 2 dient 
damit in umfassender Weise dem Schutz der Öffent-
lichkeit. Die Vorführung pornographischer Filme im 
Fernsehen fällt ebenfalls unter § 184 Abs. 2 des 
Entwurfs; denn als Ort der Vorführung ist nach all-
gemeinen Grundsätzen auch der Fernsehschirm an-
zusehen, der regelmäßig für Kinder und Jugend-
liche zugänglich ist. 

Ein zusätzlicher Schutz der Öffentlichkeit ergibt 
sich aus dem Gesetz über die Verbreitung jugend-
gefährdender Schriften. Danach ist unter anderem 
der Vertrieb einschlägiger Schriften in Kiosken, über 
oder unter dem Ladentisch sowie im Straßenhandel 
verboten. Eine Beseitigung dieser Vorschrift war 
und ist nicht beabsichtigt. Wir haben inzwischen 
Formulierungen erwogen, die Mißverständnisse, wie 
sie in der öffentlichen Diskussion aufgetaucht sind, 
ausschließen sollen. Sie werden dem Sonderaus-
schuß für die Strafrechtsreform unterbreitet werden. 
Diese neuen Formulierungen sind keine Abkehr von 
der Konzeption des Entwurfs. Sie verdeutlichen nur 
die beabsichtigte Regelung, die wegen des Neben-
einanders von Strafgesetzbuch und Nebenstrafrecht 
unübersichtlich war. Wir werden dem Sonderaus-
schuß vorschlagen, jene Vorschrift des Gesetzes 
über die Verbreitung jugendgefährdender Schriften 
in das Strafgesetzbuch aufzunehmen, wonach der 
Vertrieb von Pornographie in Kiosken und außer-
halb von Geschäftsräumen bei Strafe verboten ist. 
Ferner soll die Darbietung von Pornographie im 
Fernsehen und im Rundfunk auch noch ausdrücklich 
mit Strafe bedroht werden, um jeden Zweifel aus-
zuschließen. Da das Kino ein Stück erweiterter 
Öffentlichkeit ist, sollte es auch verboten bleiben, 
pornographische Filme in öffentlichen Lichtspielthea-
teren vorzuführen, und zwar unabhängig davon, ob 
Jugendliche oder nur Erwachsene zu der Vorführung 
zugelassen sind. 

Wir erwägen überdies, in Anlehnung an das Ge-
setz über die Verbreitung jugendgefährdender 
Schriften die Werbung für pornographisches Mate-
rial aus der Öffentlichkeit, aus den Publikumszeit-
schriften und aus Postwurfsendungen zu verbannen. 
Diesem Zwecke könnten Bußgeldtatbestände dienen; 
sie könnten es auch dem Versandhandel untersagen, 
pornographisches Material ohne Vorlage einer amt-
lichen Altersbescheinigung zu verschicken. 

Wir werden schließlich auch auf Menschen Rück-
sicht nehmen müssen, die sich durch aufdringliche 
sexuelle Darstellungen in der Öffentlichkeit be-
lästigt fühlen, selbst wenn diese Darstellungen nicht 
pronographischer Art sind. Wir werden deshalb eine 
Bußgeldvorschrift vorschlagen, die es verbietet, 
derartige Bilder und Darstellungen auf öffentlichen 
Straßen und Plätzen anzuschlagen oder vorzuführen. 

Im übrigen sollen die Vorschriften des Gesetzes 
über die Verbreitung jugendgefährdender Schriften 
im Interesse des Jugendschutzes bestehenbleiben. 

und das im Entwurf enthaltene Verbot der Weiter-
gabe von Pornographie an Kinder und Jugendliche 
ergänzen. 

Es trifft also nicht zu, daß der Entwurf den Jugend-
schutz abbaut. Das Argument, daß ein Jugendschutz 
nicht mehr möglich sei, wenn sich Erwachsene porno-
graphisches Material verschaffen können, verdient 
gewiß ernste Prüfung. Ich halte es indessen für den 
besseren Weg, die Jugend durch gezielte Vorschrif-
ten vor der Pornographie zu schützen. 

Das totale Herstellungs- und Verbreitungsverbot 
des geltenden § 184 hat sich nicht bewährt. Es wäre 
ungerecht, wenn man den Strafverfolgungsbehörden 
die gegenwärtigen Verhältnisse zur Last legen 
würde. Die Gründe für die derzeitigen unerfreulichen 
Zustände liegen tiefer. Das umfassende Verbot des 
geltenden Rechtes ist nicht mehr glaubwürdig. Dar-
unter leidet seine Handhabung. Die Diskussion der 
letzten Monate hat zwar gezeigt, wie stark das Be-
dürfnis nach einer wirksamen Abschirmung der 
Öffentlichkeit ist; es gibt aber ebenso sichere An-
haltspunkte dafür, daß der kritische Bürger dem 
Staat das Recht abspricht, sich um die individuelle 
Lektüre des einzelnen zu kümmern, und so urteilen 
zumal auch junge Menschen. 

Die Strafverfolgungspraxis wird die neuen Vor-
schriften zum Schutz der Jugend und zur Abschir-
mung der Öffentlichkeit um so unbefangener und 
energischer anwenden, je weniger sie den Eindruck 
haben muß, daß sie damit den Erwachsenen bevor-
mundet. Wenn es sich allein um den Schutz der Ju-
gend und die Abschirmung der Öfefntlichkeit han-
delt, wird die Praxis den Begriff „pornographisch" 
extensiver auslegen können, als wenn es um einab-
solutes Herstellungs- und Verbreitungsverbot ginge. 
Der Schutz der Jugend und der Öffentlichkeit wird 
dadurch verstärkt. 

Allerdings ist es das Recht des Gesetzgebers, 
Grenzen zu ziehen, jenseits derer das mit der Frei-
heit verbundene Risiko nicht hingenommen wird. 
Der Entwurf zieht eine solche Grenze, indem er in 
§ 184 a pornographisches Material, das Gewalttätig-
keiten oder den sexuellen Mißbrauch von Kindern 
zum Gegenstand hat, schlechthin verbietet. Wer sich 
darüber beklagt, daß pornographische Darstellungen 
mit sadistischem Einschlag zunehmen, sollte also 
nicht gegen den Entwurf der Bundesregierung pole-
misieren. 

Vorschläge, den Kreis der nach § 184 a vollstän-
dig verbotenen Darstellungen zu erweitern, sind ge-
macht worden, etwa im Hinblick auf die Schilderung 
der Sodomie. Sie verdienen sorgfältige Prüfung. 

Das in § 184 a des Entwurfs enthaltene Verbot 
gewalttätiger pornographischer Darstellungen weist 
über die Grenzen des Sexualstrafrechts hinaus. Für 
die Zukunft unserer Gesellschaft wird es entschei-
dend sein, daß wir mit dem Problem der aggressi-
ven Gewalt fertig werden. Die pornographische 
Schilderung von Gewalttätigkeiten ist nur eine — 
wenn auch besonderes raffinierte — Form der Wer-
bung für die Gewalt. Der Gedanke drängt sich auf, 
auch andere Arten grausamer oder sonst unmensch-
licher Schilderungen von Gewalttätigkeit durch 
das Strafrecht zu verbieten. Es ist zwar noch nicht 
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vollständig erforscht, wie sich gewaltätige Darstel-
lungen auf das Verhalten und die Vorstellungswelt 
des Betrachters auswirken. Aber schon nach dem 
bisherigen Forschungsstand wäre es ein kaum ver-
tretbares Risiko, wollten wir der öffentlichen Dar-
bietung von Brutalitäten im Film, im Fernsehen, in 
Comic-Strips und in Büchern freien Lauf lassen. 

Zum Schutz der Jugend bietet zwar das Gesetz 
über die Verbreitung jugendgefährdender Schriften 
die Handhabe zur Indizierung. Ich meine aber, daß 
zusätzlich ein strafrechtliches Verbot notwendig ist, 
damit auch die Verbreitung unter Erwachsenen un-
terbleibt. Ich bin davon überzeugt, daß dieser Fra-
genkreis in den Beratungen des Sonderausschusses 
breiten Raum einnehmen wird. Ich sichere Ihnen 
jede Hilfe des Bundesministeriums der Justiz bei 
der weiteren Aufarbeitung dieser schwierigen Ma-
terie zu. 

Die jetzt beginnende parlamentarische Beratung 
dieses ernsten und schwierigen Rechtsgebietes wird 
dazu beitragen können, auch die öffentliche Diskus-
sion zu versachlichen. Voraussetzung hierfür ist die 
Bereitschaft, die Argumente des anderen ernst zu 
nehmen und mit den eigenen Gesichtspunkten abzu-
wägen. Die Bundesregierung hat sich hierzu bereit 
erklärt. Es wäre gut, wenn nach den stürmischen 
und häufig emotionalen Auseinandersetzungen der 
letzten Monate nun eine Phase nüchterner Prüfung 
begänne. Eine solche gemeinsame Bemühung könnte 
zu Lösungen führen, die der Bundestag mit großer 
Mehrheit zu verantworten vermag. Unser Strafrecht 

) würde dadurch an Überzeugungskraft gewinnen. 
Das neue Strafrecht könnte dann einen vernünftigen 
und überzeugenden Beitrag für diesen komplexen 
Bereich unserer sozialen Wirklichkeit leisten. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Meine Damen und 
Herren, die Begründung wurde entgegengenommen. 
Wir treten in die Aussprache ein. Das Wort hat der 
Abgeordnete Dr. Eyrich. 

Dr. Eyrich (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Nach der Rede 
des Herrn Ministers ist man geneigt, den Entwurf, 
den man für diese Darlegungen hier gemacht hat, 
zu revidieren und sich zu der Behauptung zu ver-
steigen: Wir schließen uns weitgehend den Aus-
führungen des Herrn Ministers an, soweit sie — 
und, Herr Minister, genau das ist der Punkt, über 
den wir bei den künftigen Beratungen über dieses 
Gesetz reden müssen — hier nicht nur verbal ge-
macht wurden 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

und wenn diese Grundsätze nachher im Gesetz auch 
tatsächlich verwirklicht werden. Ohnehin stehen 
wir, meine Damen und Herren, vor der Schwierig-
keit, nicht zu wissen, über welchen Entwurf wir 
eigentlich heute beraten. Wir wissen nicht, ob es 
der Entwurf ist, den wir bereits am 4. Dezember 
1970, also vor drei Monaten zugeleitet bekommen 
haben — jener Entwurf, von dem dann gesagt 
wurde, daß er sehr schnell in die erste Lesung ge

-

hen soll, und von dem auch gesagt worden ist, daß 
er noch gelesen werden soll, bevor ein Anhörungs-
verfahren stattfindet —, oder ob es die neuen Über-
legungen des Herrn Ministers sind, die allerdings 

ich möchte das doch auch sagen — dem Parla-
ment auf etwas ungewöhnliche Art und Weise zur 
Kenntnis gekommen sind. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordneter 
Dr. Eyrich, gestatten Sie eine Zwischenfrage des 
Abgeordneten Dr. de With? 

Dr. Eyrich (CDU/CSU) : Selbstverständlich. 

Dr. de With (SPD) : Herr Eyrich, sind Sie so nett, 
mir konkret zu begründen, woraus Sie entnehmen, 
daß es hier von seiten des Bundesjustizministers 
nur verbale Behauptungen und Vorstellungen gibt? 

Dr. Eyrich (CDU/CSU) : Lieber Herr Kollege de 
With, ich rede im Augenblick eine halbe Minute. 
Sie werden mir doch sicher zugeben, daß ich nicht so 
töricht bin, hier eine Behauptung aufzustellen, ohne 
sie im Verlauf meiner weiteren Ausführungen auch 
noch zu begründen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Meine Damen und Herren, wir haben hier einen 
Entwurf vor uns, der in der Öffentlichkeit mit einem 
starken Engagement der Gegner und der Befür-
worter diskutiert worden ist und eigentlich zu dem 
seltenen Ergebnis geführt hat, daß die Bürger ihre 
Stimme gegen ihn unmißverständlich erhoben ha-
ben. Das ist sicher ein Zeichen dafür, daß die Bür-
ger spüren, daß mit diesem Entwurf eine Entwick-
lung auf dem Gebiete des Rechtes und dem Sektor 
der Strafgesetzgebung eingeleitet wird, die man nur 
mit sehr starken Bedenken verfolgen kann. 

Bevor ich auf diese Bedenken eingehe, möchte ich 
etwas zum bisherigen Verfahrensgang sagen, um zu 
zeigen, daß dieser Verfahrensgang nicht gerade 
beispielhaft für kommende Gesetzesvorlagen sein 
kann. Trotz mehrfach vorgetragener Bedenken der 
CDU/CSU im Sonderausschuß für die Strafrechts-
reform haben die Koalitionsfraktionen immer darauf 
bestanden — sie haben das auch in Abstimmungs-
kämpfen durchgesetzt —, daß das Anhörungsver-
fahren durchgeführt wird, bevor der Gesetzentwurf 
überhaupt dem Parlament vorliegt und bevor über-
haupt die erste Lesung stattgefunden hat. Das war 
also ein Anhörungsverfahren für Sachverständige, 
ohne daß dem Parlament die Möglichkeit gegeben 
gewesen wäre, zu den Vorstellungen der Bundes-
regierung Stellung zu nehmen, und ohne daß es 
Kenntnis davon gehabt hätte, wie die Regierung zu 
den Äußerungen des Bundesrates Stellung genom-
men hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Es ist sicherlich nicht zuviel gesagt, wenn ich be-
haupte, daß die Kenntnis all dieser Umstände, Herr 
Minister, zu einer wirksameren und präziseren Ge-
staltung des Anhörungsverfahrens beigetragen 
hätte. Wahrscheinlich wäre auch manche Stellung-
nahme der Sachverständigen weniger interpreta-
tionsfähig gewesen, wenn die Sachverständigen die 
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Meinung des Parlaments und vor allem — das muß 
man dazu sagen die offenbar etwas gewandelte 
Ansicht des Herrn Ministers schon gekannt hätten. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ich muß Sie fragen, Herr Minister: Fassen Sie das, 
was nun durch die Presse schließlich auch den Mit-
gliedern des Sonderausschusses zur Kenntnis ge-
langt ist, als Präzisierung auf? Ich weiß nicht recht, 
Herr Minister, ob man das als Präzisierung kenn-
zeichnen kann. Sie selber haben offenbar gespürt, 
daß es sich nicht allein um Präzisierungen handelt; 
denn Sie haben in Ihren Verlautbarungen vorsichts-
halber gleich darauf hingewiesen, daß es sich kei-
neswegs um einen Rückzug von der Reformfront 
handeln könne. Vielleicht wäre es wichtig, zu er-
fahren, ob Ihre Vorstellungen zu den §§ 184 und 
184 a, so wie Sie sie uns in Ihren Informationen 
zur Kenntnis gegeben haben, auch die Meinung der 
Koalitionsfraktionen und die Meinung der Bundes-
regierung sind oder ob wir hier noch über den alten 
Entwurf beraten. 

Wie immer man zu der Frage steht, ob es ein 
gutes Verfahren ist, die Dinge so mit dem Parla-
ment zu gestalten, kommen wir doch um die Über-
legung nicht herum, daß wir vielleicht auf Grund 
Ihrer Haltung zu Hoffnungen berechtigt sind, daß 
Sie sich möglicherweise zuletzt doch noch entschlie-
ßen könnten, sich den Argumenten der Opposition 
anzuschließen. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Dr. 
Barzel: Das macht er hintereinander! Nicht 

auf einmal!) 

Ihre Rede, Herr Minister, die Sie soeben gehalten 
haben, bestärkt uns in dieser Hoffnung. 

Lassen Sie mich etwas zu der Art sagen, wie 
diese Überlegungen von Ihnen, Herr Minister, zu 
unserer Kenntnis gelangt sind. Bis zu dieser Stunde 
sind diese Überlegungen offiziell einem Mitglied 
des Sonderausschusses für die Strafrechtsreform, 
mindestens soweit es die Mitglieder der Opposition 
betrifft, nicht zur Kenntnis gelangt. Sicherlich ist 
es ungewöhnlich, daß zwar manchen Koalitions-
abgeordneten diese Überlegungen unter dem Siegel 
strengster Geheimhaltung zur Kenntnis gelangt 
sind, daß sie aber auf der anderen Seite der stau-
nenden Öffentlichkeit des Bundestages letztlich 
durch die Presse — übrigens am selben Tage — 
bekanntgeworden sind. Erstaunlich ist ferner — das 
ist das Entscheidende —, daß man auf diese Weise 
erfährt, Herr Minister, daß Sie eigentlich noch zu 
keiner Zeit für die Freigabe der Pornographie ge-
wesen wären. 

(Abg. Hirsch: Das hätten Sie aber schon 
vorher merken können!) 

— Herr Kollege Hirsch, wir können das sehr wohl 
belegen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordneter 
Dr. Eyrich, einmal möchte ich Sie bitten, Ihre 
Papiere etwas zu senken, damit Sie sehen, wann 
die Lampe für Zwischenfragen aufleuchtet; sie 
leuchtet rechts oben auf. 

Zweitens möchte ich Sie fragen, ob Sie eine Zwi-
schenfrage der Frau Abgeordneten Dr. Diemer-
Nicolaus erlauben. 

Dr. Eyrich (CDU/CSU) : Selbstverständlich, Herr 
Präsident! 

Frau Dr. Diemer -Nicolaus (FDP) : Herr Kollege 
Eyrich, darf ich Sie darauf hinweisen, daß die neuen 
Formulierungen, auf die der Herr Bundesjustizmini-
ster hingewiesen hat, im Bulletin veröffentlicht wor-
den sind. 

(Abg. Vogel: Wann denn?) 

— Rechtzeitig vor dieser Beratung. 

(Lachen bei der CDU/CSU.) 

Dr. Eyrich (CDU/CSU) : Sehr geehrte Frau Kol-
legin, das ist mir durchaus bekannt. Es ist mir aber 
auch bekannt, daß es nicht der normale Verfah-
rensgang im parlamentarischen Raum ist, Mitglie-
der eines Sonderausschusses auf diese Art und 
Weise von Überlegungen des Ministers zu unter-
richten. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ich meine, wir müssen uns überlegen, ob es am Un-
verständnis der Öffentlichkeit liegt, daß wir noch 
nicht erkannt haben, daß Sie, Herr Minister, eigent-
lich von Anfang an nichts anderes im Sinne gehabt 
haben, als der drohenden Pornowelle — so steht es 
wenigstens in einem Leitfaden, den ein Kollege von 
Ihnen an die Fraktion gegeben hat —Herr zu wer-
den. Ist es vielleicht so — das müßte man insbeson-
dere nach den Erfahrungen des Anhörungsverfah-
rens einmal fragen —, daß Sie die Gefahr erkannt 
haben, die in der Freigabe der Pornographie liegt? 
Es bedarf wohl keines weiteren Hinweises darauf, 
daß der Herr Justizminister dieser Regierung von 
vielen sogenannten fortschrittlichen Leuten in der 
Bundesrepublik als Vorkämpfer für die Freigabe 
der Pornographie gefeiert wurde. Er selbst meinte 
auch in einem Interview, man könne die Streichung 
des § 184 ruhig hinnehmen. Wenn man diesen Leit-
faden liest, Ihre jetzigen Auslassungen hört und 
sich die heutige Situation vor Augen führt, müssen 
wir uns doch fragen: Haben Sie die Leute im Aus-
land so schlecht verstanden, die Millionen Mark 
investiert haben, um eine Pornoindustrie aufzu-
bauen und sie zu gegebener Zeit, am Tage X, recht 
schnell in die Bundesrepublik einzuführen? 

(Zuruf des Abg. Hirsch.) 

— Herr Kollege Hirsch, ich kann Sie vor diesen 
Wahrheiten leider nicht bewahren. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Herr Kollege Hirsch, ich muß auch fragen, ob der 
Herr Kollege Möller den Herrn Minister so falsch 
verstanden hat, daß er bereits im Laufe des Jahres 
1970 einen Erlaß an Zollbeamte herausgegeben hat, 
in dem diese angewiesen werden, die Pornomate-
rialien, wenn sich die Menge in Grenzen hält, doch 
über die Grenze zu lassen. 

(Abg. Lücke [Bensberg] : Hört! Hört!) 



6108 	Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode — 105. Sitzung. Bonn, Freitag, den 5. März 1971 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten Dr. de 
With? 

Dr. Eyrich (CDU/CSU): Selbstverständlich! 

Dr. de With (SPD) : Herr Kollege Eyrich, ist 
Ihnen bekannt, daß die Weisung des Herrn Bun-
desministers Möller durch eine BGH-Entscheidung 
ausdrücklich gedeckt ist, d. h. geltendem Recht ge-
mäß ist? 

(Zuruf von der CDU/CSU: Was heißt das?) 

Dr. Eyrich (CDU/CSU) : Herr Kollege de With, 
ich bin mir darüber im klaren, daß sich der Herr 
Finanzminister auf dieses Urteil beruft. Ich möchte 
mit Ihnen aber gern in eine Diskussion darüber ein-
treten, ob die Handlung des Herrn Ministers durch 
dieses Urteil gedeckt ist. Ich meine, das sind zwei 
Paar Stiefel. Im übrigen ist festzustellen, Herr Kol-
lege de With, daß wir bisher eine klare Abgrenzung 
dessen, was Pornographie ist, weder von der Re-
gierung noch von sonst jemandem gehört haben. 
Auch unter diesem Gesichtspunkt ist die Frage er-
laubt, ob eine Berufung auf dieses Urteil möglich 
ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Meine Damen und Herren, wir nehmen an, daß 
die heutige Interpretation und die Präzisierung die-
ses Gesetzes auf den von der CDU/CSU geleisteten 
Widerstand in dieser Sache zurückzuführen sind, 
daß sie aber auch eine Folge der unzähligen Schrif-
ten unserer im Sinne der Regierungserklärung mit-
denkenden Bürger sind, denen wir — gleichgültig, 
wo immer wir stehen — für ihr Engagement in die-
ser Sache wohl zu danken haben, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

weil das ein Beispiel dafür ist, daß die Öffentlich

-

keit sich mehr und mehr um diese Belange kümmert. 

(Abg. Hirsch Das verdankt sie dem Mini

-

ster, der ihr die Gelegenheit dazu gegeben 
hat! — Widerspruch bei der CDU/CSU.) 

— Dem Minister blieb in diesem Fall nichts anderes 
übrig, es sei denn, er hätte das Schreiben dieser 
Briefe verboten, und das kann er schließlich nicht 
tun. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Man muß indessen darauf hinweisen, daß die 
neuen Überlegungen zwar einen Fortschritt in un-
serem Sinne bedeuten, daß aber nach wie vor — ich 
glaube, darüber können alle Worte des Ministers 
und alle Ausführungen, die die nachfolgenden Red-
ner dazu noch machen werden, nicht hinwegtäu-
schen — letztlich alles auf die Freigabe der Porno-
graphie in unserem Lande hinausläuft. 

Wenn die sodomistische Pornographie unter das 
Verbot fallen soll, werden wir und werden die Bür-
ger immer noch das, ich würde sagen, etwas zwei-
felhafte Vergnügen haben, Herr Minister, mit Dar-
stellungen konfrotiert zu werden, in denen ganze 
Scharen von Männlein und Weiblein gemeinsam 

den Geschlechtsverkehr ausüben. Dabei wird wie 
überall natürlich der Eindruck entstehen, als ob der 
Mensch nur noch aus Geschlechtsteilen und nicht 
mehr aus einem Ganzen bestünde. 

(Beifall bei der CDU CSU.) 

Sie werden, meine Damen und Herren, auch das 
zweifelhafte Vergnügen haben — und das fällt nicht 
unter das Verbot —, diese Damen und Herren noch 
dabei zu beobachten, wie sie ihren eigenen Kot 
offenbar zur Hebung des Lustgefühls verspeisen. 

(Zuruf des Abg. Freiherr Ostman von der 
Leye.) 

— Herr Kollege Ostman von der Leye, Sie und ich 
wissen ganz genau, welche Art von Produkten auf 
dem Markt ist; man hat sie uns vorgeführt. Sie und 
ich wissen ganz genau — — 

(Abg. Hirsch: Nach dem geltenden Recht! 
Merken Sie denn das nicht?) 

— Herr Kollege Hirsch, ja, nach dem geltenden 
Recht. Können Sie mir sagen, ob man einem Zustand, 
der unter dem geltenden Recht besteht und der einen 
Schutz nicht in dem Maße gewährleistet, wie wir ihn 
wünschen, dadurch begegnen kann, daß man noch 
mehr freigibt und diesen Schutz herabmindert? 

(Beifall bei der CDU/CSU. - Abg. Hirsch: 
Sie haben es leider immer noch nicht be-

griffen!) 

— Ich meine, wir sollten zunächst einmal von der 
Pornographie wegkommen. 

(Abg. Wehner: Das wird Ihnen schwer-
fallen!) 

- Herr Kollege Wehner, daß Ihnen das nicht ange-
nehm ist, dafür habe ich allerdings Verständnis. 

(Beifall bei der CDU/CSU. - Abg. Wehner: 
Sie wühlen ja immer darin!) 

— Ich muß Ihnen sagen: ich habe Ihre Haltung zu 
dieser Frage, die ja in der Öffentlichkeit nicht ver-
borgen geblieben ist, geschätzt. Ich würde meinen, 
daß wir uns nahezu in etwa auf der gleichen Linie 
bewegen, wenn auch mit einigen Unterschieden, 
was ich zugeben muß. Wir haben also keinen An-
laß, wenigstens Sie und ich in dem Fall nicht — 
die  anderen Herren frohlocken; ich meine nicht die 
ganze Fraktion und auch nicht den Herrn Mini-
ster -, anzunehmen, daß wir nicht auf dieser Linie 
bleiben können. 

(Abg. Dr. Stark [Nürtingen] : Es sei denn, 
die Meinung hat sich nach den Wahlen 

geändert!) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordneter 
Dr. Eyrich, gestatten Sie eine Zwischenfrage des 
Abgeordneten Ostman von der Leye? 

Freiherr Ostman van der Leye (SPD) : Herr 
Kollege Eyrich, sind Sie bereit, zur Kenntnis zu neh-
men, daß jetzt erst durch den neuen Entwurf die 
Möglichkeit besteht, all das, was Sie eben beschrie- 
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ben haben und wozu ich Ihr Unbehagen teile, aus 
der Öffentlichkeit herauszuhalten. 

(Abg. Vogel: Durch welchen neuen Ent

-
wurf? Abg. Lücke [Bensherg]: Der wie

-vielte ist es denn? - Gegenruf von der 
SPD: Schon durch den vorigen!) 

Dr. Eyrich (CDU/CSU): Herr Kollege Ostman 
von der Leye, ich glaube, wir beide sind Jurist 
genug, um zu wissen, daß das, was heute in § 184 
steht, eine Freigabe der Pornographie ist; wir kön-
nen es deuten, wie immer wir wollen. 

(Beifall bei der CDU CSU.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage des Abgeordneten Dr. Stark? 

Dr. Stark (Nürtingen) (CDU/CSU) : Herr Kollege 
Eyrich, können Sie dem Hause in diesem Zusam-
menhang vielleicht doch einmal bekanntgeben, was 
in der Begründung zu § 184 a in der Bundestags-
drucksache VI/1552 steht, wo nämlich klar aufge-
führt wird, daß die Pornographie, die bisher im 
Ausland hergestellt wird, jetzt bei uns in verbrei-
tertem Umfang und zu niedrigen Preisen hergestellt 
werden wird und daß deshalb mehr Pornographie 
auf die Öffentlichkeit einflutet? Ich bitte, das doch 
einmal vorzulesen. 

Dr. Eyrich (CDU/CSU) : Herr Kollege Dr. Stark, 
ich brauche Ihnen das nicht vorzulesen. Ich glaube, 
jeder, der hier sitzt, hat sich mit diesem Problem 
so befaßt, daß ihm das nicht verborgen geblieben 
sein konnte. 
ich möchte auf das, was der Herr Minister zu § 131 

seiner neuen Überlegungen gesagt hat, eingehen. 
Wir werden mit diesen Überlegungen, die Sie in 
dem § 131 niedergelegt haben, einig gehen. Es ist 
jene Vorschrift, die die Herstellung und Verbrei-
tung von Darstellungen verbietet, die Gewalttätig-
keiten gegen Menschen in grausamer oder sonst un-
menschlicher Weise schildern oder zum Rassenhaß 
aufstacheln. Diese Bestimmung begrüßen wir aus-
drücklich. Wir müssen allerdings darauf hinweisen, 
daß dieser Gedanke bereits Grundlage des 1961 ge-
schaffenen Gesetzes über die Verbreitung jugend-
gefährdender Schriften geworden ist. Die Entwick-
lung hat aber gezeigt, daß nicht nur der Schutz der 
Jugend, sondern auch das friedliche Zusammenleben 
der Menschen in unserem Staat ein solches allgemei-
nes Verbot dieser Darstellungen verlangt und auch 
rechtfertigt. 
Wir sind auch der Meinung, meine Damen und 

Herren, daß etwa der Wegfall der Strafbarkeit 
der einfachen Verlobtenkuppelei im Entwurf zu 
Recht vorgesehen ist, weil hier tatsächlich den ge-
wandelten Anschauungen in unserer Gesellschaft 
entsprochen worden ist. 

(Zuruf des Abg. Hirsch.) 
— Nicht wahr, Herr Kollege Hirsch, das ist erstaun-
lich, das hat man von uns nicht gedacht. Ich kann es 
mir vorstellen. 

(Heiterkeit. - Abg. Freiherr Ostmann von 
der Leye: Von Ihnen ja, aber nicht von 

Herrn Stark!) 

Diese Überlegung führt uns zu der grundsätzlichen 
Frage hinsichtlich dieses Reformgesetzes, wie ein 
Gesetz aussehen soll, das den inzwischen gewandel-
ten gesellschaftlichen Anschauungen auf vielen Ge-
bieten gerecht werden und nicht nur Änderungen 
um der Reform willen durchführen will. Mit dem 
Hinweis darauf, daß ein Gesetz ein bestimmtes 
Alter erreicht hat — Sie sprachen auch von dem 
stattlichen Alter von 100 Jahren, Herr Minister —, 
allein ist es nicht getan, wenn nicht ein klares, ein 
durchsichtiges, ein für den einzelnen Bürger und 
die Allgemeinheit gleichermaßen dienliches Kon-
zept angeboten wird, das den modernen wissen-
schaftlichen Erkenntnissen entspricht und der gesell-
schaftlichen Situation, die sich als eine Einheit tra-
ditioneller Auffassungen und der Bemühungen um 
eine Fortentwicklung dieser Gesellschaft darstellt, 
Rechnung trägt. Ein Reformgesetz, das diesen Anfor-
derungen nicht entspricht, verdient diesen Namen 
nicht. Gerade hier, Herr Minister, müssen wir einige 
erhebliche Bedenken grundsätzlicher Art, die auch 
Sie in Ihren Ausführungen angesprochen haben, 
anmelden. Ich habe den Eindruck, daß wir immer 
mehr in die Gefahr kommen, Probleme der moder-
nen Gesellschaft lösen zu wollen, dabei Schlagworte 
zu gebrauchen und dann zu glauben, daß diese 
Probleme gelöst seien, obwohl sie in Wirklichkeit 
nur von der einen zur anderen Seite hin verlagert 
worden sind. Ich möchte über diese Frage des 
Schlagwortes nachher bei der Sozialschädlichkeit 
sprechen, einem Begriff, den wir, wie ich glaube, 
hier in dieser Debatte und in unseren Arbeiten im 
Sonderausschuß ganz klar formulieren müssen. 

Lassen Sie mich aber vorher noch etwas anderes 
sagen. Meine Damen und Herren von den Koali-
tionsfraktionen, ich glaube, in diesem Lande und in 
diesem Hause besteht ein grundsätzlicher Irrtum, 
der Irrtum nämlich, daß es allein der eine Teil dieses 
Hauses sei, der dem Bürger jenen Freiheitstraum 
gewährleiste, den er als gutes Recht beanspruchen 
kann. Es ist ein immer wieder vorgebrachter Vor-
wurf gegen uns und gegen andere Gruppen in die-
ser Gesellschaft, daß sie, ich möchte sagen, die ewig 
Gestrigen und daß sie eigentlich die Sexmuffel die-
ser Gesellschaft seien. Ich möchte Ihnen sagen, wir 
sind nicht diejenigen, die dem mündigen Bürger die 
Freiheit nicht geben wollen, die ihm auf sexuellem 
Gebiet gebührt, die ihn, so heißt es doch heutzu-
tage, von den Aggressionen befreit, ihn seine auf-
gestauten Komplexe verlieren läßt und ihm zu wah-
rer Lebensfreude verhilft. Ich meine, man muß doch 
darauf hinweisen, daß das einfach nicht der Be-
wußtseinstand in dieser Gesellschaft ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Wenn man das doch einmal begreifen würde. Bei 
Licht besehen sind solche Darstellungen unserer 
heutigen Gesellschaft ganz einfach und schlicht 
eine Beleidigung unserer Bürger, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

von denen im Anhörungsverfahren, insbesondere 
was die junge Generation betrifft, doch, wie ich 
glaube, klar und deutlich zum Ausdruck gekommen 
ist, daß sie Begriffe wie Treue und Ehe nach wie vor 
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Dr. Eyrich 

aufrechterhalten und daß sie sich diesen Begriffen 
verbunden fühlen. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Sehr richtig! 
bei der SPD.) 

— Meine Damen und Herren, ich werde Ihnen noch 
Passagen vorlesen, und wir werden dann wieder 
fragen, ob es richtig ist, daß man voreilig zustimmt, 
wenn solche Feststellungen getroffen werden. Ich 
glaube, so einfach kann man es sich jedenfalls nicht 
machen. Glauben Sie denn, meine Damen und Her-
ren, im Ernst — und das ist, wie ich glaube, eine der 
Grundlagen, die wir heute mit zu entscheiden ha-
ben —, daß die Hinwendung zu einer unbefangenen 
und natürlichen Sexualität, die doch jeder will, der 
diese Zeit und ihre Anforderungen begriffen hat, 
ausgerechnet durch die Pornographie geschehen 
muß? 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Zurufe von 
der SPD. — Abg. Dr. Müller-Emmert: Sie 

rennen offene Türen ein!) 

— Meine Damen und Herren, Sie kommen um eine 
Erkenntnis nicht herum. In jeder Begründung steht, 
daß die Freigabe der Pornographie zu einem un-
befangeneren Verhältnis zur Sexualität führen solle 
und daß alle, die dagegen seien, die Gesellschaft 
um Jahrhunderte zurückwerfen wollten. 

(Beifall bei der CDU/CSU. - Zurufe von 
der SPD.) 

Lassen Sie sich folgendes gesagt sein. Wir wollen, 
was das Verhältnis zu einer gesunden Sexualität 
betrifft, ganz sicher dasselbe wie Sie,. nur auf einem 
anderen Wege. 

(Weitere Zurufe von der SPD.) 

Ich möchte eines doch noch kurz zitieren, nämlich 
etwas aus dem Leitfaden für Ihre Fraktion, damit 
Sie die Problematik  in diesem Zusammenhang 
sehen. 

Zur Frage der Mißachtung der Würde der Per-
son heißt es in der Anleitung, was man dazu zu 
sagen habe, wenn dieses Argument auftauche, u. a.: 

Vielmehr muß sich, wer hier ein besonderes 
Würdeproblem der Frau sieht, fragen lassen, 
aus welcher Vorstellung von weiblicher Sexu-
alität er argumentiert: Der Verdacht liegt nahe, 

— so heißt es hier — 

daß dahinter das auch heute leider noch weit 
verbreitete Bild von der Frau steht, der sexu-
elle Lust versagt ist, 

(Abg. Dr. Stark [Nürtingen]: Hört! Hört!) 

die vielmehr Sexualität als notwendiges Übel 
zum Zweck der ihr aufgetragenen Fortpflanzung 
empfindungslos zu erleiden habe. 

(Heiterkeit. — Abg. Dr. Stark [Nürtingen]: 
Wer hat denn das verfaßt?) 

Weiter liest man, hinter dieser Behauptung stehe 
die  Auffassung, daß der Staat auch die Privatsphäre 
zu bevormunden gedenke. Im Grunde solle, so heißt 
es in diesem Schreiben, auch unterschwellig betont 
werden, daß bestimmte Dinge in der Ehe nichts zu 

suchen hätten, weil die Sexualität nur einem be-
stimmten Zweck in der Ehe, nämlich der Kindes-
erzeugung, zu dienen habe. Hier möchte ich fragen: 
Hat eigentlich derjenige, der diesen Leitfaden ge-
schrieben und veröffentlicht hat, noch nicht be-
griffen, daß auch wir nicht in das Schlafzimmer 
anderer hineinleuchten wollen, 

(Abg. Hirsch: Um so besser!) 
— daß auch wir, Herr Kollege Hirsch, den Bürger nun 
wahrhaftig nicht bei dem bevormunden wollen, was 
er in seinem Schlafzimmer mit seiner Ehefrau oder 
mit jemand anderem macht? 

(Heiterkeit. - Zurufe von der SPD.) 

- Ja, meine Damen und Herren, so weit gehe ich. 

(Abg. Dr. Schmidt [Wuppertal] : Wer ist denn 
der Verfasser? — Abg. Hirsch: Einige sind 
doch begeistert darüber, daß Sie das end-
lich mal laut sagen! - Abg. Dr. Stark 
[Nürtingen] : Wer war denn der Unter-
drückte, der das geschrieben hat? - 

Weitere Zurufe von der CDU/CSU.) 

— Ich glaube, daß sich der Betreffende noch im 
Laufe der heutigen Debatte zu Wort melden wird. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordneter 
Dr. Eyrich, gestatten Sie eine Zwischenfrage des 
Herrn Abgeordneten Vogel? 

Dr. Eyrich (CDU/CSU) : Bitte sehr! 

Vogel (CDU/CSU) : Herr Kollege Eyrich, Sie 
haben den Leitfaden erwähnt. Ist Ihnen bekannt, 
daß ein prominenter Kollege von der SPD-Fraktion 
diesen Leitfaden einen „Leitfaden für Doofe" ge-
nannt hat, und können Sie, nachdem Sie ihn gelesen 
haben, diese Charakterisierung bestätigen? 

(Heiterkeit.) 

Dr. Eyrich (CDU/CSU) : Herr Kollege Vogel, hier 
besteht eine Schwierigkeit. Daß ein Kollege von der 
SPD-Fraktion das gesagt haben soll, weiß auch ich. 
Es stand in einem sehr angesehenen Publikations-
organ, das wir alle kennen. 

(Abg. Hirsch: Den „Spiegel" lesen Sie 
neuerdings auch?) 

- Herr Kollege Hirsch, den lese ich schon sehr 
lange, aufmerksam sogar. 

(Abg. Hirsch: Der Herr freut sich mehr 
über einen reuigen Sünder als über tausend 

Gerechte!) 

— Wobei noch festzustellen wäre, wer hier der 
„Sünder" ist. 

(Heiterkeit.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordneter 
Dr. Eyrich, gestatten Sie in diesem Zusammenhang 
eine Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten Dr. 
Arndt? 

Dr. Eyrich (CDU/CSU): Ja, wenn sie mir auf die 
Zeit angerechnet wird. 
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Vizepräsident Dr. Jaeger: Ja, Sie kriegen 
einen Gütezuschlag. Bitte sehr, Herr Abgeordneter 
Dr. Arndt! 

Dr. Arndt (Hamburg) (SPD): Herr Kollege 
Eyrich, sind Sie bereit, dem Kollegen Vogel inso-
weit nicht zustimmen, als Äußerungen, die ich getan 
habe, sicherlich besser von mir selbst als vom 
„Spiegel" interpretiert werden können, womit ich 
die Authentizität der Wiedergabe bestreiten möchte? 

(Oh-Rufe bei der CDU/CSU.) 

Dr. Eyrich (CDU/CSU): Das kann ich nicht be-
stätigen, da ich es nicht weiß, Herr Kollege. 

(Zurufe von der CDU/CSU.) 

Vogel (CDU/CSU) : Herr Kollege Eyrich, da der 
Herr Kollege Arndt offenbar die Urheberschaft die-
ses Ausspruchs in Abrede stellt, möchte ich Sie fra-
gen: Sind Sie der Auffassung, daß die Charakteri-
sierung dennoch zutreffend sein könnte, so daß das, 
was im „Spiegel" stand, durchaus glaubhaft war? 

(Heiterkeit.) 

Dr. Eyrich (CDU/CSU) : Dazu könnte ich mich 
verstehen, Herr Kollege Vogel. 

In der Begründung zu diesem Gesetz — der Herr 
Minister hat es angesprochen — steht unter ande-
rem:  

Eine Strafdrohung ist nur dort vorzusehen, wo 
Rechtsgüter des einzelnen oder der Allgemein-
heit angegriffen oder gefährdet werden und 
ohne eine Strafdrohung nicht hinreichend ge-
schützt werden können. 

Dahinter steht die Vorstellung, daß nicht Sitte und 
Moral die Leitvorstellungen sein dürfen, wenn es 
darum geht, festzustellen, welches Rechtsgut des 
strafrechtlichen Schutzes bedarf. Soweit das bedeu-
tet, daß Sitte und Moral nicht die allein ausschlag-
gebenden Gesichtspunkte sein können, werde ich 
ihnen zustimmen. Sollte es aber bedeuten, daß diese 
Begriffe überhaupt keine Bedeutung mehr haben — 
Herr  Minister, Sie haben sie allerdings in Ihrer 
Rede immer wieder hervorgehoben, und ich bin 
Ihnen dankbar dafür, daß Sie die Bedeutung dieser 
Begriffe auch hier klargemacht haben —, dann soll-
ten wir dem ganz energisch widersprechen. Es hat 
nicht nur den Anschein, daß diese Begriffe, minde-
stens was den ersten Entwurf angeht, keine so sehr 
große Bedeutung mehr haben, sondern die Be-
gründung zu diesem Gesetzentwurf spricht dafür. 

Um auch hier jeden Irrtum auszuschließen: Auch 
wir wollen den Staat nicht zum Sittenrichter der 
Nation machen. Aber wenn die Regierung zwar da-
von spricht, daß Ehe und Familie unter dem be-
sonderen Schutz der staatlichen Ordnung stehen 
und schutzwürdige Güter der Allgemeinheit auch 
die elementaren Grundlagen des friedlichen Zusam-
menlebens sind, insbesondere — so steht es in die-
sem Entwurf, meines Erachtens zu Recht — die Tole-
ranz und Achtung vor der Menschenwürde des an-
deren, und daraus keinen anderen Schluß zu ziehen 

vermag als den, dann doch auf den strafrechtlichen 
Schutz zu verzichten, dann wird man sich fragen 
müssen, ob nach den Vorstellungen dieser Regie-
rung auf diesem Gebiet dem Recht noch eine So-
zialfunktion eigen sein kann — Herr Minister, Sie 
haben dieses Problem zwar nicht ausdrücklich an-
gesprochen, aber doch immer wieder gestreift —, 
wenn wir diese Begriffe nicht wenigstens auch zum 
Maßstab staatlicher Gesetzgebung machen. 

(Abg. Vogel: Auch des Strafrechts!) 

Weder bei der Beurteilung der Freigabe der Porno-
graphie noch bei der Frage der Ehegattenkuppelei 
ist dieser Schutz strafrechtlich vollzogen worden. 
Warum nicht, Herr Minister? 

Hier soll offenbar der Begriff der Sozialschädlich-
keit helfen, ein Begriff, der in der neuen Literatur 
immer mehr Eingang gefunden hat und den bis 
heute eigentlich niemand zuverlässig zu bestimmen 
vermag. Was ist, meine Damen und Herren, so frage 
ich Sie, sozialschädlich? Versteht man unter sozial-
schädlich — — 

Vizepräsident Dr. Schmid: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage? 

Dr. Eyrich (CDU/CSU) : Selbstverständlich, Herr 
Präsident. 

Freiherr Ostman von der Leye (SPD) : Herr 
Kollege Eyrich, können Sie sich nicht vorstellen, daß 
andere Gebiete des Rechts, insbesondere das Zivil-
recht, die Ehe viel besser schützen können, als es 
das Strafrecht vermag? 

Dr. Eyrich (CDU/CSU) : Herr Ostman von der 
Leye, ich glaube, wir sind — das entnehme ich allen 
Besprechungen, die wir gemeinsam im Sonderaus-
schuß geführt haben — miteinander der Meinung, 
daß der eine Bereich den anderen nicht in jedem 
Falle ersetzen kann und daß es Institutionen gibt, 
insbesondere dort, wo es heißt, daß eine Institution 
unter dem besonderen Schutz des Staates steht, die 
dieses besonderen Schutzes bedürfen. 

Wenn wir diesen Begriff der Sozialschädlichkeit 
einführen, Herr Minister, ohne genau zu wissen, 
was es eigentlich ist, muß ich die Frage stellen: 
Was ist nun eigentlich dieses „sozialschädlich"? Ist 
es „gemeinschaftsschädlich" oder nicht? Ist es das, 
was die Toleranz und die Achtung vor der Men-
schenwürde ausmacht? Ich würde doch meinen, daß 
deren Schutz gerechtfertigt ist. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Gestatten Sie noch 
eine Zwischenfrage? 

Dr. Eyrich (CDU/CSU) : Bitte sehr! 

Freiherr Ostman von der Leye (SPD) : Herr 
Kollege, glauben Sie, daß es die Ehe ganz besonders 
schützen würde, wenn Sie einen Partner der Ehe 
in ein Gefängnis tun und dort über seine Taten nach-
denken lassen? 
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Dr. Eyrich (CDU/CSU) : Ich habe Sie akustisch 
nicht verstanden, Herr Kollege. 

Freiherr Ostman von der Leye (SPD) : Glau-
ben Sie, daß es die Ehe besonders zusammenhielte, 
wenn Sie einem Partner für einige Zeit Freiheitsent-
zug verordnen? Glauben Sie, daß das die Ehe ganz 
besonders schützen würde? 

Dr. Eyrich (CDU/CSU) : Herr Ostman von der 
Leye, ich muß schon sagen, ich bin sonst gewohnt, 
daß Ihre Fragen präziser und besser zur Sache ge-
stellt sind. Diese Frage ist wahrhaftig in diesem 
Zusammenhang nicht am Platz. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ich weiß nicht, was diese Frage eigentlich soll. Wir 
haben doch nicht die Absicht, irgend jemand in ein 
Gefängnis einzuschließen. 

(Abg, Hirsch: Doch, Sie wollen die Ehe 
schützen, indem Sie einen Ehepartner ins 

Gefängnis tun!) 

— In welches, Herr Kollege Hirsch? — Vielleicht 
haben Sie nachher Gelegenheit, das darzustellen. 

(Abg. Ostman von der Leye: Sie wollen die 
Ehe dadurch schützen, daß Sie einen Ehe

-

partner ins Gefängnis sperren!) 

— Ich möchte doch keinen Menschen ins Gefängnis 
sperren. Ich möchte nur darauf aufmerksam machen, 
daß es Aufgabe dieses Staates ist, Institutionen, von 
denen es in unserem Grundgesetz heißt, daß sie 
unter dem besonderen Schutz des Staates stehen, 
diesen Schutz auch zukommen zu lassen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Schmid: Gestatten Sie dem Ab-
geordneten Erhard eine Zwischenfrage? 

Erhard (Bad Schwalbach) (CDU/CSU): Glauben 
Sie, Herr Kollege Eyrich, daß der Vorfragende viel-
leicht davon ausgeht, daß die Einehe durch die Viel-
ehe ersetzt werden sollte, und deswegen seine 
Frage gestellt hat? 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU. — Lachen 
bei der SPD.) 

Dr. Eyrich (CDU/CSU) : Meine sehr verehrten 
Damen und Herren, ich glaube, wir sollten die Frage 
stellen — es lohnt sich sicher die Mühe, der Frage 
nachzugehen —, was sich unter dem Begriff der 
Sozialschädlichkeit verbirgt, weil damit der Schlüs-
sel für das Verständnis dessen gegeben wird, was 
hier als Reform angepriesen wird und was dahinter 
steckt. Sie, Herr Minister, haben am 7. November 
1970 dem „Weltbild" gegenüber erklärt, ein Verhal-
ten sei sozialschädlich, wenn es nach übereinstim-
mender Meinung aller Bürger der Gemeinschaft 
Schaden zufüge. Sie, Herr Minister, und wir alle 
wissen doch, daß es eine übereinstimmende Mei-
nung aller Bürger niemals geben kann. Sie werden 
eine einheitliche, uniforme Meinung dieser Bürger 
niemals zustande bringen. Wir müssen deswegen 

fragen: Wer und welche Meinung soll dann, wenn 
wir an die Füllung des Begriffs der Sozialschädlich-
keit herangehen, entscheiden? Sollen es dann jene 
tun, für die die Ehe nur noch eine Angelegenheit 
auf Zeit ist in der Art etwa eines ständigen Be-
gleiters, oder jene, die in der Ehe nur noch eine 
Erscheinung mit repressivem Charakter sehen —
auch das hört man gelegentlich —, oder jene, die 
sie nach wie vor auf Lebenszeit angelegt sehen 
wollen? Natürlich wird für die, Herr Kollege Hirsch, 
die die Ehe als Erholungslandschaft zur Erholung 
von den gesteigerten Anforderungen der modernen 
Industriegesellschaft ansehen oder die sie nur auf 
Zeit angelegt sehen, die Antwort auf diese Frage 
mit Sicherheit anders ausfallen als für die — — 

(Abg. Hirsch: Das ist ein Pappkamerad! Hat 
jemals einer von uns gesagt, daß er die 

Ehe so auffaßt?) 

— Herr Kollege Hirsch, ich prüfe die Frage, mit 
welchen Gedanken der Begriff der Sozialschädlich-
keit ausgefüllt werden kann. Bei dieser Prüfung 
werde ich nicht fragen, ob Sie diesen Begriff so aus-
füllen wollen oder nicht, sondern ich werde fragen, 
wie er möglicherweise ausgefüllt werden kann. Es 
geht doch hier um das Bemühen, ein Gesetz zu 
schaffen, das uns die Sicherheit gibt, daß wir nach-
her tatsächlich erreichen, was wir wollen. 

(Zuruf des Abg. Freiherr Ostman von der 
Leye.) 

- Wir sollten uns mindestens bemühen, Herr Kol-
lege Ostman von der Leye, zuzuhören, welche Mög-
lichkeiten der Ausfüllung des Begriffes der Sozial-
schädlichkeit es im einzelnen gibt. Bei dieser Auf-
zählung bin ich gerade. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Von denjenigen, für die die Ehe nur auf Zeit 
angelegt ist, wird die Frage natürlich anders be-
antwortet als von der Mehrzahl der Menschen 
dieses Landes. Das dürfte wohl klar sein. Es ist aus 
dem Protest gegen allerlei Reformgedanken zum 
Ausdruck gekommen. 

(Abg. Hirsch: Also doch Pappkamerad! 
Sie verbinden also die Reformgedanken mit 
dem Gedanken der Ehe auf Zeit! Das ist 
Ihre Methode in all den Wahlkämpfen ge-
wesen! Darum eben Pappkamerad! — Abg. 
Vogel: Sollen wir über Wahlkampfmetho-

den reden?) 

— Herr Kollege Vogel, ich möchte dem Herrn Kol-
legen Hirsch gerade eine Stelle aus einer Gegen-
schrift zu jener Schrift vorlesen, die sehr stark an-
gegriffen worden ist und die sicher unverdächtig 
ist, daß sie der Opposition sehr viel helfen möchte. 
Ich möchte Ihnen daraus eines vorlesen. Das sollten 
wir dann gemeinsam und in allem Ernst überlegen. 

(Abg. Fiebig: Welche Seite?) 

— Seite 47, Herr Kollege Fiebig. 

Vizepräsident Schmid: Herr Kollege, es 
scheint mir ziemlich zu sein, den Autor der Schrift 
zu nennen. 
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Dr. Eyrich (CDU/CSU): Ich bin gerade dabei, 
Herr Präsident. Ich wollte gerade sagen: es sind 
die Ausführungen von Herrn Martin Goldstein in 
diesem Bande auf Seite 47. Dort heißt es: 

Solange also unsere überkommene Struktur 
von Ehe, also auch von Vorehe und Nichtehe, 
als schutzwürdiges Rechtsgut angesehen wird, 
muß das Gesetz gegen Pornographie sein. Denn 
Pornographie festigt nicht unbedingt die ehe-
liche Bindung, verstärkt nicht unbedingt den 
Wunsch nach Kindern, ruft nicht unbedingt zur 
Treue auf. Sie regt nur die Wünsche und die 
Lust an. Sie setzt keine Normen, regelt nichts, 
gibt keine Moral. Sie zielt nur auf einen Sektor 
der Sexualität, nämlich die lustvolle Erregung. 

(Abg. Hirsch: Halten Sie denn das, was da 
steht, nicht für richtig?) 

— Ich hoffe, daß auch Sie das für richtig halten; 
denn dann müßten Sie für das Verbot der Porno-
graphie sein. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU. 
Abg. Hirsch: Pappkameraden!) 

Ich meine, wir sollten es bei diesen Beispielen 
bewenden lassen. Aber eine persönliche Anmer-
kung möchte ich noch zu dem machen, was hier steht. 
Der Verfasser dieser Schrift scheint — wie manche 
andere in diesem Lande — nicht zu wissen, daß es 
tatsächlich auch noch Ehen geben soll, in denen ein 
lustvolles Erleben möglich ist. 

(Abg. Hirsch: Wir können Sie das aus dem 
Inhalt folgern? Der sagt doch genau das 
Gegenteil von dem, was Sie behaupten!) 

— Er muß ja nicht in jedem Fall recht haben, Herr 
Kollege Hirsch. 

(Erneute Zurufe.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: So sehr das Thema 
dieser Stunde zu Dialogen Anlaß zu geben vermag, 
so schlage ich doch vor, daß Meinungsverschieden-
heiten von der Tribüne aus ausgetragen werden. 

Dr. Eyrich (CDU/CSU): Meine Damen und Her-
ren, im Entwurf sieht man zwar die Gefahr, daß 
Pornographie sozialschädlich sein könnte, aber man 
setzt sich mit der Formel darüber hinweg, daß der 
Freiheitsraum des mündigen Bürgers den Vorrang 
vor der Abwehr möglicherweise schädigenden Ein-
flusses auf die Allgemeinheit habe. Dieser Schritt 
ist zugegebenermaßen gefahrvoll, und zwar des-
wegen, weil wir keine ausreichenden wissenschaft

-

lichen  Erkenntnisse über die Auswirkungen der 
Pornographie haben, wenn auch das Anhörungsver-
fahren begleitet war von Meldungen, daß alle Gut-
achter die Sozialschädlichkeit der Pornographie ver-
neint hätten. Was jene betrifft, die in diesem Anhö-
rungsverfahren die Ehe der Zukunft als eine auf 
Zeit eingegangene Verbindung ansahen, verwundert 
das nicht. Und bei aller Anerkennung der Bemü-
hungen von Sigusch, der uns über die Ergebnisse 
seiner Arbeit unterrichtet hat, würde ich meinen, 
daß jene Drei-Wochen-Untersuchungen eben einfach 
nicht dazu ausreichen, ein endgültiges Urteil über  

die Frage der Sozialschädlichkeit der Pornographie 
zu treffen. 

(Abg. Dr. Hauser [Sasbach] : Sehr richtig!) 

Es handelt sich hier um eine Erkenntnis, die natür-
lich zu sehr vielen Spekulationen beim Anhörungs-
verfahren geführt hat. Wir haben es immer wieder 
empfunden, daß hier weniger gesicherte wissen-
schaftliche Erkenntnisse als eben Überzeugungen 
dargetan worden sind, denen ein ausreichender 
wissenschaftlicher Untergrund fehlt. 

(Zuruf des Abg. Hirsch.) 

Diese Erkenntnis, Herr Kollege Hirsch, wird auch 
nicht besser, wenn man die Erfahrungen in Däne-
mark bezüglich der Frage der Sozialschädlichkeit 
der Pornographie zu Rate zieht. Ich gebe gern zu, 
daß wir keinen Anhaltspunkt dafür haben, daß die 
Kriminalität wegen der Freigabe der Pornographie 
gestiegen sei. Wir haben aber auch keine Anhalts-
punkte, daß sie sich etwas zurückentwickelt. 

(Abg. Hirsch: Da sind wir uns völlig einig!) 

Das ist eine Frage der Sozialschädlichkeit. 

Wenn wir einmal die Untersuchungen in den 
USA betrachten, stehen wir vor der Tatsache, daß 
die dortige Regierung zwei Jahre lang untersucht 
und 2 Millionen Dollar ausgegeben hat, um dann 
festzustellen, daß sie im Grunde genommen so weit 
sei wie zuvor. 

Als Ergebnis läßt sich daher feststellen, daß die 
Frage der Sozialschädlichkeit in zweifacher Weise 
beantwortet werden muß. Sie muß einmal dahin be-
antwortet werden, daß an die Stelle des ganz ge-
wiß unbestimmten Begriffs des Sittengesetzes das 
gebe ich Ihnen zu   ein ebenso unbestimmter Be-
griff, nämlich der unbestimmte Begriff der Sozial-
schädlichkeit, getreten ist, der in gleicher Weise 
wie der des Sittengesetzes interpretationsfähig ist. 
Zweitens unterliegt auch die Sozialschädlichkeit in 
Zukunft einer Wertung der Gesellschaft, die je nach 
ihrem Standort die Frage nach der Sozialschädlich-
keit verschieden beantworten wird. Die anfangs 
gestellte und ernste Frage dieses Problems ist: Was 
sind die fundamentalen Grundforderungen, deren 
Verletzung Strafe nach sich ziehen kann? Es ist 
die Frage, wann der Gemeinschaftsfrieden unzu-
mutbar beeinträchtigt wird. Diese Frage wird auch 
in Zukunft unterschiedlich beantwortet werden. 

Wir beantworten die Frage nach der Sozial-
schädlichkeit sowohl der Straflosigkeit der Ehegat-
tenkuppelei als auch der Freigabe der Pornographie 
mit einem Ja. Denn wenn es wahr ist, daß Tole-
ranz und Achtung vor der Menschenwürde des an-
deren elementare Grundlagen unseres Zusammen-
lebens sind, wie auch in der Begründung ausgeführt 
ist, und wenn es darüber hinaus richtig ist, daß die 
Ehe unter dem besonderen Schutz dieses Staates 
steht, dann kann es keine andere Antwort geben. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Die Pornographie verletzt, auch wenn es von sehr 
vielen noch so sehr bestritten wird, die Würde des 
Menschen und insbesondere die der Frau. Dieses 
im Grundgesetz geschützte Rechtsgut ist unverzicht- 
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bar. Selbst die Anweisung an die Mitglieder Ihrer 
Fraktion, Herr Kollege Hirsch, spricht davon - und 
ich stimme Ihnen da zu  , daß die Achtung und der 
Schutz der Würde des Menschen die vornehmste 
Verpflichtung aller staatlichen Gewalt unter dem 
Grundgesetz sei. 

Es heißt dort aber weiter - und ich glaube, dar-
über muß man sich unterhalten -, daß jedermann 
autonom bestimmen könne, was für ihn die Würde 
des Menschen ausmache. Dem kann ich sicherlich 
nicht folgen, Herr Kollege Hirsch. 

(Beifall bei der CDU; CSU. - Abg. Hirsch:  
Für seinen privaten Bereich!) 

— Ich denke daran, daß es unverzichtbare Rechte 
gibt, die bei weitem nicht den Rang der Würde 
des Menschen haben. Deswegen habe ich Bedenken, 
ob dieses Rechtsgut überhaupt, und sei es auch nur 
im privaten Bereich, verzichtbar sein könnte. 

(Zuruf des Abg. Ostman von der Leye: 
Wissen Sie, daß der Selbstmordversuch 

straffrei ist?) 

— Bei meiner bescheidenen Ausbildung, die ich bis-
her genossen habe, ist mir das bekanntgeworden, 
Herr Ostman von der Leye. 

Die Bundesregierung verkennt nicht, daß die 
Pornographie - so heißt es ausdrücklich - ein 
verzerrtes Bild menschlicher Sexualität bietet und 
vor allem die Frau herabwürdigt. Meine Damen und 
Herren, wie läßt sich das alles miteinander verein-
baren? Wie läßt es sich vereinbaren, daß eine Re-
gierung zugibt, die Pornographie würdige die Frau 
herab, die Menschenwürde sei etwas, was wir unter 
allen Umständen geschützt wissen wollten, und dann 
zu dem Schluß kommt, diese die Menschenwürde 
tangierende Verbreitung von Pornographie nicht zu 
bestrafen. 

(Abg. Hirsch: Merken Sie denn nicht, daß 
das zwei ganz verschiedene Schuhe sind?) 

- Ich warte darauf, Herr Kollege Hirsch, daß Sie 
mir das klar machen. 

Über eines, so meine ich, sollten wir uns klar 
sein. Wenn wir uns grundsätzlich einig sind, daß 
diese Würde des anderen Menschen ein Rechtsgut 
der Allgemeinheit ist, dann können wir nur noch 
die Frage stellen, oh wir es mit Strafe bewehren 
sollten. Das weiß ich auch. Nur komme ich zum Er-
gebnis, daß es das hohe Rechtsgut der Würde des 
Menschen, das an den Anfang unseres Grundgeset-
zes und an den Anfang aller Überlegungen des Zu-
sammenlebens in unserem Staate gestellt worden 
ist, das auch Sie in Ihrem Leitfaden als den höchsten 
Wert bezeichnet haben, doch noch des strafrecht-
lichen Schutzes wert sein sollte. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Hirsch: 
Die Würde des anderen Menschen ja; aber 
über meine eigene Würde habe ich allein 

zu bestimmen, das ist der Unterschied!) 

Sie bestimmen in diesem Zusammenhang nicht 
über Ihre eigene Würde, sondern Sie bestimmen 
über die Würde des anderen Menschen und seine 
Betrachtung in unserer Gesellschaft. 

Lassen Sie mich zum Schluß kommen. Wir halten 
am Verbot der Verbreitung von Pornographie 
erstens deswegen fest, weil wir wissen, daß mit 
der Eröffnung von Porno-Shops und Porno-Clubs 
und anderem ein wirksamer Jugendschutz bei allen 
Beteuerungen gegenteiliger Art, die wir heute ge-
hört haben, schlechthin nicht mehr möglich ist. 
Wir wollen zweitens auch deswegen daran fest-
halten, weil wir wissen, daß unsere Bürger diesen 
„Konsumverzicht", den wir ihnen aufbürden wollen, 
in der überwältigenden Mehrheit sicher sehr gern 
leisten, ohne daß den anderen der Zugang zu 
solchem Material verwehrt sein soll. 

Schließlich — lassen Sie mich das zum Schluß 
sagen - wollen wir daran festhalten, weil wir 
davon überzeugt sind, daß es noch Grundlagen 
unseres Zusammenlebens geben muß, deren Gefähr-
dung der Staat mit seiner Gesetzgebung nicht för-
dern darf, ganz besonders dann, wenn sie dem 
besonderen Schutz dieses Staates anvertraut sind. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat der 
Abgeordnete Dr. Müller-Emmert. Seine Fraktion 
bittet urn 25 Minuten Redezeit für ihn. 

Dr. Müller -Emmert (SPD) : Herr Präsident! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Lassen 
Sie mich zunächst einige Anmerkungen zu der Rede 
des Herrn Kollegen Dr. Eyrich machen. Wenn man 
die Rede des Herrn Kollegen Dr. Eyrich näher 
analysiert, kommt man zu der Feststellung, daß er 
im Grundsätzlichen sehr oft der Auffassung recht 
gegeben hat, die der Herr Bundesjunstizminister 
vorgetragen hat. Er hat sogar in mancher Hinsicht 
dem Herrn Bundesjustizminister Lob gespendet, hat 
dieses Lob allerdings, wie es eben die Aufgabe der 
Opposition sein muß, wieder in der Weise einge-
schränkt, daß er sagte, der Herr Bundesjustiz-
minister habe einen Sinneswandel vollzogen, habe 
früher völlig andere Meinungen vertreten als heute 
vor diesem Hohen Hause. 

Herr Kollege Dr. Eyrich, ich möchte Ihnen emp-
fehlen, noch einmal sehr eingehend die Begrün-
dung des Entwurfs zu lesen. Sie werden dabei un-
schwer zu der Feststellung kommen, daß die von 
dem Herrn Bundesjustizminister vor diesem Hohen 
Hause vorgetragene Auffassung im Grundsätzlichen 
schon genau in der Begründung dieses Entwurfs 
steht. 

(Zuruf des Abg. Dr. Hauser [Sasbach]: Sie 
wollen aus Schwarz Weiß machen!) 

— Herr Kollege Hauser, Sie müssen eben mit der 
nötigen Intensität auch diesen Stoff verfolgen, und 
dann müssen Sie mir, ob Sie wollen oder nicht, 
recht geben. 

Eine zweite Anmerkung, und zwar zu der Ver-
fahrensweise, Herr Kollege Dr. Eyrich, auch in 
diesem Punkt befinden Sie sich im Irrtum. Sie haben 
erklärt, der Strafrechtsausschuß des Deutschen 
Bundestages habe mit der Mehrheit der Koalitions-
fraktionen praktisch die Auffassung der Opposition 
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niedergeknüppelt und sein öffentliches Hearing be-
schlossen, bevor die erste Lesung des Vierten Ge-
setzes zur Reform des Strafrechts durchgeführt 
worden sei. 

Ich darf darauf hinweisen, daß wir uns im Straf -

rechtsausschuß sehr eingehend auf der Grundlage 
der Geschäftsordnung, die ja schließlich und letzt-
lich für uns alle verbindlich ist, mit der Frage be-
schäftigt haben, ob wir schon vor der ersten Lesung 
eine öffentliche Anhörung durchführen sollen. Ich 
darf auf die §§ 73 und 60 der Geschäftsordnung 
verweisen, die es dem zuständigen Strafrechts

-

ausschuß erlaubt haben, auch schon vor der ersten 
Lesung eine Anhörung der Sachverständigen durch-
zuführen. Es wird mir jeder der Damen und Herren 
Kollegen recht geben, daß diese Verfahrensweise 
auf der Grundlage der zitierten Paragraphen der 
Geschäftsordnung zulässig war. Diese Frage war 
auch im Ausschuß in gar keiner Weise bestritten, 
sie kann auch heute nicht bestritten werden. Des-
wegen verstehe ich nicht, Herr Kollege Dr. Eyrich, 
daß Sie sich über diese Verfahrensweise, die genau 
der Geschäftsordnung entspricht, so mokieren. 

Es ist im Gegenteil zu sagen, daß es gut ist, wenn 
sich der jeweils zuständige Ausschuß schon sehr 
früh in planerischer Weise mit dem Stoff, der auf 
ihn zukommt, beschäftigt, damit eine zeitliche und 
stoffliche Einteilung vorgenommen werden kann, 
damit auch die Gesetzgebungsvorhaben entspre-
chend dem Zeitplan durchgezogen werden können. 
Dies war eigentlich der Sinn dieser vorgezogenen 
Anhörung. 

Lassen Sie mich noch eine dritte Anmerkung 
machen, Herr Kollege E y r i c h. Ihre Ausführun-
gen, die in vielfacher Hinsicht für mich wirklich 
sehr interessant waren, haben sich durchweg nur 
mit der Pornographie beschäftigt. 

(Abg. Dr. Lenz [Bergstraße] : Ebenso wie 
das Hearing!) 

Würde man Ihre Ausführungen der Diskussion zu-
grunde legen, ohne den Gesetzentwurf, um den es 
geht, zu kennen, müßte man annehmen, daß es in 
diesem Gesetzentwurf ausschließlich um Porno-
graphie geht. 

(Abg. Frau Geisendörfer: Da haben Sie 
nicht genau zugehört!) 

Es ist die Frage, Herr Kollege Eyrich, warum Sie 
aus Ihren taktischen Erwägungen heraus die Porno-
graphie überhaupt so sehr in den Vordergrund 
rücken. Vielleicht habe ich mich in meiner Meinung 
getäuscht, die dahin geht, daß es Ihnen, Herr Kol-
lege Eyrich, teilweise direkt Spaß gemacht hat, hier 
eine eingehende Schilderung irgendwelcher porno-
graphischer Produkte und gewisser Einzelheiten 
zu geben. 

Zustimmung bei Abgeordneten der SPD. — 
Lebhafter Widerspruch und Pfui Rufe bei 
der CDU/CSU. — Abg. Dr. Hauser [Sas

-

bach] : Das ist primitiv!) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage? 

Dr. Müller -Emmert (SPD) : Eine Sekunde! — 
Was regen Sie sich denn so auf, meine Damen und 
Herren  von der Fraktion der CDU/CSU? 

(Weitere Zurufe von der CDU/CSU.) 

Ich habe ausdrücklich formuliert: Vielleicht habe 
ich mich getäuscht ... 

(Abg. Erhard [Bad Schwalbach] : Aber war-
um dann erst verteufeln? - Zurufe von der 

CDU/CSU: Na also!) 

Und wenn Sie dann so schreien, muß ich eben ein-
räumen, daß ich mich getäuscht habe. Und ich gebe 
dies vor Ihnen gerne zu.  

Vizepräsident Dr. Schmid: Eine Zwischen-
frage des Herrn Abgeordneten von Thadden. 

von Thadden (CDU/CSU) : Herr Kollege Müller-
Emmert, wie kommt es eigentlich, daß Ihr Kollege 
de With es in einer Arbeitsunterlage zur Diskus-
sion dieses Gesetzentwurfes als Grundanliegen des 
Entwurfes der Bundesregierung bezeichnet, daß Er-
wachsene Pornographie konsumieren können? Ich 
frage Sie, hat der Kollege de With dann auch den 
Entwurf so mißverstanden, daß er in ihm dieses 
Grundanliegen zu erkennen ,glaubt? 

(Zuruf des Abg. Dr. Schäfer [Tübingen].) 

Dr. Müller -Emmert (SPD) : Vielleicht haben Sie 
diese Formulierung mißverstanden. 

(Zuruf von der CDU/CSU.) 

Einmal ist es immer sehr schwierig, aus einer grö-
ßeren Arbeit einen Satz herauszupicken und sich 
dann auf diesen Satz zu berufen, 

(Abg. Benda: Geschenkt! - Zuruf von der 
CDU/CSU: Das ist billig!) 

und zum zweiten ist es fraglos auch ein gewisses 
Grundanliegen dieses Gesetzentwurfes, die Mündig-
keit unserer Bürger zu fördern. Ich darf Ihnen in 
diesem Zusammenhang nur einmal am Rande sagen, 
daß beispielsweise die katholische Kirche das Ver-
bot des Index aufgehoben hat, obwohl sie weiß, 
daß die glaubensgefährdenden Schriften nach wie 
vor glaubensgefährdend sind, daß aber die katho-
lische Kirche durch die Aufhebung dieses Verbotes 
an die Mündigkeit ihrer gläubigen Christen appel-
liert. 

(Abg. Dr. Lenz [Bergstraße] : Der Vergleich 
hinkt ja wohl! — Zuruf von der CDU/CSU: 

Das ist vielleicht ein Argument!) 

Das mögen Sie sich bitte einmal überlegen! 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sie wollen Mün-
digkeit durch Pornographie!) 

Und dann reden wir miteinander weiter. 

(Weitere Zurufe von der CDU/CSU.) 

- Warum regen Sie sich denn so auf? 

(Abg. Dr. Hauser [Sasbach] : Weil das so 
billig ist, was Sie sagen!) 
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Immer mit der Ruhe, wir kommen miteinander schon 
zurecht. — Das stimmt doch, Herr Kollege Hauser! 
Weisen Sie mir doch bitte das Gegenteil dieser mei-
ner eben aufgestellten Behauptung nach! Ich wäre 
sehr froh und würde das dann selbst sofort ein-
räumen. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Herr Abgeord-
neter, eine Zwischenfrage des Abgeordneten Dr. 
Kliesing. 

Dr. Kliesing (Honnef) (CDU/CSU): Herr Kollege, 
glauben Sie tatsächlich im Ernst, daß das Problem 
glaubensgefährdender Schriften und das der Porno-
graphie irgendwie miteinander vergleichbar sind? 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU.) 

Dr. Müller -Emmert (SPD) : Herr Kollege Klie-
sing, vom Denkansatz her ist das letztlich genau das 
gleiche. 

(Zurufe von der CDU/CSU.) 

- Vom Denkansatz her ist es das gleiche! Es ist 
eine klare gedankliche Parallelität insofern gege-
ben, als jeweils die Frage der Mündigkeit — die des 
Bürgers oder die des Christen — eine Rolle spielt 
und sonst nichts. 

(Weitere Zurufe von der CDU/CSU.) 
— Das können Sie nicht bestreiten! 

(Zuruf des Abg. Winkelheide.) 

— Da können Sie sich aufregen oder nicht, Herr 
Winkelheide: was stimmt, das stimmt. Darum kom-
men Sie nicht herum. 

(Abg. Benda: Aber was stimmt denn nun 
eigentlich?) 

Sie müssen sich daran gewöhnen, daß es eben so ist. 

Ich darf noch eine Bemerkung zu Herrn Kollegen 
Eyrich machen; er ist im Augenblick nicht da. 

(Abg. Vogel: Er kommt wieder!) 
— Er kommt wieder, Gott sei Dank; vielleicht kön-
nen Sie ihm das dann später sagen. Danke schön, 
Herr Kollege Vogel. — Herr Kollege Eyrich hat 
aus der Gegenschrift „Das Gesetz der Moral und 
die staatliche Ordnung" zitiert. Herr Kollege 
Eyrich hat richtig zitiert, gar keine Frage. Der 
Beitrag, der von Herrn Goldstein stammt, hat die 
Überschrift: „Gefährdet Pornographie Ehe und Ju-
gend?" Herr Kollege Eyrich hätte aber auch die 
Schlußfolgerungen diese Beitrages lesen müssen, 
dann wäre er vollständig gewesen. Ich darf — in 
diesem Punkt gewissermaßen an seiner Stelle — 
die  Schlußfolgerungen von Herrn Goldstein be-
kanntgeben, die Sie in dieser Schrift auf Seite 48, 
letzter Absatz, finden. Da heißt es: 

Da es in der Diskussion um die Freigabe der 
Pornographie aber der Gesetzgeber ist, der auf 
Macht und Einfluß verzichten will, um sie auf 
den Bürger zu delegieren, erscheint es mir rich-
tig, daß die Kirche die Aufgabe übernimmt, 
den Bürger und den Gesetzgeber zu den sicher 
höheren Anforderungen zu ermutigen, anstatt 
eine bestehende Bevormundung zu stützen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Wenn Sie diesen Satz einmal näher überlegen, 
werden Sie mir recht geben, daß man das Problem 
der Pornographie offenbar aus sehr vordergründi-
gen Gründen hier in einer Weise hochspielt, wie 
sie eigentlich von der Sache her beim besten Willen 
nicht notwendig ist. 

Wohl kein Teil des Strafrechtes ist derart von 
Vorurteilen belastet wie das Sexualstrafrecht, mit 
dem wir uns im Rahmen des Vierten Reformgesetzes 
zu befassen haben. Die gefühlsmäßige Abwehrreak-
tion gegenüber dem Triebtäter hat allzu lange die 
tatsächlichen Probleme verdeckt. Noch immer wird 
der Exhibitionist vielfach ungleich härter bestraft 
als jemand, der sich beispielsweise einer fahrläs-
sigen Kindestötung schuldig gemacht hat. In Schles-
wig-Holstein z. B. — und sicher auch in anderen  
Bundesländern — werden weit mehr Kinder durch 
ihre Eltern getötet oder mißhandelt, als durch Sexu-
aldelikte betroffen. Die Kollektivreaktionen sind 
dennoch bei beiden Deliktgruppen unverständlicher-
weise auffallend unterschiedlich. Uns beschäftigen 
weit mehr die Unholde, die Kinder mißbrauchen, als 
Eltern, die eigentlich viel Schlimmeres tun. 

(Abg. Erhard [Bad Schwalbach]. Woher 
haben Sie die Ziffern?) 

Der Kieler Gerichtsmediziner Dr. Wille, der über 
diese Beobachtungen kürzlich im Rahmen der An-
hörung des Strafrechtsausschusses berichtet hat, 
hat uns auch den Grund genannt. Er sagt: 

Die Einstellung unserer Gesellschaft zur Sexu-
alität ist heute noch weitgehend verkrampft, 
so daß eine affektneutrale Beurteilung kaum 
möglich erscheint. 

In einer solchen Situation ist es für jede Regie-
rung kritisch, einen Reformentwurf vorzulegen, be-
sonders dann, wenn es für notwendig gehalten wird, 
einige sogenannte heilige Kühe abzuschlachten. Aus 
diesem Grund lege ich Wert auf folgende Fest-
stellung: Die große Strafrechtsreform war nicht das 
Anliegen einer Gruppe oder einer Fraktion in die-
sem Hause, sondern wir — der Bundestag gemein-
sam — haben sie auch zu einer gemeinsamen Auf-
gabe gemacht, und — das darf ich wohl auch fest-
stellen — diese Gemeinsamkeit hat die Arbeit des 
Sonderausschusse seit langen Jahren in besonderer 
Weise befruchtet. 

(Abg. Dr. Lenz [Bergstraße] : Ja, bis 1969!) 

— Was wollten Sie sagen, Herr Kollege Lenz? — 
Bis zum Jahre 1969, wo Sie den Vorsitz hatten — 
das wollten Sie doch sagen. Dies ist doch lächerlich. 
Ich bitte Sie doch! 

(Abg. Dr. Lenz [Bergstraße] : Eine reine 
Unterstellung!) 

— Ich sehe schon Ihren Augen an, was Sie sagen 
wollen, Herr Kollege Lenz. 

(Heiterkeit.) 

Wir würden uns diese Aufgabe zu leicht machen 
und unter Umständen die gesamte Reform in Frage 
stellen, wenn wir mitten auf der Strecke an einer 
Stelle haltmachten, wo überkommene Tabuvorstel-
lungen einer Neuorientierung entgegenstehen. Es 
geht bei einer solchen Reform ja nicht darum, alles 
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mit  Gewalt anders zu machen, sondern darum, das 
geltende Recht zu überdenken und zu prüfen, ob es 
noch sachgerecht ist. 

Auch dieser Reformentwurf hält aus guten Grün-
den in wesentlichen Punkten an anerkannten straf-
rechtlichen Grundsätzen fest. Das gilt vor allem 
— darauf wurde viel zuwenig hingewiesen — für 
den Schutz gegen Gewalt und den Schutz von Kin-
dern, Jugendlichen und Abhängigen vor sexuellem 
Mißbrauch. Die Pornographie — ich habe dies schon 
mehrfach gesagt   ist wirklich nicht das wichtigste 
in diesem Reformgesetz. 

(Beifall bei der SPD.) 

Manche halten es allerdings für überflüssig, durch 
eine Neuordnung des Sexualstrafrechts die Ge-
müter unnötig zu erregen, da, wie sie sagen, das 
tatsächliche Verhalten der Bürger sich ohnehin am 
Strafrecht vorbei entwickelt habe und die Täter 
weithin unbehelligt blieben, z. B. im Zusammen-
hang mit Kuppelei oder Zuhälterei oder auch schon 
Pornographie. Eine solche Haltung ist eine sehr 
einfache. Sie erleichtert fraglos die praktische Ar-
beit. Sie kann aber — darüber müssen wir uns 
doch wohl im klaren sein — wegen ihrer Unehrlich-
keit keine Maxime für die Gesetzgebung sein. 

(Beifall bei der SPD.) 

Nicht nur der Gesetzgeber wird bei einer solchen 
Praxis unglaubwürdig, sondern auch die Strafver-
folgungsorgane, die im Rahmen des Legalitäts-
prinzips an sich verpflichtet sind, derartige Hand-
lungen zu verfolgen, und auch die Gerichte, die 
im Einzelfall die jeweilige Entscheidung zu treffen 
haben. Strafverfolgungsorgane und Gerichte müs-
sen bekanntlich stets ausbaden, was der Gesetz-
geber versäumt. Unsere Aufgabe muß es sein, klare 
Aussagen zu machen und eindeutige Richtlinien zu 
erlassen, dann aber auch in der Erwartung, daß die 
Straftatbestände wirklich ernst genommen und in 
jedem Fall die vorgeschriebenen und notwendig er-
scheinenden Maßnahmen getroffen werden. 

(Beifall bei der SPD. — Abg. Ehrhard [Bad 
Schwalbach]: Was ist das: „Maßnahmen"?) 

Zum Entwurf selbst lassen Sie mich folgendes 
ausführen. Ungeachtet der Meinungsverschieden-
heiten in Einzelfragen besteht meines Erachtens 
- ich habe dies schon gesagt weitergehende 
Übereinstimmung über die auch in der Begründung 
des Entwurfs formulierten Kriterien, nach denen 
strafbares und straffreies Verhalten voneinander 
abzugrenzen sind. So dürfte Einigkeit darüber be-
stehen, daß das Strafrecht nur eine äußere Ordnung 
sozialen Verhaltens zu wahren hat. Damit soll 
selbstverständlich nicht die Bedeutung sittlicher 
Wertvorstellungen der Gemeinschaft für die Gel-
tung rechtlicher Normen geleugnet werden. Der 
Entwurf trägt vielmehr dem fundamentalen Unter-
schied Rechnung, der nun einmal zwischen der sitt-
lichen und der rechtlichen Beurteilung menschlichen 
Verhaltens besteht. Der Glaube an die sittenbil-
dende und sittenerhaltende und -prägende Kraft 
des Strafrechts ist — ich sage es deutlich — brüchig 
geworden. Die Besorgnis, die Einschränkung oder 
Aufhebung von Strafvorschriften führe zwangs

-

läufig zu einer Lockerung der Sitten und einer 
Auflösung sittlicher Vorstellungen, erscheint unbe-
gründet. 

Ich darf Sie daran erinnern, daß bereits durch das 
Erste Gesetz zur Reform des Strafrechts, das der 
Bundestag im Mai 1969 mit großer Mehrheit be-
schlossen hat, seit dem 1. September 1969 die Straf-
barkeit für homosexuelle Handlungen unter erwach-
senen Männern, für Ehebruch, für Unzucht mit Tie-
ren und für Erschleichung des außerehelichen Bei-
schlafs beseitigt ist. Sie werden mir zugeben, daß 
bisher keine Stimme lautgeworden ist, daß homo-
sexuelle Beziehungen, Ehebruch und sodomitische 
Handlungen aus diesem Grunde zugenommen 
hätten. Auch haben sich die sittlichen Bewertungs-
maßstäbe bei unseren Bürgern hierdurch in keiner 
Weise geändert. 

(Abg. Dr. Lenz [Bergstraße] : Woher wissen 
Sie eigentlich das alles?) 

— Sagen Sie mir doch gegenteilige Argumente, 
Herr Kollege Lenz! Ich wäre glücklich und froh, 
wenn Sie mir diese Argumente brächten. 

(Abg. Erhard [Bad Schwalbach] : Sie stellen 
nur Behauptungen auf!) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage? 

Dr. Müller-Emmert (SPD) : Bitte sehr! 
(E 

von Thadden (CDU/CSU) : Herr Kollege Müller-
Emmert, würden Sie es z. B. als einen Beitrag zur 
Verunsicherung unserer sittlichen Rechtsordnung 
ansehen, wenn ein pornographisches Filminstitut 
seinen Kunden Angebote unter Verwendung der 
Formulierung — ich zitiere wörtlich — „detaillierte 
Auszüge aus dem Kabinettsbeschluß vom 18. Sep-
tember 1970 zur Frage der Pornographie" unter-
breitet? Sind Sie mit mir der Meinung, daß dieses 
pornographische Institut darauf spekuliert, die 
Schmutzwelle durch Verwendung detaillierter Aus-
züge aus dem Kabinettsbeschluß vorantreiben zu 
können? Haben Sie etwas dagegen, daß ich Ihnen 
dies hier überreiche, damit Sie sehen, welche Folgen 
das hat? 

Dr. Müller -Emmert (SPD) : Zeigen Sie es Ihren 
Kollegen! Wenn wir ein Filmvorführgerät hier 
hätten, könnten wir das, was Sie mir hier auf den 
Tisch legen wollen, zur Auflockerung vorführen. 
Ihre Frage will ich ganz eindeutig beantworten. 

(Abg. von Thadden: Da haben Sie ein 
Beispiel dafür!) 

Es haben schon viele unsaubere Geschäftsleute 
manches geglaubt, aber es haben auch schon viele 
unsaubere Geschäftsleute hinterher feststellen 
müssen, daß sie sich getäuscht haben. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Eine weitere Zwi-
schenfrage, Herr Abgeordneter Lenz. 
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Dr. Lenz (Bergstraße) (CDU/CSU) : Herr Kollege 
Müller-Emmert, meinen Sie nicht auch, daß die 
Beseitigung der Strafvorschrift über Unzucht mit 
Tieren eine wesentliche Erleichterung für die Her-
stellung pornographischen Materials auf diesem Ge-
biete darstellt? 

Dr. Müller-Emmert (SPD) : In gar keiner Weise, 
und zwar deshalb nicht, weil ja, wie Sie wissen, 
vorgesehen ist, daß auch insoweit ein allgemeines 
Verbot der Herstellung von Pornographie fest-
gelegt wird. 

(Abg. Vogel: Er hat es nicht begriffen!) 

Ein unverdächtiger Zeuge in dem von mir an-
geführten Zusammenhang 

(Abg. Dr. Lenz [Bergstraße] meldet sich zu 
einer Zwischenfrage) 

— gleich, Herr Kollege — ist Professor Dr. Wolf-
gang Trillhaas, der als prominenter Vertreter der 
Evangelischen Kirche im Rahmen der öffentlichen 
Anhörung zum Problem der Beziehungen von Moral 
und Sitte auf der einen Seite und Recht auf der 
anderen Seite ausgeführt hat, das Strafrecht habe 
auf dem Felde des wirkenden oder wirksamen Ethos 
weder Kompetenz noch produktive Kraft. Er sagte 
weiter: 

Das Strafrecht hat, schlicht ausgedrückt, keinen 
missionarischen Auftrag auf dem Gebiet der 
Moral. Das Strafrecht hat wahrscheinlich auch 
keine Möglichkeit, die öffentliche Moral zu 
heben oder zu senken. 

(Zuruf des Abg. von Thadden.) 

Meine Damen und Herren, wir müssen uns über 
einen weiteren Grundsatz einig sein; ich glaube, wir 
sind uns über ihn sogar einig. Eine Strafdrohung ist 
nur dort vorzusehen, wo Rechtsgüter des einzelnen 
oder der Allgemeinheit angegriffen oder gefährdet 
werden und ohne eine Strafdrohung nicht hin-
reichend geschützt werden können. Es wäre müßig, 
im Augenblick in aller Breite auf Einzelheiten zu 
Fragen des Rechtsgüterschutzes und der Sozial-
schädlichkeit bestimmer Handlungen einzugehen, 
wie dies Herr Kollege Eyrich getan hat. 

Um die Schwierigkeiten, vor denen der Ausschuß 
steht, in etwa anzudeuten, möchte ich einige Pro-
bleme schlagwortartig erwähnen: Bis zu welchem 
Alter sind Jugendliche in dem hier zur Debatte ste-
henden Bereich gegen nicht gewaltsame Handlungen 
— Gewalt bleibt ja ohnehin in jedem Falle ver-
boten — absolut zu schützen? Welche Handlungen 
fallen unter diesen Begriff? Inwieweit können wir 
dem von Wissenschaftlern — unter anderem von 
dem Psychologen Professor Metzger — erhobenen 
Vorwurf nachgehen, die Justiz unterscheide nicht 
zwischen echten, für die Entwicklung unter Umstän-
den positiven Liebesbeziehungen zwischen jungen 
Menschen und sexuellen Handlungen außerhalb 
dieses Rahmens? Müssen Erziehungs- und Betreu-
ungsverhältnisse zu Kindern und Jugendlichen von 
sexuellen Einflüssen völlig freigehalten werden, 
wenn  ja,  bis zu welchem Alter der Jugendlichen? 
Bedarf es vielleicht eines Straftatbestandes für die 
Blutschande, die gewerbsmäßige Vermittlung außer

-

ehelicher Beziehungen unter Erwachsenen, den Ehe-
gattentausch und die Zuhälterei, für die beispiels

-

weise die Verfasser des Alternativentwurfs bekannt-
lich Straflosigkeit gefordert haben. 

Meine Damen und Herren, das sind einige der 
entscheidenden Fragen dieses Entwurfs. Alle diese 
Fragen sind in der öffentlichen Diskussion aber 
offenbar bewußt in den Hintergrund gedrängt wor-
den. Es dominiert das zugkräftige Thema „Porno-
graphie. Ich begrüße, daß der Herr Bundesjustiz-
minister inzwischen Neufassungsvorschläge hat aus-
arbeiten lassen, die hoffentlich dazu beitragen, ent-
standene Zweifel und Mißverständnisse auszuräu-
men. 

Unserer Fraktion liegt vor allem an folgender 
Klarstellung. Kinder und Jugendliche müssen vor 
pornographischen Erzeugnissen jeder Art geschützt 
bleiben. Dazu gehört, daß jegliche öffentliche Kon-
frontation mit der Pornographie und jegliche öffent-
liche Werbung unterbunden werden. Das dürfte 
durch die neuen Vorschläge gewährleistet sein. Ich 
halte es auch für richtig, daß nach dem Entwurf die 
unverlangte Zusendung von Pornographie ebenfalls 
ausdrücklich unter Strafe gestellt wird. 

Außerdem sollen pornographische Darstellungen, 
die Gewalttätigkeiten, den sexuellen Mißbrauch von 
Kindern oder — nach dem neuen Vorschlag — 
sexuelle Handlungen von Menschen mit Tieren zum 
Gegenstand haben, allgemein verboten bleiben. 
Kompetente Wissenschaftler haben in diesem Zu-
sammenhang die Auffassung vertreten, daß Dar-
stellungen von Gewalttätigkeiten ganz allgemein, 
also auch ohne sexuelle Motivation, in ihrer nega-
tiven Wirkung wesentlich ernster einzuschätzen 
seien als die Pornographie. Deshalb haben wir in 
unserer Fraktion angeregt, das Herstellungs- und 
Verbreitungsverbot über die Pornographie hinaus 
auf alle Darstellungen besonders roher und grau-
samer Gewalttätigkeit zu erstrecken. Ich begrüße 
auch, daß der Herr Bundesjustizminister diese An-
regung aufgegriffen und in so kurzer Zeit einen For-
mulierungsvorschlag unterbreitet hat. 

Einziger Streitpunkt ist offenbar noch die Frage, 
ob die einfache oder auch Schlüssellochpornogra-
phie, wie sie genannt wird, für Erwachsene freige-
geben werden soll. Es muß ganz deutlich gesagt 
werden: Wenn wir uns im Ergebnis für den vor-
liegenden Entwurf entscheiden sollten, dann nicht 
deshalb, weil wir die Pornographie weniger scheuß-
lich finden oder die Kommerzialisierung dieser Vor-
gänge nicht für unmoralisch halten würden. Unge-
achtet aller praktischen Fragen, daß z. B. der Markt 
trotz dem heute offiziell geltenden Verbots blüht 
und kaum die Möglichkeit besteht, die Pornographie 
von den Bürgern, die sie besitzen wollen, auch nach 
dem heutigen Recht fernzuhalten, wird für uns das 
entscheidende Kriterium sein, ob die Pornograpphie 
sozialschädlich ist oder nicht. 

In diesem Punkt sind wir zunächst einmal auf wis-
senschaftliche Aussagen angewiesen. Die von uns bis-
her gehörten Mediziner, Psychologen und Sexual-
wissenschaftler haben die Sozialschädlichkeit ganz 
überwiegend verneint. Einige Sachverständige 
haben sogar auf eine gewissermaßen positive Funk- 
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tion hingewiesen. Sie sagten, daß z. B. für einige 
der potentiellen Täter durch Pornograpphie die 
Möglichkeit bestehe, ungezielte sexuelle Impulse 
abzureagieren. 

Auch die Stellungnahmen der Kirchen - darauf 
möchte ich besonders hinweisen — ist in diesem 
Punkt nicht so einheitlich, wie es bisweilen darge-
stellt wird. So sprach beispielsweise Professor Dr. 
Gustav Ermecke, der in der öffentlichen Anhörung 
vor dem Sonderausschuß als Vertreter der Katho-
lischen Kirche zu Wort kam, von der relativen So-
zialschädlichkeit der Pornographie. Wenn sich der 
Erwachsene diese Literatur beschaffen wolle, so 
sagte er, und dies auf einem Weg geschehe, der 
den privaten Raum nicht überschreite, so sollte sich 
das Recht nicht einmischen. Anders verhalte es sich 
allerdings, wenn Propaganda gemacht werde. 

Dennoch werden wir uns mit den hiervon abwei-
chenden Stellungnahmen im Rahmen der Beratungen 
erneut auseinanderzusetzen haben. Eine Reihe von 
Sachverständigen steht auf dem Standpunkt, man 
könnte Pornographie entweder nur ganz oder gar 
nicht verbieten. Ein lediglich auf den Jugendschutz 
bezogenes Verbot sei illusorisch 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

und könne die allgemeine Verbreitung der Porno-
graphie auch an Jugendliche nicht aufhalten. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU. — Zuruf 
von der CDU/CSU: Das steht auch im Re

-

gierungsentwurf! — Zuruf des Abg. von 
Thadden.) 

- Auch diese Argumente, sehr geschätzter Kollege 
von Thadden, werden wir sorgfältig in unsere 
Überlegungen einbeziehen. 

(Abg. Dr. Lenz [Bergstraße] : Vor allen 
Dingen richtig entscheiden, darauf kommt 

es an!) 

— Verlassen Sie sich darauf, wir haben das bisher 
schon gut fertiggebracht. 

Lassen Sie mich nun noch zu einem anderen Punkt 
kommen. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Eine Zwischen-
frage des Abgeordneten Benda. 

Dr. Müller -Emmert (SPD) : Wenn mir das nicht 
auf die Zeit angerechnet wird. — Bitte sehr, Herr 
Kollege Benda! 

Benda (CDU/CSU) : Herr Kollege Müller-Em-
mert, darf ich Sie nach den sehr interessanten Aus-
führungen, die Sie zum Thema Pornographie ge-
macht haben, dahin verstehen, daß Sie eine Hal-
tung Ihrer Fraktion zu der Frage, ob die Pornogra-
phie freigegeben werden soll oder nicht, dem Hohen 
Hause und der Öffentlichkeit heute noch nicht mit-
teilen können? 

Dr. Müller -Emmert (SPD) : Herr Kollege Benda, 
von einer Freigabe der Pornographie war nur immer 
bei Ihnen die Rede, bei uns noch nie. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD. — Oh-
Rufe bei der CDU/CSU. - Zuruf der Abg. 

Frau Geisendörfer.) 

- Das ist doch nicht wahr! Wir haben immer nur 
von einer beschränkten Freigabe der Pornographie 
gesprochen und haben mit dem Wort „beschränkt" 
natürlich nicht etwas gemeint, was Sie unter Um-
ständen meinen könnten, 

(Abg. Vogel: Das werden wir Ihnen aber 
vorlesen!) 

sondern haben damit vom Räumlichen her eine 
Eingrenzung verstanden. 

(Zuruf des Abg. von Thadden.) 

Lassen Sie mich nun noch zu einem anderen 
Punkt kommen. Mit der Beschreibung des straf-
würdigen Verhaltens ist im Strafrecht, wie wir 
alle wissen, erst die halbe Arbeit geleistet. Das 
eigentliche Gewicht erhält ein Straftatbestand erst 
von der angedrohten Maßnahme her. Die von uns 
sicher allgemein empfundene Scheußlichkeit vieler 
Sexualdelikte und unsere Abwehrreaktionen gegen 
sexualabnormes Verhalten münden allzu leicht ein 
in den Ruf nach Vergeltung. Gerade das ist aber 
fragwürdig geworden. 

Angesichts der Aussagen der Wissenschaft über 
die Ursachen der Sexualkriminalität müssen wir uns 
erneut über die Grenzen menschlicher Schuld klar-
werden. Für uns ist nicht so entscheidend, ob die 
Sexualkriminalität auf frühere Kontaktstörungen, 
beispielsweise eine mangelhafte soziale Eingliede-
rung, zurückgeht oder ob sie durch Störungen der 
Triebentwicklung verursacht wird. Uns muß zu den-
ken geben, daß alle Theorien über die Ursachen 
der Sexualkriminalität eine persönliche Schuld des 
Individuums an der Entstehung sexuell abweichen-
den Verhaltens verneinen, wie es der Psychologe 
Professor Dr. Groffmann in einer Zusammenfassung 
eindeutig ausgeführt und bewiesen hat. Mich hat 
auch die Aussage eines erfahrenen Praktikers, des 
Bremer Landgerichtspräsidenten Dr. Hans Burhorn 
stark beeindruckt, der in der öffentlichen Anhörung 
vor dem Strafrechtssonderausschuß sagte, daß er 
selten Sexualstraftäter erlebt habe, die man ein-
wandfrei als Kriminelle hätte bezeichnen können. 
Ungeachtet der Schuldprobleme hängt die Frage der 
gebotenen Reaktion des Gesetzgebers auch davon 
ab, inwieweit bei bestimmten Delikten Strafe das 
geeignete Mittel ist, die Gesellschaft zu schützen. 
Auch in diesem Bereich möchte ich nur einige Pro-
bleme andeuten. 

Bei Sexualdelikten, insbesondere bei sexuellen 
Handlungen an Kindern, fällt neuerdings der zu-
nehmende Anteil junger Täter zwischen 14 und 
18 Jahren auf. Es stellt sich für uns die Frage, ob 
nicht für diese Art Entwicklungskriminalität ein 
neues Konzept erarbeitet werden muß, um durch 
eine bessere Therapie als die Bestrafung die Gesell-
schaft zum Beispiel vor Rückfalltaten zu schützen. 
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In diesem Zusammenhang muß ich auch die 
Exhibitionisten erwähnen, die in der Regel, wie wir 
wissen, sozial gut eingegliedert sind und nicht zu 
späteren Gewalttätigkeit neigen. Untersuchungen 
des Hamburger Instituts für Sexualforschung haben 
ergeben, daß die Bestrafung dieser Täter die Rück-
fallgefahr und die Gefahr sekundärer Kriminali-
sierung durch die Unterbrechung der sozialen Kon-
tinuität erhöht. Hier ist die im Entwurf vorgeschla-
gene Regelung zu begrüßen, die eine Strafausset-
zung zur Bewährung auch dann zuläßt, wenn zu er-
warten ist, daß der Täter erst nach einer längeren 
Heilbehandlung keine exhibitionistischen Handlun-
gen mehr vornehmen wird. 

Zu diesem Problemkreis gehört auch die Tat-
sache, daß es viele senile Täter gibt, die sich ihr 
Leben lang straffrei geführt haben und die erst im 
Alter eine Straftat begehen, durch die den betrof-
fenen Kindern in der Regel allerdings kein nach-
haltiger Schaden zugeführt wird. 

Meine Damen und Herren, die Erkenntnis, daß es 
besser und wichtiger ist, Sexualdelikten vorzubeu-
gen als Täter zu bestrafen, zwingt uns dazu, den 
Blick über den eigentlichen Bereich des Strafrechts 
hinaus zu lenken. Die Aufgabe verlangt eine inter-
disziplinäre Zusammenarbeit verschiedener Wissen-
schaften. 

(Abg. Dr. Lenz [Bergstraße]: Die Freigabe 
der Pornographie ist wahrscheinlich be

-

sonders präventiv!) 

- Sie kommen immer wieder auf die Pornographie 
zurück. Das ist bei Ihnen eine Art Komplex, Herr 
Lenz. Ich verstehe Sie nicht. Denken Sie doch auch 
einmal über die anderen Dinge nach! 

(Abg. Dr. Lenz [Bergstraße] : Herr Kollege 
Müller-Emmert, wenn Sie uns fiber die 
anderen Vorschriften auch etwas gesagt 
hätten, würde ich Ihre Antwort mit grö

-

ßerer Ruhe entgegennehmen! - Weitere 
Zurufe von der CDU/CSU.) 

— Davon spreche ich doch schon die ganze Zeit. 
Anscheinend hören Sie nur nicht zu, Herr Kollege 
Lenz. Aber das gibt sich auch noch. 

Ich sagte: die Aufgabe verlangt eine interdiszipli-
näre Zusammenarbeit verschiedener Wissenschaf-
ten. Auch ist während der dreitätigen Anhörung 
im Strafrechtsausschuß der Zusammenhang zwi-
schen der allgemeinen Erziehung, speziell der 
Sexualerziehung, mit dem späteren Sexualverhalten 
des einzelnen deutlich geworden. 

(Abg. Dr. Lenz [Bergstraße] : Das sind alles 
schöne Gemeinplätze, die uns nichts über 
die Formulierung der Paragraphen sagen!) 

Es fällt nämlich auf, daß die meisten jungen Not-
zuchttäter aus der Unterschicht mit weniger Bil-
dungs- und Lebenschancen stammen. Es sind fast 
durchweg Hilfsarbeiter oder ungelernte Arbeiter. 

Eine sorgfältige Aufklärung ist häufig der wirk-
samste Schutz. Informierte Kinder erkennen früher 
und besser ihnen drohende Gefahren. Auch kann 
die nicht selten beobachtete Beteiligung von Kin-

dern an Sexualdelikten herabgesetzt werden.  

Schließlich wird ein aufgeklärtes Kind die sexuelle 
Handlung des Täters viel eher verarbeiten können 
als Kinder, denen sexuelle Vorgänge völlig fremd 
sind. 

(Abg. Hirsch: Sehr richtig!) 

Meine Damen und Herren, ich komme zum Schluß. 
Es war meine Absicht, die vielen ernsten Fragen 
hervorzuheben, die mit dem Sexualstrafrecht ver-
bunden sind und die in der öffentlichen Diskussion 
unter der Last der Pornographie zu ersticken 
scheinen. Bei den kommenden Ausschußberatungen 
sollte uns wieder eines verbinden, was ich während 
der Auseinandersetzungen in den letzten Wochen 
und Monaten manchmal vermißt habe: Unvor-
eingenommenheit und Sachlichkeit. 

(Abg. Hirsch: Sehr gut!) 

Unsere gemeinsame Verantwortung und der zu 
behandelnde Gegenstand verlangen dies. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — 
Abg. Frau Geisendörfer: Auf beiden 

Seiten!) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat Frau 
Abgeordnete Dr. Diemer-Nicolaus. Ihre Fraktion 
hat für sie eine Redezeit von 30 Minuten erbeten. 

Frau Dr. Diemer -Nicolaus (FDP) : Herr Prä-
sident! Meine Damen und Herren! Die erste Lesung 
eines Gesetzes dient immer dazu, die Grundsätze 
darzulegen. Auch ich möchte das hier tun und die 
spätere Einzelberatung den Ausschüssen überlassen. 

Ich möchte für die Freien Demokraten folgendes 
erklären. Wir freuen uns, daß die Reform als solche 
mit der Vorlage eines weiteren Strafrechtsände-
rungsgesetzes jetzt ihren Fortgang nimmt. Eines 
muß ich allerdings sagen. Es ist natürlich nicht un-
bedingt erfreulich, wenn man sich ausgerechnet mit 
Sexualstraftaten befassen muß. Aber wir als Poli-
tiker können uns unsere Aufgaben nicht immer 
aussuchen, sondern müssen diejenigen Aufgaben 
erfüllen, die uns nun einmal gestellt sind. 

Der Herr Bundesjustizminister hat darauf hinge-
wiesen, daß schon in der vorigen Legislaturperiode 
im Ersten Strafrechtsänderungsgesetz einige Straf-
tatbestände reformiert wurden. Wir müsen uns bei 
jeder Reform fragen, ob sie notwendig ist. Eine 
Reform um der Reform willen lehnen wir ab. Wenn 
aber eine Reform notwendig ist, scheuen wir auch 
nicht unliebsame Aufgaben. Das Sexualstrafrecht ist 
ein unerquickliches Thema. „Wir werden mit den 
Erdenresten konfrontiert, die zu tragen uns peinlich 
ist." Das ist kein Ausspruch von mir, sondern das 
sagte der verstorbene Dr. Fritz Bauer in der Schrift 
„Sexualtabus und Sexualethik im Spiegel des Straf-
gesetzes". Es zeigt aber mit aller Deutlichkeit, um 
welche Materie es sich handelt. 

Die Frage, ob eine Reform notwendig ist, wird 
allgemein bejaht. Ich möchte hierzu auf ein umstrit-
tenes Memorandum hinweisen, nämlich auf das Me-
morandum „Das Gesetz des Staates und die sittliche 
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Ordnung", und daraus folgendes zitieren. Es heißt 
dort: 

Die Sexualität ist so sehr eine den ganzen 
Menschen bestimmende Realität, daß ihre Leug-
nung oder Verdrängung zu Schäden führen 
kann. Daß unter diesem Vorzeichen in Verbin-
dung mit einem neuen Verständnis von Strafe 
und Strafandrohung das Sittenstrafrecht über-
prüft und das jeweils zu schützende Rechtsgut 
neu durchdacht wird, erscheint unausweichlich. 

Die heutigen Vorstellungen über die Funktion 
eines rational gestalteten Strafrechts, wie sie in den 
beiden ersten Strafrechtsänderungsgesetzen zum 
Ausdruck gekommen sind, müssen auch bei der Ge-
staltung des Sexualstrafrechts berücksichtigt wer-
den. Die Ergebnisse der neueren medizinischen, 
kriminologischen und soziologischen Forschung sind 
zu berücksichtigen. Herr Kollege Eyrich, es freut 
mich — Sie sitzen gerade neben Herrn Kollegen 
Vogel —, daß Sie das, was Herr Kollege Vogel bei 
der Haushaltsberatung gesagt hat, daß er gegen 
eine Verwissenschaftlichung der Politik ist, anschei-
nend nicht unterstützen. Ich bin der Meinung, daß 
es gerade die Aufgabe der Politiker ist, die wissen-
schaftlichen Erkenntnisse zu berücksichtigen, auch 
wenn damit manche überkommenen Vorstellungen 
widerlegt werden. 

(Beifall bei der SPD. 	 Abg. Vogel: Wür

-

den Sie so freundlich sein, das genau nach

-

zulesen, was ich gesagt habe, gnädige 
Frau!) 

— Es würde mich freuen, wenn wir insofern von 
einer einheitlichen Basis ausgehen könnten, auch 
hei Ihnen, Herr Kollege Vogel. 

Eberhard Wahle weist in seinem Bericht zur Re-
form des Sexualstrafrechts darauf hin, daß die 
Kinsey-Reporte und die Vielzahl anderer Umfragen 
in der Intimsphäre deutlich machen, daß sich das 
Bild von der Sexualität und ihrer Einschätzung in 
der Gesellschaft in den letzten Jahren und Jahr-
zehnten erheblich gewandelt haben. Daß dieses ge-
wandelte menschliche Sexualverhalten im west-
lichen Kulturkreis fast ausnahmslos nicht einfach 
als Ausdruck ungezügelter „Libertinage" oder blo-
ßer Exzesse in der Sexualität zu verstehen sei, 
zeige vor allem eine Fülle wissenschaftlicher For-
schungen und ethischer Bemühungen, die ein neues 
und vorurteilsloses Verständnis vom Wesen 
menschlicher Sexualität erheblich gefördert hätten. 
Diese Änderungen der soziologischen und gesell-
schaftlichen Gegebenheiten berühren sich mit dem 
zunehmendem Bemühen von Rechtswissenschaft und 
Praxis, moderne Grundsätze für eine Reform des 
Strafrechts im demokratischen Rechtsstaat plurali-
stischer Prüfung zu gewinnen. 

Schon der Entwurf 1962 enthielt in seinem Ab-
schnitt „Straftaten gegen die Sittlichkeit" Reform-
bestimmungen. Aber sie waren im wesentlichen eine 
bloße Sanktionierung der Rechtsprechung zum gel-
tenden Recht und keine echte Reform. Sie führten, 
weil sie keine den heutigen Vorstellungen entspre-
chende Reform waren, zu erheblichen Diskussionen. 
Sie führten weiterhin .dazu, daß die Alternativ-Pro-
fessoren ihre Reformvorstellungen veröffentlichten. 

Genau wie bei den früheren Beratungen werden wir 
Freien Demokraten diese Vorschläge in die Bera-
tungen im Ausschuß mit einbeziehen. Daß Unter-
schiede zwischen der Regierungsvorlage und den 
Vorschlägen der Alternativ-Professoren bestehen, 
ist natürlich bekannt. 
Aber auch der 47. Juristentag im September 1968 

hat sich mit diesen Problemen befaßt. Mit überwäl-
tigender Mehrheit hat er einen ganz ungewöhn-
lichen Schritt gemacht. Er sagte nämlich, daß die 
Empfehlungen, die die überwiegende Mehrheit da-
mals ausgesprochen hat, den Gesetzgeber binden 
sollten. Diese Forderung ist in dieser Form wohl 
nicht ganz berechtigt. Aber sie mahnt uns doch, an 
dem, was auf diesem Juristentag behandelt, gesagt 
und beschlossen wurde, nicht vorüberzugehen. Das 
Gutachten von Hanack für diesen Juristentag — 
„Empfiehlt es sich, die Grenzen des Sexualstrafrechts 
neu zu bestimmen?" — sowie das Referat von Frau 
Dr. Just-Dahlmann und die übrigen Beiträge sind 
nach wie vor eine wertvolle Hilfe für unsere Bera-
tungen in dem Sonderausschuß. 

Bei dem Vergleich der verschiedenen Reformvor-
schläge kommt Wahle zu dem Ergebnis, daß, wenn 
auch in der Frage der Einzelausgestaltung eines 
neuen und modernen Sexualstrafrechts recht unter-
schiedliche Vorstellungen herrschten, doch im we-
sentlichen Einigkeit bestehe über die Grundsätze 
einer am Gedanken der Strafbedürftigkeit und nicht 
der Strafwürdigkeit orientierten Reform. Überein-
stimmend wird von allen eine strenge Trennung der 
Funktionen von Recht und Moral sowie eine ab-
wägende Berücksichtigung der Effektivität von Straf-
vorschriften gefordert und eine Pönalisierung bloß 
unsittlichen Verhaltens ohne Schädigungen oder zu-
mindest gravierende Gefährdungen im sozialen Be-
reich verworfen. 

Der Bundestag sollte sich in seinen Beratungen 
und bei seinen endgültigen Beschlüssen die Grund-
sätze des 47. Juristentages zu eigen machen, die fol-
gendermaßen lauten: 

Eine solche Reform des Sexualstrafrechtes hat 
sich im freiheitlichen Rechtsstaat auf die Pöna-
lisierung sozialschädlichen Verhaltens zu be-
schränken und die Trennung der Funktionen 
von Moral und Recht zu beachten; sie darf da-
bei insbesondere nicht an der Frage vorbei-
gehen, ob eine Strafbestimmung wegen gefähr-
licher Nebenwirkungen nicht vielleicht mehr 
Schaden als Nutzen stiftet, ob sie prozessual und 
personell durchzusetzen ist und ob alle Wege 
ausgeschöpft sind, die sich außerhalb des Straf-
rechts zur Abwehr bieten. Dabei ist auch den 
Möglichkeiten des Fürsorgerechts und eines 
vom Kriminalrecht abgesplitterten Ordnungs-
widrigkeitenrechts oder ähnlichen Regelungen 
stärkere Aufmerksamkeit zu schenken. 

Ich verweise im Zusammenhang mit den Proble-
men der Pornographie insofern gerade auf die Ge-
werbeordnung, die sehr wirksame Maßnahmen tref-
fen kann, ohne daß eine Pönalisierung in bestimmten 
Bereichen zu erfolgen braucht. 

(Abg. Vogel: Gegen flankierende Maßnah-
men hätten wir nichts, genädige Frau!) 
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Eine Reform unter solchen Gesichtspunkten 
birgt Probleme und hat Konsequenzen, die in 
der Bundesrepublik bislang kaum bedacht und 
in Parlament oder Öffentlichkeit fast durchweg 
nicht einmal im Ansatz diskutiert worden sind. 
Eine Durchführung der Reform verlangt daher 
zunächst eine sorgfältige Unterrichtung der 
Bevölkerung. 

So damals der Juristentag. 

Leider haben wir in den letzten Wochen etwas 
ganz anderes erlebt. Wir haben erleben müssen, 
daß eine gesteuerte Aktion eingesetzt wurde, die 
offensichtlich von völlig falschen Vorstellungen über 
die Reform ausgegangen ist. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Abg. 
Frau Geisendörfer: Von wem? — Weiterer 
Zuruf von der CDU/CSU: Wer steuert 

denn?) 

Auf die Zuschriften, die ich bekomme und die sich 
dagegen wenden, daß 13jährige Kinder sexuelle 
Schriften zugesandt bekommen und daß diese Über-
flutung mit perverser, masochistischer und sadisti-
scher Pornographie vorhanden ist, kann ich immer 
nur antworten: Ich stimme mit Ihnen in Ihren Bean-
standungen vollkommen überein. Gerade weil dies 
so ist, ist es notwendig, daß wir hier zu einer Reform 
kommen, um die Dinge wieder in den Griff zu be-
kommen. 

Der Juristentag sagt dann weiter, diese ein-
gehende sorgfältige Unterrichtung sei notwendig, 
um den überkommenen Emotionen zu begegnen. 
Von der juristischen Praxis erfordert sie ein erheb-
liches Umdenken sowie die Abkehr von manchen 
traditionellen Simplifizierungen und Aspekten mora-
lischer Selbstgefälligkeit. Der Rechtswissenschaft 
stellt sie Pflichten, die diese überwiegend lange 
genug vernachlässigt hat. Diese Grundsätze, im 
Jahre 1968 ausgesprochen, sind heute so aktuell 
wie eh und je. Ihre Notwendigkeit hat sich ganz 
besonders gezeigt. 

Der Herr Bundesjustizminister hat schon darge-
legt, daß nicht nur das deutsche Recht reformiert 
wird, sondern daß auch im Ausland überall ent-
sprechende Reformbestrebungen vorhanden sind. 
Insofern sind auch die Grundsätze von größter Be-
deutung, die in dem Entwurf des American Law 
Institute ausgesprochen sind. Dieses Beispiel aus 
einem anderen Kontinent, wenn auch westlicher 
Prägung, zeigt, wie übereinstimmend die Probleme 
heute beurteilt werden. In diesem Entwurf heißt es: 

Wir schließen aus dem Kriminalrecht alle 
sexuellen Handlungen aus, die keine Gewalt-
anwendung, keine Schädigung Minderjähriger 
durch Erwachsene enthalten oder nicht öffent-
lich begangen werden. Maßgeblich hierfür sind 
die folgenden Gründe: 

eine Schädigung weltlicher Interessen der Ge-
sellschaft fehlt bei atypischen sexuellen Ver-
haltensweisen von zustimmenden Partnern im 
Privaten. Der Bereich der privaten Moral ge-
hört zur andersartigen Zuständigkeit geistlicher 
Autoritäten. 

Und später heißt es: 

Im Falle unerlaubter heterosexueller Bezie-
hungen wird das bestehende Recht im wesent-
lichen nicht eingehalten. 

Das bezieht sich natürlich auf das amerikanische 
Recht. Aber wir können es heute auch vielfach bei 
uns feststellen. 

Es besteht auch keine reale Aussicht, dies zu 
erreichen, soweit es sich nicht um Fälle der Ge-
walt, des Mißbrauchs von Minderjährigen oder 
um Erregung öffentlichen Ärgernisses handelt. 
Bestimmungen, die darüber hinausgehen, füh-
ren zu einer willkürlichen Auswahl weniger 
Verfolgungsfälle und dienen vorzugsweise den 
Interessen von Erpressern. Strafandrohungen 
schrecken weiter wahrscheinlich auch Personen 
davon ab, psychiatrische oder andere Hilfe für 
ihre emotionalen Probleme zu suchen. 

Gerade das ist die Frage, die auch uns im Zusam-
menhang mit der Strafbarkeit des Exhibitionismus 
beschäftigen muß. 

Sicher ist eine Verurteilung und ein Freiheits-
entzug einer Heilung nicht förderlich. Letztlich 
geht es, solange ein Mensch andere nicht schä-
digt, um die fundamentale Frage des jedermann 
gebührenden Schutzes gegen staatliche Einmi-
schung in seine privaten Angelegenheiten. 

In Übereinstimmung mit diesen Grundsätzen ha-
ben die Verfasser des Alternativ-Entwurfs gesagt, 
daß ein Gesetzbuch, das sich mit der Pönalisierung 
gravierenden sozialschädlichen Verhaltens begnügt, 
nur zwei große Fallgruppen unter Strafe zu stellen 
braucht: Angriffe auf die Jugend, soweit diese Ju-
gend dadurch in ihrer Entwicklung beeinträchtigt 
werden kann, und Angriffe auf Erwachsene, soweit 
dabei Gewalt oder gravierende Formen von Nöti-
gung angewendet werden oder ein Mißbrauch Wehr-
loser vorliegt. 

Ich habe es für richtig gehalten, diese Grundsätze 
noch einmal herauszustellen, weil ich auf Grund 
der Ausführungen des Herrn Kollegen Eyrich doch 
nicht die Hoffnung aufgegeben habe, daß wir bei 
den Beratungen im Sonderausschuß von diesen 
Grundsätzen, die nicht nur auf Deutschland be-
schränkt sind, sondern, wie es scheint, in der west-
lichen Welt allgemein Gültigkeit bekommen sollen, 
ausgehen können. Die im Augenblick noch beste-
hende Kluft zwischen unseren sogenannten Straf-
taten gegen die Sittlichkeit — ich begrüße es außer-
ordentlich, daß jetzt klar und deutlich von Sexual-
strafrecht gesprochen wird — und dem, was als kri-
minell zu bestrafen allgemein angesehen wird, kann 
nicht weiterhin bestehenbleiben. Es wurden schon 
einzelne Beispiele angeführt. 

Ich begrüße es weiterhin, daß sowohl vom Herrn 
Bundesjustizminister als auch vom Kollegen Müller-
Emmert klar herausgestellt wurde, daß dieses Ge-
setz nicht aus einem einzigen Paragraphen, dem 
Pornographie-Paragraphen, besteht. Ich erlebe es 
sogar in Gesprächen mit Journalisten, daß sie über-
rascht sind, daß auch noch andere Straftaten behan-
delt werden, die für die Reform tatsächlich von einer 
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wesentlich größeren Bedeutung sind als die Porno-
graphie. 

(Abg. Dr. Lenz [Bergstraße] : Woran mag 
das wohl liegen?) 

Wir begrüßen weiter — dazu wird Herr Kollege 
Kleinert noch Stellung nehmen — die neue Bestim-
mung über die Gewalttätigkeit, den neuen § 131. 
Wir begrüßen auch die Tendenz: Schutz der Jugend. 
Wir begrüßen es, daß die Intimsphäre des einzelnen 
gegen unliebsame Zusendungen geschützt werden 
soll. 

Ich möchte auf noch etwas hinweisen, ohne weiter 
auf das Pornographie-Problem einzugehen, das aber 
ein typisches Beispiel dafür ist. Es ist ein Aber-
glaube, zu meinen, man brauche nur ein Strafgesetz 
zu schaffen, und dann werde es nachher schon ent-
sprechend funktionieren. Das ist einfach nicht der 
Fall. Wir können uns nicht damit zufriedengeben, 
nur Strafgesetze zu schaffen, sondern wir müssen 
uns auch überlegen, wie wir unliebsame Zustände 
auf andere Art und Weise beseitigen können. 

Zum Schutz der Jugend bzw. der Kinder. Herr 
Müller-Emmert hat schon darauf hingewiesen, daß 
unsere Jugend, unsere Kinder heute in gewissen 
Abhängigkeitsverhältnissen sind, zunächst natürlich 
im Elternhaus. Mich bedrückt außerordentlich, daß 
wir erleben, wie schutzlos die Kinder ihren eigenen 
Eltern gegenüber sind. Es bedrückt mich immer aufs 
äußerste, wenn ich erfahre, in welchem Umfang 
strafbare Kindesmißhandlungen — von Eltern 
gegenüber ihren eigenen Kindern — vorkommen. 

Im Zusammenhang mit der Reform ist diese Ab-
hängigkeit, dieses Ausgeliefertsein der Kinder ge-
genüber ihren Eltern natürlich bei der Frage der 
Blutschande zu berücksichtigen, ein Problem, das 
nicht so einfach ist. Wir werden uns mit dieser 
Problematik wohl auch in neuen Sachverständigen-
anhörungen eingehender befassen müssen. Beim 
Hearing kam klar zum Ausdruck, daß dies für Mäd-
chen, die von ihren Vätern oder Stiefvätern miß-
braucht werden, ein schweres Schicksal ist, das sich 
besonders zeigt, wenn sie sich vom Elternhaus 
lösen wollen. Dann ist da auch noch die Frage des 
Geschwisterinzests. Normalerweise besteht eine 
Inzestscheu zwischen Geschwistern; das hat die 
Wissenschaft erkannt. Diese Probleme müssen wir 
noch eingehend behandeln. 

Ich möchte auf etwas hinweisen, was heute noch 
nicht angesprochen wurde, nämlich auf die Frage, 
wie sich die Entwicklung unserer heutigen Jugend 
auf das Schutzalter auswirkt. Wir können sie ja 
nicht unbegrenzt schützen. Wie ist es mit dem Alter 
von 16 Jahren bei der Verführung? Bei diesem Tat-
bestand ist im Alternativ-Entwurf dasselbe Schutz-
alter wie im Regierungsentwurf vorgesehen. Einige 
Tatsachen haben mir beim Hearing zu denken ge-
geben. Es gibt Untersuchungen darüber, wann 
sexuelle Handlungen von Jugendlichen oder Kin-
dern beginnen. An diesen Untersuchungen können 
wir nicht vorbeigehen. Sie haben ergeben, daß 
sexuelle Handlungen vielfach — ich sage in diesem 
Fall: leider — schon bei Jugendlichen unter 16 
Jahren vorkommen, nicht bei einem sehr großen 

Prozentsatz, aber auch nicht bei einem unwesent-
lichen Prozentsatz. Es kommt hinzu, daß die Ini-
tiative zur sexuellen Handlung bei den Jugend-
lichen heute keineswegs immer von den Jungen 
ausgeht, sondern ungefähr in gleichem Maße von 
den Mädchen. Wie kann man das beim Tatbestand 
der Verführung gegebenenfalls berücksichtigen? 
Sie kennen sicher den berühmten Roman „Lolita" ; 
Ihnen wird wenigstens in großen Zügen bekannt 
sein, worum es sich dabei handelt. Ich habe den 
Eindruck, daß es auch bei uns Lolitas gibt. Diese 
Probleme der biologischen Reife spielen für das 
Schutzalter eine Rolle. 

Ist es auf der anderen Seite wirklich notwendig, 
einen Schutz gegebenenfalls bis zu 21 Jahren aus-
zudehnen? Was ich heute an Selbständigkeit unse-
rer Jugend erlebe, spricht eigentlich nicht sehr 
dafür. Solche Abhängigkeitsverhältnisse sind heute 
nicht mehr in dem Umfang wie früher gegeben. Ich 
spreche jetzt auch von den anderen Abhängigkeits-
verhältnissen, die im Entwurf mit angesprochen 
sind und bei denen es sich um Abhängigkeit von 
Erwachsenen handelt. Arbeitnehmer und Unter-
gebene haben heute ganz andere Möglichkeiten, 
sich gegen Mißbrauch der Abhängigkeit zu wehren; 
wir haben Disziplinarverfahren, wir haben die 
Möglichkeit von Beschwerden usw. Hier muß ab-
gegrenzt werden, wie weit eine Pönalisierung 
wirklich noch notwendig ist oder ob man mit 
anderen Bestimmungen auskommt. 

Ich habe vorhin davon gesprochen, daß die Re-
form des Sexualstrafrechts von der Materie her für 
uns nicht gerade ein erfreuliches Kapitel ist. Zu 
diesen unschönen sozialen Verhältnissen, mit denen 
wir uns befassen müssen, gehört nicht nur die 
Pornographie, sondern auch die Prostitution. Es ist 
nun eine Erfahrung durch die Jahrtausende: man 
konnte so viele Gesetze machen, wie man wollte — 
von  den Wandmalereien in Pompeji bis in die 
heutige Zeit hat man immer wieder Pornographie 
erlebt. Bei der Prostitution ist das genauso. Hier gilt 
es zu sehen, wie man das in einer vernünftigen 
Weise regelt. 

Ich wehre mich gegen die doppelbödige Moral, 
die wir zur Zeit in unseren Gesetzen haben, nämlich 
auf der einen Seite absolutes Bordellverbot, auf der 
anderen Seite Eroszentren, die von den Kommunen 
gefördert und aus bestimmten gesundheitspolizei-
lichen und allen möglichen sonstigen Gründen ge-
wünscht werden. Ich finde, mit einer solchen doppel-
bödigen Moral sollten wir in diesem Zusammenhang 
Schluß machen. 

Zur Prostitution kommen die Probleme der Zu-
hälterei. Es wird uns wohl nichts anderes übrig-
bleiben, als uns gegebenenfalls mit den facherfah-
renen Vertretern der Kriminalpolizei von der 
Davidswache in Hamburg oder aus anderen Städten 
in Verbindung zu setzen, um zu hören, welche dies-
bezüglichen Formen pönalisiert werden müssen. Es 
sind auch neue Probleme wie z. B. bei den Callgirls 
entstanden. 

Eine grundlegende Reform muß natürlich auch im 
Zusammenhang mit der Kuppelei erfolgen. Es darf 
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einfach nicht dabei bleiben, daß Eltern in folgendem 
Fall wegen schwerer Kuppelei bestraft werden: Der 
minderjährige Sohn hat ein Verlöbnis mit einem 
minderjährigen Mädchen. Bevor sie heiraten können, 
ist ein Kind unterwegs. Der junge Mann hat, weil er 
noch nicht 21 Jahre alt ist, einen entsprechenden 
Antrag auf Volljährigkeitserklärung gestellt und 
wohnt mit dem Mädchen, da sein Zimmer gekündigt 
wurde, im Haus der Eltern. Dort sollen sie auch 
nach der Heirat wohnen. Es ist einfach unmöglich 
— ich hoffe, daß insofern auch die Zustimmung der 
CDU/CSU zu erhalten ist —, daß diese Eltern nach-
träglich, nachdem die Ehe geschlossen und das Kind 
geboren wurde, wegen schwerer Kuppelei bestraft 
werden. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Schwieriger ist das Problem der Ehegattenkuppe-
lei zu beurteilen. Ich muß Ihnen ganz ehrlich sagen: 
Das sind natürlich Grenzfragen, bei denen zu prüfen 
ist, ob eine Sozialschädlichkeit vorliegt oder nicht. 
Ich gebe Herrn Kollegen Eyrich recht, daß sich eine 
allgemeine Definition dessen, was sozialschädlich 
ist, kaum wird finden lassen. Die Frage nach der 
Sozialschädlichkeit wird im Zusammenhang mit dem 
einzelnen geschützten Rechtsgut beantwortet wer-
den müssen. Dabei ist abzuwägen, ob nicht mit einer 
Strafverfolgung des Ehegatten, auch wenn sie ein 
ethisch zu mißbilligendes Verhalten an den Tag 
legen, mehr Schaden gestiftet wird; denn meistens 
ist eine solche Maßnahme in kleineren Städten mit 
der Vernichtung der bürgerlichen Existenz verbun-
den. Es ist also zwischen einem moralisch sicherlich 
nicht zu billigenden Verhalten und den Auswirkun-
gen einer kriminellen Strafe abzuwägen. Sie sehen, 
das ist eine Fülle von Problemen, die uns im Sonder-
ausschuß vor nicht leichte Aufgaben stellen werden. 

Die Freien Demokraten haben sich vor der Wahl 
1969 für das Strafrecht zu folgendem Grundsatz be-
kannt: „Das Strafrecht dient dem Schutz des Bürgers, 
nicht seiner Kontrolle; nicht Sünden und Unmoral 
sollen bestraft werden, sondern Verbrechen." Wir 
werden uns in diesem Sinne bei den Einzelberatun-
gen verhalten. Wir werden weiterhin bei jeder ein-
zelnen Bestimmung prüfen, ob tatsächlich ein Ver-
brechen bzw. ein Vergehen vorliegt, und ob man 
nicht gegebenenfalls mit der Gewerbeordnung, mit 
Verwaltungsvorschriften, mit anderen Maßnahmen 
unliebsame Zustände beseitigen kann. 

Schließlich möchte ich insoweit noch auf die Kin-
der hinweisen. Gerade wenn ich an das Problem der 
Blutschande denke, meine ich, wir sollten uns auch 
überlegen, wie gegebenenfalls mit rechtzeitigen 
Sozialhilfemaßnahmen die Kinder geschützt werden 
können. Es kann nicht so sein, daß, wenn der Vater 
nach einer Freiheitsstrafe zurückkommt, das Kind 
noch im Hause ist. Es ist besser vorzubeugen als 
nachher zu bestrafen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat der 
Abgeordnete Dr. Jaeger. Seine Fraktion hat eine 
Redezeit von 45 Minuten für ihn erbeten. 

Dr. Jaeger (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Es ist verschiedentlich schon 
darauf hingewiesen worden, daß der § 184 des Straf-
gesetzbuches, also die Frage des Verbots der Porno-
graphie, in den Brennpunkt der öffentlichen Aus-
einandersetzung geraten ist, wesentlich stärker als 
andere Bestimmungen der Strafrechtsreform. Ich 
will mich mit dem Herrn Bundesjustizminister gar 
nicht darüber streiten, daß es — unter rechtspoli-
tischen Gesichtspunkten — vor allem im Allgemei-
nen Teil durchaus bedeutendere Probleme gibt. 
Trotzdem glaube ich, es ist nicht sinnlos, daß nun 
gerade dieser Punkt in der Öffentlichkeit so viel 
Aufsehen erregt; denn hier stoßen in einer Weise, 
die der letzte Mann und die letzte Frau begreifen, 
Recht und Sitte zusammen, und hier werden Fol-
gen, die im ganzen Lande spürbar werden, sichtbar. 

So ist es auch kein Komplex, wenn sich die Oppo-
sition diesem Problem zuwendet und ich hierzu 
spreche; andere Parteifreunde werden zu anderen 
Fragen sprechen. Vielmehr ist es eben die Pflicht 
der Opposition, den Protest des Volkes zu formu-
lieren und der Regierung zur Kenntnis zu bringen 
sowie zu versuchen, die Volksmeinung durchzuset-
zen, wobei wir ja inzwischen zwar keinen vollen 
Erfolg, aber mit der Wandlung der Bundesregie-
rung doch einen Teilerfolg feststellen konnten. 

Herr Kollege Dr. Müller-Emmert hat ja vorhin 
ein Plädoyer für die Freigabe der Pornographie ge-
halten, obwohl der Minister vorher gesagt hatte, 
daß es sich um eine Freigabe gar nicht handele. 

(Abg. Dr. Müller-Emmert: Das stimmt ja gar 
nicht!) 

— So war Ihre Rede ganz klar aufzufassen, Ver-
ehrtester! 

(Abg. Dr. Müller-Emmert: Eine begrenzte 
Freigabe! — Abg. Vogel: Herr Müller-
Emmert hinkt da noch ein bißchen nach! — 
Weitere Zurufe und Heiterkeit bei der 

CDU/CSU.) 

Außerdem hat Herr Kollege Dr. Müller-Emmert 
behauptet, der Justizminister habe sich im Laufe 
der Zeit nicht selbst widersprochen. Da ich Sie 
lange Jahre kenne, zweifele ich nicht daran, daß das 
Ihre ehrliche Überzeugung ist; Sie sind historisch 
nur nicht hinreichend informiert. Als Musterbei-
spiel dafür darf ich Ihnen hier aus der heutigen 
„Münchner Abendzeitung", einem Organ, das be-
stimmt weit links von der Christlich-Demokratischen 
und der Christlich-Sozialen Union steht, eine Pas-
sage vorlesen, die unter der Überschrift „Die Porno-
Debatte" steht: 

Im Januar 1970 plädierte Bundesjustizminister 
Gerhard Jahn für eine Streichung des § 184, der 
die Verbreitung von pornographischen Erzeug-
nissen unter Strafe stellt. Seitdem ist viel ge-
schehen. Wenn heute im Bundestag die Debatte 
über die Porno-Freigabe beginnt, sitzt ganz 
sicher einer unglücklich auf der Regierungs-
bank: Bundesjustizminister Gerhard Jahn. 

(Sehr gut! und Heiterkeit bei der CDU/CSU.) 
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Und dann wird darauf hingewiesen, daß diese Re-
form nicht aus Geldmangel nicht im Sinne der Re-
gierung laufe, sondern es sei ein Nachgeben ge-
genüber der Volksmeinung. 

(Bundesminister Jahn begibt sich zu seinem 
Abgeordnetenplatz. — Abg. von Thadden: 
Jetzt will er nicht mehr allein sein! — 

Heiterkeit bei der CDU/CSU.) 
Nun, meine Damen und Herren, ich will es noch 

genauer sagen. Am 11. Januar 1970 hat Herr Mi-
nister Jahn dem Hessischen Rundfunk ein Inter-
view gegeben, und nach einer damals überall ver-
breiteten dpa-Meldung hat er sich dafür ausge-
sprochen, den § 184 zu streichen. Das Interview 
selbst ist nirgendwo mehr aufzutreiben, aber in 
meinen Unterlagen fand ich aus einer anderen 
Münchner Zeitung, dem „Münchner Merkur" vom 
21. März 1970, einen Leserbrief, den nicht etwa die 
Pressestelle des Justizministeriums, sondern Mini-
ster Jahn persönlich dorthin geschrieben hat. Und 
da heißt es: 

In diesem Zusammenhang habe ich mich in 
einem Interview im Hessischen Rundfunk zur 
Frage der Reform des § 184 dahin geäußert, ich 
hätte keine Bedenken, diese Strafvorschrift zu 
streichen. 

(Abg. Vogel: Hört! Hört!) 

Jetzt, an diesem Punkte, schränkte er es schon ein 
klein wenig ein, indem er sagte, man müsse sich 
dann allerdings bei den Beratungen damit befassen, 
ob eind Streichung die richtige Lösung sei. Nun, 
meine Damen und Herren, was ist das eigentlich 
für eine Rechtspolitik, bei der der verantwortliche 
Minister einerseits etwas streichen will, sich aber 
andererseits noch gar nicht richtig überzeugt hat, ob 
er es auch wirklich streichen kann? Hier ist wieder 
einmal die Führungsaufgabe der Regierung völlig 
verkannt. 

(Abg. von Thadden: Rechtsfummelei!) 

Im übrigen, meine Damen und Herren, haben wir 
auf diesem Gebiet eine Umkehrung der Motive. Im 
Regierungsentwurf wird nur davon gesprochen, daß 
das Pornographieverbot eingeschränkt wird und daß 
die Freiheit des Staatsbürgers geschützt werden 
muß. Es wird ausdrücklich gesagt, daß es einen 
lückenlosen Jugendschutz gar nicht geben könne, 
und daß man ihn nicht wolle. Als der Bundesrat 
seinen Beschluß durchbrachte, der auch der Über-
zeugung meiner Fraktion entspricht hat die Bundes-
regierung darauf geantwortet, ihr Vorschlag sei nur 
eine Diskussionsgrundlage. Das heißt, sie hat sich 
in die Neutralität geflüchtet. Nunmehr, bei der For-
mulierungshilfe, wie wir aus dem Bulletin am Mon-
tag erfahren haben, hat sie in der Motivation, aber 
keineswegs im vorgeschlagenen Text des Rechtes, 
die Argumente der Opposition zu einem großen 
Teil übernommen. Ich habe von einem sozialdemo-
kratischen Justizminister noch nie so viel über die 
Bedeutung der Sitte für das Recht gehört wie heute 
aus dem Munde des Bundesjustizministers. Das ist 
sicherlich erfreulich. Wir wollen den Lernprozeß der 
Regierung fördern, zumal der größere Teil der Er-
kenntnis noch vor ihr liegt. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Aber, meine Damen und Herren, ich frage mich: Wie 
weit ist dieser Lernprozeß echt, wie weit ist er tak-
tisch bedingt? Herr Minister Jahn also war ur-
sprünglich für die Freigabe. Herr Kollege Hirsch hat 
dies wie neulich zitiert wurde, auch ausgesprochen. 
Herr Dr. Müller-Emmert ist immerhin in dieser Rich-
tung stark engagiert. Aber das Allerdeutlichste hat 
uns der Herr Parlamentarische Staatssekretär im 
Bundesministerium der Justiz, Herr Bayerl, gesagt. 
Er hat im „Spiegel" vom 24. 8. 1970 auf die Frage: 
„Sie hätten also nichts dagegen, wenn der Porno-
paragraph fiele?" geantwortet: „Nein." — Das ist 
wenigstens lapidar, eindeutig und klar! Aber es 
kommt noch viel schöner. Als man ihm sagte, der 
Abgeordnete Hirsch sei doch für die Abschaffung, 
und wie er darüber denke, sagte Herr Staatssekre-
tär Bayerl: „Da soll er" — gemeint ist Herr Hirsch —
„sich mal im Ausschuß durchsetzen. Ich bin schließ-
lich auch für die Streichung eingetreten. Aber um 
die Sexualreform überhaupt durchzubringen, brau-
chen wir Mehrheiten, auch in unserer eigenen Frak-
tion und nicht nur bei den Juristen. Wir müssen 
eben auf Zeit noch einige Gemüter beruhigen. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU.) 

Wir kriegen doch waschkörbeweise jeden Tag im 
Justizministerium Briefe wegen dieses elenden 
§ 184." 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU.) 

Meine Damen und Herren, ich frage mich: Ist die 
Formulierungshilfe, die durch das Bulletin der ge-
samten Öffentlichkeit nun mitgeteilt worden ist, 
wenn auch nicht direkt den Abgeordneten, eine 
echte Konversion des Bundesministers oder spielt 
er — wie sein Staatssekretär — auf Zeitgewinn, um 
später eine noch größere Reform. d. h. dann eben die 
ursprünglich geforderte volle Freigabe durchzuset-
zen? Darauf möchten wir eine Antwort. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Nun hat Herr Minister Jahn heute wieder das 
gesagt, was auch in der Diskussion sonst schon 
immer erklärt wurde. Er hat nämlich auf seinen 
Standpunkt hingewiesen, das bisherige Recht sei 
zwar weitgehend und decke mehr oder minder alles 
ab, aber es sei nicht praktikabel, es geschehe ja 
nichts, und man sehe, daß man mit Hilfe dieses 
Rechtes nicht durchkomme. Man müsse also das 
Verbot der Pornographie einschränken, damit es 
wirksamer werde. 

Meine Damen und Herren, das kommt mir so vor, 
als ob wir deswegen, weil die Dunkelziffer bei Dieb-
stählen höher ist als die Zahl der Verurteilten, nur 
den Diebstahlparagraphen abschaffen oder ein-
schränken wollten. 

(Lachen bei der SPD.) 

Kein vernünftiger Mensch kommt auf diesen Ge-
dankengang. Wenn ein Gesetz nicht durchgesetzt 
wird, liegt das an der Schlappheit der zuständigen 
Organe und keineswegs daran, daß dieses Gesetz 
nicht ausreicht. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Zuruf des 
Abg. Hirsch.) 
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Und was ist mit den zuständigen Organen? Meine 
Damen und Herren, ich will es mal ganz deutlich 
sagen. Einer der besten Richter unserer Zeit, der 
langjährige Nürnberger Oberlandesgerichtspräsi-
dent Theodor Haut, hat es „die Resignation der Ge-
sellschaft vor dem Unrecht" genannt. 
Warum resigniert die gesamte Gesellschaft? 

Warum resignieren damit auch Staatsanwaltschaft 
und Polizei vor dem Unrecht? Weil seit eineinhalb 
Jahren, seit man feststellt, daß diese Resignation 
eingetreten ist, vom Bundesjustizministerium immer 
Ankündigungen kommen, daß das ja alles gar nicht 
mehr strafbar sei, daß die Strafbarkeit bald abge-
schafft, mindestens eingeschränkt werde, und daß 
man diesen ganzen Fragen keine so große Bedeu-
tung beimesse. Natürlich kann der Herr Bundes-
justizminister sagen, er sei nicht der Vorgesetzte 
der Staatsanwaltschaften; denn das sind die Lan-
desjustizminister. Aber eben wenn sich der Richter, 
wenn sich der Staatsanwalt, wenn sich auch der Lan-
desjustizminister sagt, das Gesetz wird ja bald nicht 
mehr bestehen, hat er natürlich Hemmungen, noch 
strafend einzugreifen. Außerdem ist diese Atmos-
phäre, in der der Verzicht auf die Durchführung des 
staatlichen Gesetzes wachsen konnte, künstlich ge-
schaffen von bestimmten Organen, zuallererst vom 
Herrn Bundesjustizminister mit seiner angeblich 
liberalen, auf diesem Gebiet aber libertinistischen 
Rechtspolitik. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Gerade weil der Bundesjustizminister nicht die Mög-
lichkeit hat, selbst Weisungen an Staatsanwaltschaf-
ten zu geben, hat er — darauf hat Radbruch in sei-
nen Erinnerungen deutlich genug hingewiesen —, 
die Aufgabe der geistigen Führung in der Justizpo-
litik. Hier liegt die geistige Führung eben auf der 
falschen Seite. Wenn diese Regierung und ihr Ju-
stizminister in der Öffentlichkeit wieder mit aller 
Klarheit auf die Durchführung der staatlichen Ge-
setze drängten, würde sich auch in den Staatsanwalt-
schaften die Stimmung ändern. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Was nun die Formulierungshilfe betrifft, die nicht 
auf dem Tisch des Hauses liegt, die aber nun in der 
Diskussion ist, so ist bei dem neuen § 131 — ob man 
den alten fallenlassen kann oder nicht, mag dem 
Ausschuß überlassen bleiben; das gehört nicht in 
die erste Lesung; ich vermute, daß er, so wie er 
formuliert war, im Hinblick auf die praktische Durch-
seztbarkeit nicht so sehr von Bedeutung gewesen 
ist; er betraf ja eine bestimmte Art des Staatsschut-
zes — der eine Teil alt und der andere Teil neu. Alt 
ist, daß die Darstellung der sexuellen Gewalttätig-
keit verboten sein soll; neu ist, daß auch die Dar-
stellung aller übrigen Gewalttätigkeit verboten sein 
soll, und hierin stimmt meine Fraktion zu, weil wir 
der Meinung sind, daß der Schund mindestens so 
gefährlich ist wie der Schmutz. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abs. Hirsch: 
Na also!) 

— Wenn einmal diese Regierung ausnahmsweise ein 
Gesetz verschärft, das gegen Gefahren unserer Zeit 
benötigt wird, wird sie darin von uns unterstützt 
werden. — Herr Kollege Vogel! 

Vizepräsident Dr. Schmid: Bitte schön. 

Vogel (CDU/CSU) : Herr Kollege Jaeger, würden 
Sie, nachdem in dem heute schon wiederholt zitier-
ten Leitfaden darauf hingewiesen wird, daß mit 
diesem § 131 erstmals solche Signale auch gegen 
öffentliche Darstellungen von Brutalität gesetzt wer-
den, den Herrn Bundesjustizminister und die Kolle-
gen von den Koalitionsfraktionen vielleicht darauf 
hinweisen, daß in dem Gesetz gegen jugendgefähr-
dende Schriften aus dem Jahre 1961 eben das bereits 
enthalten ist. 

(Zuruf des Abg. Freiherr Ostman von der 
Leye.) 

Dr. Jaeger (CDU/CSU) : Sie haben recht, und das 
sicherlich mehr als ein Signal. 

Meine Damen und Herren, daß diese Formulie-
rungshilfe über den Regierungsentwurf hinausgeht 
 — Bitte, Frau Kollegin Diemer-Nivolaus. 

Frau Dr. Diemer-Nicolaus (FDP) : Herr Kol-
lege Jaeger, ist Ihnen bekannt, daß Indizierungs-
anträge bei Schundheften, die die Gewalt verherr-
lichen und die Sie mit Recht kritisieren, leider nur 
sehr wenig gestellt wurden im Vergleich zu jenen 
Heften, die sich mit Sexualproblemen befassen? 

Dr. Jaeger (CDU/CSU) : Die Frage ist wohl 
eigentlich an den Kollegen Vogel gerichtet. Ich sehe 
es seinem Gesicht an, daß ihm der Vorgang bekannt 
ist. 

(Abg. Vogel: Ich würde ja gern etwas dazu 
sagen!) 

— Das ist ja nun nach der Geschäftsordnung nicht 
möglich. 

Ganz sicher geht die Formulierungshilfe im Ver-
bot weiter als der Regierungsentwurf, der praktisch 
eine Abschaffung des Verbots bedeutet hat. Aber sie 
geht doch bei weitem nicht so weit, wie es das gel-
tende Recht tut. Ich will gar nicht auf Einzelheiten 
eingehen, etwa darauf, daß der § 6 des Gesetzes 
gegen jugendgefährdende Schriften gestrichen und 
damit ein Vergehen zu einer Ordnungswidrigkeit 
abgewertet wird und dergleichen mehr. Das alles 
mag im Ausschuß erörtert werden. Ich möchte nur 
sagen: verboten ist es, nach dieser Formulierungs-
hilfe, die Gewalt, die Unzucht mit Kindern und die 
Unzucht mit Tieren darzustellen. Das bleibt ver-
boten. Erlaubt ist, jede noch so sexuell aufreizende 
Koitusszene darzustellen, die Homosexualität, die 
lesbische Liebe, sämtliche Perversitäten, den Grup-
pensex und, was immer besonders „geschmackvoll" 
ist, den Sex mit Leichen. Letzteres ist insoweit ein 
besonderes Problem, als die Tatbestände der Homo-
sexualität und der Sodomie nun einmal durch die 
Gesetzgebung des letzten Bundestages freigegeben 
sind, aber die Leichenschändung immer noch ein 
Delikt ist und wahrscheinlich auch unter diesem 
Bundesjustizminister ein Delikt bleiben wird. Die 
Darstellung eines Delikts ist hier also auch noch 
erlaubt! 
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Ich glaube, hier sind die Grenzen eben nicht so 

gezogen, wie sie gezogen werden müssen. Wir 
bleiben bei der Formulierung des Bundesrates, der 
auch die Darstellung dessen, was ich hier aufgeführt 
habe, verboten wissen will. 

Damit komme ich natürlich, wenn ich hier das 
Strafrecht betrachte, auf das interessante und diffe-
renzierte Gebiet des Verhältnisses von Recht und 
Ethik. Sicherlich besteht zwischen Recht und Moral 
keine Identität. Das war schon Thomas von Aquin 
im 13. Jahrhundert bekannt und wurde hier in die-
sem Hause schon mehrfach angesprochen. Der Staat 
kann nicht von der Ethik allein leben; er braucht 
auch das Recht. Und ein Recht kann nicht ohne 
Ethik leben, denn sonst würde ihm die innere Kraft 
zur Durchsetzbarkeit fehlen. Ich glaube, die Grund-
prinzipien einer vernünftigen Ethik, wie sie unser 
Grundgesetz, von der Würde des Menschen aus-
gehend, aufzeigt, sind sachgerecht, weil sie dem 
Menschen gerecht werden. 

Sicherlich beurteilen Recht und Moral Vorkomm-
nisse unter verschiedenen Gesichtspunkten. Aber 
sie sind voneinander abhängig. Sehen Sie doch nur 
unser Recht an: Treu und Glauben, unterlassene 
Hilfe, zumutbare Sorgfalt, gute Sitten — das sind 
doch alles Begriffe, die auf die Ethik als Maßgabe 
für Rechtsentscheidungen verweisen. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Hirsch: 
Und wie ist das mit dem politischen Be

-

trug? Der wird doch auch nicht bestraft!) 

Die wichtigste Bestimmung in diesem Zusammen-
hang ist Art. 2 GG, der ausdrücklich das Sittenge-
setz als die Grenze der menschlichen Freiheit an-
erkennt und postuliert. 

Die Sitte ist ohne das Recht hilflos. Das Recht 
wäre aber ohne Moral leer und wirkungslos. Recht 
und Ethik sind unausrottbare Gegebenheiten des 
Menschseins und der Gemeinschaftsordnung. Unser 
Staat braucht nicht nur das Recht; er braucht auch 
die Ethik. Denken Sie an die Steuermoral. Der 
Staat ist doch darauf angewiesen, daß der Bürger 
von der Pflicht, zu zahlen, nicht nur durch Straf-
maßnahmen, sondern von innen heraus überzeugt 
ist. 

(Lachen und Zurufe.) 

Denken Sie an das verkehrsgerechte Verhalten, das 
ohne eine ethische Einstellung der Teilnehmer am 
Straßenverkehr gar nicht denkbar wäre. Denken Sie 
an den Wehrdienst, der von unseren jungen Män-
nern doch nicht geleistet wird, weil sie sonst be-
straft würden, sondern deshalb, weil sie die sitt-
liche Verpflichtung, dem Staat zu dienen und die 
Freiheit zu verteidigen, anerkennen. 

(Beifall bei der CDU/CSU. - Abg. Hirsch: 
Eben! Darum keine Strafe! Vielen Dank, 

Herr Jaeger, das war ein Eigentor!) 

— Nein, Recht u n d Ethik, sagte ich. Für die-
jenigen, die keine ethische Grundlage haben, 
brauche ich die Strafbarkeit. Es wäre traurig, wenn 
man bei allen Wehrpflichtigen auf die Strafbarkeit 
angewiesen wäre, um die Ableistung des Wehr- 

dienstes durchzusetzen. Das ist doch nur bei einer 
kleinen Minderheit nötig. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Zurufe von 
der SPD.) 

Meine Damen und Herren, es ist tatsächlich ein 
Problem unseres heutigen demokratischen Staates, 
daß man die ethische Seite der Verpflichtung des 
Staatsbürgers gegenüber seinem Staat nicht immer 
mit der notwendigen Deutlichkeit betont. Die Wei-
marer Verfassung enthielt einen Katalog der Pflich-
ten und Rechte der Deutschen, und zwar in dieser 
Reihenfolge: Zuerst kamen die Pflichten, wie es 
so im Leben des Menschen praktisch ist, und dann 
die Rechte. Im Grundgesetz ist es — ich glaube, 
mit Recht   umgekehrt. Es wurde sozusagen die 
philosophische Wertordnung hergestellt, indem zu-
erst von den Rechten und dann von den Pflichten 
die Rede ist. Ich habe aber manchmal den Eindruck, 
daß heute in der Öffentlichkeit über den Rechten 
des Staatsbürgers die Pflichten überhaupt verges-
sen werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Das wäre gefährlich für die Existenz dieses Staates. 
Weder das Bewußtsein der Rechte noch das Bewußt-
sein der Pflichten darf verkümmern. Dieser Staat 
braucht ein klares Recht und ein lebendiges Ethos. 

Die Christlich Demokratische Union hat unter 
Nr. 117 ihres Parteiprogramms, das sie in Düssel-
dorf vor kurzem beschlossen hat, festgehalten: 

Die Gebote der Sittlichkeit verpflichten das 
Gewissen des einzelnen. Sie sind ein Maßstab 
für die Gesetzgebung, bedürfen aber nicht 
immer des strafrechtlichen Schutzes. 

Diese Erklärung der Christlich-Demokratischen 
Union, die genauso für die Christlich-Soziale Union 
gelten könnte, stellt die Bedeutung der Sittlichkeit 
und die Grenzen ihrer Strafbarmachung in ein-
deutiger Weise klar. Meine Damen und Herren, 
wir denken doch gar nicht daran, hier Maximal-
forderungen irgendeiner konfessionellen Moral 
durchzusetzen. Niemand denkt daran. Herr Pro-
fessor Böckle — der Herr Bundesjustizminister hat 
ihn heute zitiert   hat erklärt, daß nur fundamen-
tale Fragen pönalisiert werden dürften. Ich kann 
dazu nur sagen, daß eben jener Professor Böckle 
für die Beibehaltung der Pönalisierung der Porno-
graphie eintritt, weil er dies für eine fundamentale 
Frage hält. 

(Abg. Vogel: Sehr richtig!) 

Es „kann nicht darum gehen, in der staatlichen 
Gesetzgebung spezifische Moralvorstellungen von 
Religionen oder Weltanschauungen rechtlich zu 
fixieren. Es geht vielmehr darum, den sittlichen 
Wertvorstellungen von allgemeiner Gültigkeit 
Gehör zu verschaffen und damit einer Selbst-
zerstörung von Staat und Gesellschaft zu wehren, 
die unvermeidlich aus dem Verzicht auf einen 
Grundbestand an sittlichen Uberzeugungen als ver-
bindlicher Norm für die Gesellschaft und für die 
Gesetzgebung des Staates folgen würde." Ich habe 
ein Zitat verlesen. Es ist das Schlußwort aus jener 
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gemeinsamen Erklärung, die der Vorsitzende des 
Rates der Evangelischen Kirche in Deutschland und 
der Vorsitzende der Deutschen Bischofskonferenz, 
Landesbischof Dietzfelbinger und Kardinal Döpf-
ner, verfaßt und veröffentlicht haben. 
Ich glaube, die Tatsache, daß hier zum erstenmal 

seit 400 Jahren die beiden obersten Hirten der 
beiden christlichen Kirchen eine gemeinsame Ver-
lautbarung herausgegeben haben, ist nicht nur ein 
erfreuliches Zeichen für den Weg, den diese beiden 
Kirchen aufeinander zugehen, sondern auch eine 
Mahnung für uns alle, der moralische stärkste 
Appell, der an dieses Haus gerichtet werden kann, 
auch an eine Partei, die so häufig von der Partner-
schaft zwischen Staat und Kirche spricht. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 
Meine Damen und Herren, das Problem der 

Pornographie kann nicht ohne die Gesamtsituation 
unseres öffentlichen Lebens, die zweifellos im 
Zeichen einer gewissen Sexualisierung steht, be-
sprochen werden. Die Christlich-Demokratische und 
die Christlich-Soziale Union leben nicht in der 
Plüschatmosphäre des viktorianischen Zeitalters. 
Wir wollen nicht Prüderie und bürgerliche Schein-
moral der Jahrhundertwende, wie sie etwa von 
Ibsen oder Ludwig Thoma auf die Bretter gebannt 
wurden, die die Welt bedeuten. Auch der Manichäis-
mus des Mittelalters wird hei uns nicht wieder 
lebendig. Wir wissen, was sich gewandelt hat. Wir 
wissen, daß sich die Stellung der Frau in der Gesell-
schaft grundlegend gewandelt hat, damit sicherlich 
auch die Stellung der Frau in der Ehe, und wir 
bejahen dies. Wir bejahen die Erotik, da sie gott-
gewollt ist, und lehnen sie nicht ab. Aber wir 
wissen, daß das Sexualleben ein Teil des Gemein-
schaftslebens der Menschen darstellt. 

Der Gesundheitsbericht der Frau Bundesministe-
rin Strobel weist darauf hin, daß das deutsche Volk 
in kommenden Jahrzehnten körperlich wahrschein-
lich gesünder sein wird als in der Vergangenheit, 
aber mehr Psychosen haben dürfte als früher. Das 
sollte uns zu denken geben. Ich glaube, daß eine 
Hypertrophie des Sexuellen auch zu Psychosen 
führen wird, weil der normale Mensch dem gar 
nicht gewachsen ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU. 	Abg. Hirsch: 
Das war eine der kühnsten Behauptungen!) 

Professor Jescheck hat im Hearing des Ausschusses 
erklärt, wenn er sich die übertriebene Sexualisie

-

rung in der Öffentlichkeit ansehe, habe er manchmal 
den Eindruck, als ob es im Leben des Menschen 
überhaupt nur noch Sexualität gebe. — Das ist, 
glaube ich, das Gefährliche. 

Meine Damen und Herren, es gibt auch, wie der-
selbe Professor gesagt hat, andere Kulturwerte, um 
derentwillen sich das Leben des Menschen lohnt. 
Die Sexualität sperrt, wenn sie übertrieben wird, 
eben den Zugang zu den höheren Werten. Lassen 
Sie mich auch das mit einem Zitat sagen: 

Wenn unsere Gesellschaft es nicht fertigbringt, 
die bekannten, teilweise unerträglichen Aus-
wüchse auf vielen Gebieten auf ein erträgliches 
Maß zurückzuschrauben, mit und ohne Gesetze, 

wenn Politiker nicht den Mut aufbringen, offen 
ihre Meinung zu sagen, weil sie fürchten, dann 
als rückschrittlich zu gelten, dann sehe ich, 
langfristig betrachtet, schwarz für den Bestand 
dessen, was wir abgekürzt unsere „Kultur" 
nennen. 

Der Mann, der dies in einem Interview mit der 
,,Neuen Ruhrzeitung" am 28. Oktober letzten Jahres 
gesagt hat, ist der Arbeitsminister Figgen des Lan-
des Nordrhein-Westfalen, ein Sozialdemokrat. Deut-
licher kann man es nicht sagen. Er hat hier ganz 
unsere Meinung zum Ausdruck gebracht. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Kollege Dr. Müller-Emmert hat nun gemeint, er 
könne die Tatsache, daß in Rom der Index glaubens-
gefährdender Schriften abgeschafft worden ist, als 
Beweis dafür anführen, daß man auch das Porno-
graphieverbot aufheben solle. Abgesehen davon, 
daß es im Bereich der staatlichen Gesetzgebung nie 
ein Verbot glaubensgefährdender Schriften gegeben 
hat, solange dieses Grundgesetz gilt, hat er den 
zweiten Teil unterschlagen, nämlich die Tatsache, 
daß dieselbe Kirche, die mit Recht den Index glau-
bensgefährdender Schriften aufgehoben hat, weiter-
hin am Pornographieverbot festzuhalten wünscht. 
Warum? Lassen Sie es mich hier mit einem Zitat 
aus den Darlegungen des Professor Affemann aus 
Stuttgart sagen: 

Von entscheidender Bedeutung für die Beant-
wortung der Fragen, die sich bei der Reform 
des Sexualstrafrechts stellen, ist die Richtigkeit 
des anthropologischen ... Ansatzes. Wir kön-
nen hinter die Erkenntnis Siegmund Freuds 
nicht mehr zurück: Der Mensch ist ein über-
wiegend unbewußtes Wesen. Wie bei einem 
Eisberg liegen sechs Siebtel des menschlichen 
Seins unter der Oberfläche, ein Siebtel befindet 
sich darüber. Sechs Siebtel seines Seins sind 
dem Menschen folglich nicht bewußt. Diese 
Schichten kann er mit seinem Wissen nicht ein-
sehen und mit seinem Willen nicht bestimmen. 

Fragen der Glaubensgefährdung gehen an die Ratio 
und können von ihr beantwortet werden. Fragen 
der Aufwühlung des sexuellen Temperaments gehen 
in die sechs Siebtel, die nicht der bewußten Kon-
trolle unterliegen. Hier liegt die Gefahr vor allem 
für den jugendlichen Menschen. 

(Beifall bei der CDU/CSU. -- Abg. Dr. 
Müller-Emmert meldet sich zu einer Zwi-

schenfrage.) 

— Herr Dr. Müller-Emmert! 

Dr. Müller -Emmert (SPD) : Herr Kollege Jaeger, 
ich glaube, Sie haben mich falsch verstanden. Sind 
Sie nicht auch der Meinung, daß das zunächst ein-
mal bestehende Indexverbot den Sinn hatte, glau-
bensgefährdende Schriften von den gläubigen Chri-
sten abzuhalten, und daß das Pornographieverbot 
den Sinn hatte, zunächst einmal die Pornographie 
den Bürgern nicht zukommen zu lassen, weil sie 
sittengefährdend war, daß aber — jedenfalls nach 
Meinung der Verfasser des Strafgesetzbuches — 
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nun, wenn das Indexverbot aufgehoben ist, die 
Katholische Kirche ein klares Ja zur Gläubigkeit 
des Christen sagt in dem Wissen, daß diese Schrif-
ten weiterhin gefährlich sind, und daß insofern eine 
Parallelität der Denkvorgänge besteht, als man 
dann auch dem Bürger so viel Mündigkeit zumuten 
darf, daß er solche Schriften bekommen kann? Dar-
auf kommt es doch an, das ist doch die Parallelität. 

Dr. Jaeger (CDU/CSU) : Herr Dr. Müller-Em-
mert, diese Parallelität wird an der Stelle, auf die 
Sie sich offenbar beziehen, nicht gezogen, denn dort 
gibt man die glaubensgefährdenden Schriften frei; 
aber deshalb, weil der Mensch zu sechs Siebenteln 
aus Unbewußtheit besteht, verlangt man, daß weiter-
hin zumindest der jugendliche Mensch, aber auch die 
Öffentlichkeit, vor einer allzu großen Sexualisierung 
geschützt wird. 

Lassen Sie es mich jetzt mit einer weltlichen Ant-
wort sagen: Es ist nicht Aufgabe des Staates, den 
wahren katholischen oder evangelischen Glauben zu 
schützen — das müssen die Kirchen selbst tun —, 
aber es ist Aufgabe dieses Staates, das Sittengesetz 
zu schützen, denn das steht in Art. 2 des Grundge-
setzes. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Dr. Mül

-

ler-Emmert: Sie weichen doch aus! Das 
ist doch keine logische Antwort!) 

— Ich weiß nicht, ob Sie es logisch finden; mir er-
scheint es sehr logisch. Ihre Sache scheint mir da-
gegen durch Verschweigen der Hälfte nicht logisch 
zu sein. 

(Abg. Dr. Müller-Emmert: Sie sind sehr 
unsicher, Herr Kollege Jaeger!) 

Ich möchte aber nicht, daß Sie mir die immerhin 
knappe Redezeit mit einer persönlichen Diskussion 
wegnehmen. 

Meine Damen und Herren, ich glaube, daß die 
Supersexualisierung, die uns heute droht, einen 
Substanzverlust an humaner Gesinnung beinhaltet. 
Ein solcher Substanzverlust an humaner Gesinnung 
kann niemals ein Fortschritt sein. Da die Pornogra-
phie die exzellenteste Inhumanität ist, kann sie doch 
in Wahrheit niemand als Fortschritt bezeichnen. 
Wir wissen doch, daß die Sexwelle zur Pornowelle 
eskaliert, und wir wissen, daß die Steigerung inner-
halb der Pornowelle aus Geschäftsgründen, weil 
nämlich das Alter nicht mehr anspricht, weiterge-
trieben werden muß. Nach Inhalt, Umfang und Form 
werden wir eine weitere Steigerung erleben. Des-
halb dürfen in diesem Augenblick die Dämme nicht 
abgetragen werden, sie müssen vielmehr verstärkt 
werden. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU.) 

Der wichtigste Gesichtspunkt ist sicherlich der des 
Jugendschutzes, wenn ich auf die praktischen Dinge 
komme. Meine Damen und Herren, wir haben fest-
gestellt, daß die Meinung der Regierung, die Wis-
senschaft sage nichts Endgültiges darüber aus, ob 
Pornographie gefährlich sei oder nicht, zwar bis zu 
einem gewissen Grade stimmt, daß jedoch ihre 
Schlußfolgerung, man müsse sich hier für die Frei-
heit des Bürgers entscheiden und die Pornographie  

deshalb, weil man nicht genau wisse, ob sie eine Ge-
fahr für die Jugend darstelle, erlauben, wie es der 
Grundansatz des Regierungsentwurfs ist, absolut 
falsch ist. Genau umgekehrt hat es Professor Scheuch 
gesagt. Er hat gesagt, daß derjenige, der sich hier 
in den Mantel der Wissenschaft hüllt und einen 
weißen Umhang anlegt, ein Scharlatan sei und daß 
die Frage, ob man in dubio pro libertate, im Zweifel 
für die Freigabe der Pornographie oder im Zweifel 
für den Schutz sei, keine wissenschaftliche, sondern 
eine allgemein menschliche, ja eine exzellent politi-
sche Frage sei. 

Wenn es um die Jugend unseres Volkes geht, bin 
ich der Meinung, daß der Schutz der erste Gedanke 
ist und daß man hier lieber vorsichtig sein sollte. Es 
wäre fahrlässig, wenn wir jetzt eine Verderbnis zu-
ließen, deren Folgen wir erst in einigen Jahren fest-
stellen würden. 

(Zuruf von der SPD.) 

Im übrigen gibt es hier doch keinen, meine Da-
men und Herren, der nicht sieht, daß Pornographie 
wirklich zersetzend und das Menschenbild gefähr-
dend ist, vor allem deshalb, weil sie das eigentlich 
Entscheidende an der Liebe zwischen Mann und 
Frau, die Überformung der Erotik durch die geistig-
seelische Zuwendung, leugnet und den Partner, er 
sei Mann oder Frau, auf das Niveau eines reinen 
Lustobjektes erniedrigt, das jeden Augenblick aus-
tauschbar ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Damit widerspricht die Pornographie dem Wesen 
der Ehe, die vom Staat zu schützen ist. 

Wenn Sie mir sagen: es gibt viele Jugendliche, die 
von Pornographie gar nicht angesprochen werden, 
die sogar Ekel davor empfinden, sage ich: Gut, wenn 
es bei vielen so ist. Andererseits können wir aber 
doch im Sinne einer modernen Sexualerziehung nicht 
wünschen, daß unsere jungen Menschen einen Ekel 
vor dem Sexus bekommen und damit unfähig zur 
Familiengründung werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Zurufe von 
der SPD.) 

Wenn Sie nun sagen: den Jugendschutz machen 
wir, wir verbieten, Pornographie an Jugendliche 
unter 18 Jahren zu verkaufen, aber nicht mehr, dann 
sage ich Ihnen, meine Damen und Herren: Was in 
diesem Lande ein Erwachsener in die Hand be-
kommt, bekommt auch ein Jugendlicher in die Hand. 

(Abg. Freiherr Ostman von der Leye: Auch 
den Kontoauszug?) 

— Vielfach auch diesen, jawohl; aber das wäre mir 
gleich, das ist ja nicht sittengefährdend. 

(Lachen und weitere Zurufe von der SPD.) 

Wer fragt denn schon in einem Laden: Sind Sie 
18 Jahre alt oder sind Sie erst 17? Ein solcher Ver-
käufer müßte wirklich erst gefunden werden. 

Vor allem aber, glaube ich, widerspricht es dem 
Selbstbewußtsein der Jugendlichen, daß man ihnen 
etwas verbietet, was man den Erwachsenen erlaubt. 
Das widerspricht nicht nur dem Selbstbewußtsein 
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der heutigen Jugend, sondern das hätte auch dem 
unseren widersprochen. Wir haben uns auch immer 
um das bemüht, was nur den Erwachsenen zugäng-
lich war. 

(Abg. Wehner: Hört! Hört!) 

Das liegt nun einmal im jungen Menschen drin und 
ist völlig verständlich. 

Ich glaube, daß es bei der heutigen Autoritäts-
krise gar nicht möglich ist, etwas vor jungen 
Menschen zu verbergen, das der erwachsene Mensch 
hat. 

(Abg. Rösing: Sehr richtig!) 

Außerdem fördert und verschärft eine solche Unter-
scheidung zwischen Jugendschutz und Behandlung 
der Erwachsenen doch nur den Konflikt der Gene-
rationen. Darüber hinaus fragt der junge Mensch 
mit Recht: Ist denn die Unmoral für Erwachsene 
reserviert? Diebstahl ist doch auch den Erwachse-
nen verboten. Warum ist nicht auch Porno den Er-
wachsenen verboten? Hier frage ich, ob wir uns 
wirklich eine Doppelmoral leisten können, wenn wir 
diese Gesellschaft glaubwürdig halten wollen. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Zurufe von 
der SPD.) 

Ich frage mich auch, ob sich das sittliche Bewußt-
sein bei den 60 Millionen Deutschen in der Bundes-
republik tatsächlich so geändert hat oder ob es sich 
hier nur um eine öffentliche Meinungsbeeinflussung 
durch eine veröffentlichte Meinung handelt. Meine 
Damen und Herren, die heutige „Abendzeitung", 
die ich schon zitiert habe, stellt fest, daß sich bei 
der letzten Meinungsumfrage 72 % der Bevölke-
rung — das sind nahezu drei Viertel — für die 
Beibehaltung des Pornographieparagraphen ausge-
sprochen haben. Was wir waschkörbeweise von der 
„Aktion Pornostopp” ins Präsidialbüro des Bundes-
tages geschickt bekommen, können Sie sich alle an-
sehen. 

Nein, meine Damen und Herren, Freiheit darf 
nicht mit Zügellosigkeit verwechselt werden, weder 
auf dem Gebiet der Sexualität noch auf anderen 
Gebieten. Arbeitsminister Figgen hat es sehr hübsch 
formuliert: 

Jemand hat einmal gesagt, es sei falsch, hinter 
einem Berg von Leichen die politische Freiheit 
zu suchen. Ich persönlich bin nicht überzeugt 
davon, daß hinter einem Berg nackter Frauen 
die  wahre sexuelle Freiheit zu finden ist. 

(Abg. Hirsch: Eine „sensationelle" Fest

-

stellung!) 

Meine Damen und Herren, wenn mir einer sagt: 
warum soll man nicht Koitusszenen abbilden, das ist 
doch ein legitimer Ausdruck des Menschlichen, 
sage ich ihm: Sicherlich ist das unter bestimmten 
Umständen ein legitimer Ausdruck des Menschseins, 
aber es ist nicht legitim, das öffentlich zu tun. Denn 
es gibt eben Dinge, die sind im Schlafzimmer hübsch 
und nett, 

(Zurufe von der SPD)  

aber sie werden ekelhaft, wenn man sie auf die 
Bühne, ins Kino oder in die kleinen Heftchen 
bringt. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Zurufe von 
der SPD.) 

Intimität ist wesentlich für die Würde des Men-
schen gerade in Beziehung zum anderen Geschlecht. 

Lassen Sie mich noch einige politische Gesichts-
punkte anfügen. Wenn ich recht informiert bin, Herr 
Bundesminister, hat der Vertreter der britischen 
Justizverwaltung auf der letzten Europäischen Ju-
stizministerkonferenz, gefragt, wie sich England zum 
Pornographieverbot stelle, in echt englischer Weise 
lapidar mit zwei Sätzen geantwortet: Wir Eng-
länder sind gegen schlechte Luft; deshalb verbieten 
wir Pornographie. Das scheint mir eine sehr ein-
leuchtende Antwort zu sein. Fast alle demokratischen 
Staaten der Erde kennen ein Pornographieverbot. 
Wollen wir Deutsche wieder einmal demokratischer 
sein als die gewachsenen und bewährten Demokra-
tien in der Welt? 

Schließlich gibt es ein internationales Abkommen 
aus dem Jahre 1923, das Sie, Herr Bundesminister, 
kündigen müssen, wenn wir das Pornographiever-
bot aufheben, ja sogar dann, wenn wir es ein-
schränken. Selbst Ihre uns angeblich so sehr ent-
gegenkommende Formulierungshilfe, die im Bulletin 
gestanden hat, bedingt, daß Sie zuerst einmal dieses 
Abkommen kündigen. Wir sind dann von den  — 
Professor  Jescheck hat die Zahl genannt — 90 Staa-
ten der Welt, die diesem Abkommen angeschlossen 
sind, nach Dänemark der zweite Staat, der es kün-
digt. Sollen ausgerechnet wir Deutsche uns durch 
einen solchen Schritt außerhalb der Kulturmensch-
heit stellen? 

(Lachen bei der SPD. --- Abg. Wehner: 
Waren Sie mal in Soho? — Weitere Zurufe 

von der SPD.) 

Wird man nicht sagen: Die Deutschen, die vor 
25 Jahren gerade eine Barbarei hinter sich ge-
bracht haben, schicken sich an, in eine neue zu 
versinken? Nein, meine Damen und Herren, das 
wird dem Ansehen unseres Landes in der Welt 
nicht nützlich sein. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU. — Abg. 
Wehner: Glied ab! — Heiterkeit bei der 

SPD.) 
Man sagt, die Freiheit des Staatsbürgers dürfe 

nicht beschränkt werden. Nun, in manchen Kreisen 
unseres Landes wird ernsthaft erwogen, ob man 
nicht die Werbung für Tabak verbieten sollte. Dabei 
ist, wenn ich den Tabakfabrikanten glaube, die 
Frage gar nicht geklärt, ob der Tabak wirklich 
schädlich ist, so wenig, wie die Frage der Schäd-
lichkeit der Pornographie geklärt ist, wenn ich 
die Pornographieproduzenten frage. Wir haben ein 
Seuchengesetz, das Menschen gegen ihren Willen 
unter Beschränkung ihrer Freiheit in Quarantäne 
bringen kann. Wir haben ein Opiumgesetz, das 
nicht nur die Verbreitung von Opium verbietet, 
sondern auch den persönlichen Erwerb, aber wir 
haben nie gefordert, den persönlichen Erwerb von 
Pornographie zu verbieten. Ja, diese Regierung, die 
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jetzige Regierung, legt uns in diesen Tagen ein 
neues Opiumgesetz vor, das noch strenger ist als 
das alte und nicht nur den Erwerb, sondern sogar 
den Besitz von Opium verbietet, was wir bei der 
Pornographie auch nicht wollen. Daß die staats-
bürgerliche Freiheit beschränkt werden muß, um 
das Rauschgift zu bekämpfen, das sehen Sie ein. 
Bei der sozialen Seuche der Pornographie sehen 
Sie es nicht ein. 

Wir leben in einem sozialen Rechtsstaat, und in 
diesem Rechtsstaat müssen die Schwachen vor der 
Ausbeutung durch Geschäftsleute geschützt wer-
den. Ich meine, von allen Sumpfblüten des Kapita-
lismus, die die Sozialdemokratie in früheren Jahren 
so beredt geschildert hat, ist der Kapitalismus der 
Männer, die an den Pornographieerzeugnissen auf 
Kosten der Moral des Volkes verdienen, doch wirk-
lich die traurigste. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Zurufe von 
der SPD.) 

Hier sollten Sie eigentlich mit uns gehen, und ich 
appelliere an Ihr soziales Gewissen. 

(Zurufe von der SPD. 	Gegenrufe von der 
CDU/CSU.) 

Meine Damen und Herren, Sie wissen alle, daß 
es eine Bewegung in diesem Lande gibt, die 
Sexualrevolution sagt und Sozialrevolution meint. 
Daran sollte man denken. 

(Abg. Wehner: Aha! Jetzt kommt's!) 

Ich fürchte — nein, Herr Wehner, ich habe hier 
eine Sorge, die Sie mit mir teilen müßten —, daß, 
wenn wir zu einer sexuellen Anarchie kommen, der 
Ruf nach dem starken Mann wieder ertönt, den Sie 
nicht wollen und den ich nicht will. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Der Osten bezeichnet uns im Westen gerade we-
gen dieser Sexualisierung, gerade wegen dieser 
Pornowelle als verfault, als überholt, als zum Tode 
verurteilt. Auch daran sollten wir denken. 

Herr Kollege Dr. Müller-Emmert hat heute in 
einem anderen Zusammenhang schon Herrn Pro-
fessor Trillhaas zitiert. Ich möchte daran erinnern, 
daß Professor Trillhaas vor dem Ausschuß an die 
von ihm geführten Gespräche mit Ostberliner Stu-
denten erinnert hat, die ihm gesagt haben, sie ver-
ständen überhaupt nicht, daß in dieser Bundesrepu-
blik die Frage der Pornowelle eine so große Rolle 
spiele; das sei ihnen in ihrer Situation überhaupt 
nicht zugänglich. Ja, meine Damen und Herren, 
dort, wo man um die Menschenwürde wirklich rin-
gen muß, dort jenseits der Elbe sieht man die Auf-
gabe allerdings etwas anders. Ich glaube, wir müß-
ten uns ein wenig schämen vor den Deutschen jen-
seits der Elbe, wie wir hier mit diesen Problemen 
umgehen. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU.) 

Lassen Sie mich zum Schluß kommen. Meine Da-
men und Herren, in einem sehr kritischen Augen-
blick unserer Geschichte zu Anfang der 30er Jahre 
hat Reichsfinanzminister Dietrich angesichts der 
braunen Welle davon gesprochen, es sei nun die 

Entscheidung da, ob wir ein Staat sein wollten oder 
ein Haufen von Interessenten. Geistig ist der 
jetzige Augenblick vielleicht nicht minder kritisch. 
Die Welle, die jetzt hier auf uns zukommt, ist die 
von Schund und Schmutz. Ich meine, beim Sitten-
strafrecht und beim § 184 wird sich auch entschei-
den, ob wir Deutschen ein Kulturvolk sind oder in 
eine neue Barbarei versinken. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Zuruf von 
der CDU/CSU: Ausgezeichnet, Jaeger! — 

Lachen bei der SPD.) 

Vizepräsident Frau Funcke: Das Wort hat 
der Abgeordnete Dr. de With. 

Dr. de With (SPD) : Frau Präsidentin! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Gestatten Sie mir 
zunächst zwei Hinweise zu den Ausführungen von 
Herrn Eyrich und zu den Ausführungen von Herrn 
Jaeger. 

Es ist nicht ganz deutlich geworden, was Herr Ey-
rich zu der Anweisung des Bundesministers Möller 
sagte, die ich vorhin im Zusammenhang mit einem 
Urteil des Bundesgerichtshofes erwähnt habe. Ich 
darf hierzu zur Klarstellung feststellen: Der Bundes-
gerichtshof hat in seinem Urteil festgestellt, daß die 
Postbeschlagnahme von eingeführten unzüchtigen 
Schriften im selbständigen Einziehungsverfahren 
rechtswidrig ist. Ich gestatte mir, aus der Neuen 
Juristischen Wochenschrift, 1970, S. 2071, zu zitieren: 

Auch anläßlich der Einfügung des § 184 Abs. 1 
Nr. 1 a StGB hat der Gesetzgeber den Straf-
verfolgungsbehörden für die Beschlagnahme 
von eingeführten pornographischen Schriften 
keine Befugnisse eingeräumt, wie sie zur Siche-
rung der Beschlagnahme und Einziehung staats-
gefährdender Schriften für erforderlich gehalten 
wurden. ... Da die Einziehung auf der Verwer-
tung der in unzulässiger Weise erlangten Sen-
dungen beruht und ausgeschlossen ist, daß die 
Schriften in anderer Weise in ein Einziehungs-
verfahren eingeführt werden könnten, hat der 
Senat den Inhalt der Sendung freigegeben. 

Der Bundesminister hat lediglich einen rechtswidri-
gen Zustand beseitigt. Das ist seine Pflicht. Wir 
leben — insoweit stimme ich Herrn Jaeger zu — in 
einem sozialen Re  c h t s staat. 

(Beifall bei der SPD.) 

Nun zu den Ausführungen von Herrn Jaeger. Bei 
allem, was er ausgeführt hat, war er vielleicht un-
bewußt ganz amüsant, als er von der „Schlappheit 
der zuständigen Organe" sprach. Das war ganz 
sicher ein Ausrutscher. Aber es sind immerhin drei 
Anmerkungen nötig zu Themen, die doch zu denken 
geben. 

Wenn man sich die Rede von Herrn Jaeger ver-
gegenwärtigt, wird man das Gefühl nicht los, daß 
er einmal drauf und dran ist, Motivforschung bei 
sozialdemokratischen Abgeordneten und Ministern 
zu betreiben, und daß er sich zum zweiten zu wenig 
mit dem eigentlichen Gesetzestext und zu viel mit 
Pornographie befaßt. 

(Beifall bei der SPD.) 
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Wir Sozialdemokraten haben im übrigen das Offen-
legen unserer Denkprozesse bei Gott nicht zu fürch-
ten. 

Bei den Hinweisen auf die Äußerung von Bundes-
justizminister Jahn und des Parlamentarischen 
Staatssekretärs Bayerl, es könne erwogen werden, 
den § 184 zu streichen, haben Sie, Herr Jaeger, ver-
gessen — das kann man belegen —, zu sagen, daß 
beide immer davon gesprochen haben, daß dies ---
das Streichen des § 184 — nur möglich sei, wenn 
gleichzeitig das Gesetz über die Verbreitung jugend-
gefährdender Schriften bestehenbleibe und verbes-
sert werde. Das, meine ich, gehört dazu. Mir liegt 
im Protokoll eine entsprechende Äußerung , die 
Justizminister Jahn im Hessischen Rundfunk getan 
hat, vor. 

Auch Ihre Schlußfolgerung aus diesen unseren 
Vorgängen, daß wir unsere Denkprozesse offenlegen 
sollten, ist meiner Meinung nach nicht in Ordnung. 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Kollege, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage? 

Dr. de With (SPD) : Ich will nur meinen Gedan-
kengang zu Ende führen. Wenn Sie davon ausgehen 
— weil wir unsere Denkprozesse offengelegt 
haben --, daß wir Sozialdemokraten insoweit unse-
rer demokratischen Führungsaufgabe nicht gerecht 
würden, dann haben Sie ein falsches Verständnis 
von der demokratischen Führungspflicht. Wir mei-
nen, in einer Demokratie kann nicht im stillen Käm-
merlein ausgedacht und dann entschieden werden, 
wobei man dabei bleibt, auch wenn die Diskussion 
etwas anderes ergibt. Wir meinen, es entspricht 
einer demokratischen Führungsaufgabe, die Gedan-
ken preiszugeben, die Diskussion abzuwarten und 
sich dann zu entscheiden. Wir jedenfalls können 
uns diesen Stil erlauben. 

(Beifall bei der SPD.) 

Bitte schön, Herr Lenz! 

Dr. Lenz (Bergstraße) (CDU/CSU) : Herr Kollege 
de With, Sie haben soeben gesagt, die teilweise 
Freigabe der Pornographie sollte mit einem schärfe-
ren Jugendschutzgesetz beantwortet werden. Ist 
Ihnen folgende Stelle aus der Begründung des Re-
gierungsentwurfs bekannt: 

es muß u. a. damit gerechnet werden, daß das 
weit gestreute und billiger gewordene Material 
häufiger weggeworfen und von Kindern und 
Jugendlichen in der Öffentlichkeit oder im 
Haushalt der Eltern gefunden wird. 

Glauben Sie, an diesem Tatbestand hätte eine 
schärfere Fassung des Jugendschutzparagraphen et-
was ändern können? 

Dr. de With (SPD) : Ja, ich glaube daran. 
(Lachen bei der CDU/CSU.) 

Im übrigen kennen Sie ja das weitere Papier. Eines 
war doch bisher Grundsatz des Rechtsdenkens in der 
Bundesrepublik — das müßten Sie am besten wis-
sen, Herr Lenz —: daß man gewisse Schriften Ju

-

gendlichen vorenthält — deswegen das GjS —, 
Erwachsenen aber zugänglich macht. Dagegen hat 
sich bis heute auch keiner gewandt. 

Ich darf auf einen weiteren Punkt von Herrn 
Jaeger kommen, wo er meiner Meinung nach einen 
geistigen Purzelbaum geschlagen hat. Er sagte — ich 
habe das mitgeschrieben —: „Ich brauche Strafe für 
die, die keine Ethik haben." Das heißt doch, daß die 
meisten bei uns in der Bundesrepublik keine Ethik 
haben, da Sie ja strafen wollen. Wir Sozialdemo-
kraten sind da nicht so mißtrauisch. Das muß ich 
sagen. 

(Abg. Erhard [Bad Schwalbach] : Sind denn 
die meisten bei uns bestraft? — Abg. Dr. 

Ritz: D a s war ein Purzelbaum!) 

Nun zum eigentlichen Kern der Sache. Gestatten 
Sie mir, daß ich grundsätzlich das Vierte Straf-
rechtsreformgesetz in den Rahmen des Reformwerks 
stelle und dann noch einige Ausführungen zu kon-
kreten Punkten mache. 

Wir Sozialdemokraten begrüßen den Entwurf mit 
seinen weiteren Vorschlägen insbesondere aus drei 
Gründen. 

Erstens. Der Entwurf führt die im Jahre 1969 mit 
der Verabschiedung des Ersten und Zweiten Straf-
rechtsreformgesetzes begonnene und im Jahre 1970 
mit der Vollendung des Dritten Strafrechtsreform-
gesetzes fortgesetzte Strafrechtsreform konsequent 
und zügig weiter. Denken Sie daran, daß das derzeit 
geltende Strafgesetzbuch am 31. Mai 1870 für den 
Norddeutschen Bund erlassen und am 25. Mai 1871 
zum Strafgesetzbuch für das Deutsche Reich gewor-
den ist und daß in den seitdem vergangenen hun-
dert Jahren keine durchgängige Reform dieses Ge-
setzes erfolgte, obwohl die Reformbewegung bei-
nahe so alt ist wie das Strafgesetzbuch, nämlich 
hundert Jahre. Wenn auch viele Gedanken der 
Neuerer, z. B. von Franz Liszt und Radbruch, Ein-
gang gefunden haben, so blieb es doch bis zu einem 
gewissen Grade nur bei Flickwerk, und der Geist 
dieses Strafgesetzbuchs, mit dem wir es zu tun 
haben, blieb über weite Teile hinweg dem 19. Jahr-
hundert verhaftet. Wenn es dann im Jahre 1969 
unter Gustav Heinemann erstmals dem Gesetzgeber 
gelang, das Reformwerk in Bewegung zu setzen, 
besteht, so meinen wir, auch und erst recht für 
dieses Parlament kein Grund, einen Torso entstehen 
zu lassen. 

Gestatten Sie mir einen etwas saloppen Vergleich: 
Wenn die respektablen bürgerlichen Kleider des 
19. Jahrhunderts auch heute noch — natürlich mit 
anderem Schnitt — getragen werden können, so geht 
doch eigentlich keiner mehr gern mit dem Frack 
auf die Straße, und es paßt nicht, wenn er lediglich 
die steife Brust und den unbequemen Kragen durch 
ein weiches Oberhemd ersetzt. 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Kollege, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abge-
ordneten Lenz? 

Dr. de With (SPD) : Bitte schön! 
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Dr. Lenz (Bergstraße) (CDU/CSU) : Herr Kollege 
de With, ein Rechtsanwalt, den Ihre Fraktion auf-
gefordert hat, bei den Beratungen mitzuwirken, 
hat folgenden Satz an Ihre Fraktion geschrieben: 

Der wichtigste und am schwersteil wiegende 
Vorwurf gegen die Regierung besteht darin, 
daß die Regierung in hektischer Eile versucht, 
wirklich alles zu ändern. Dadurch ist eine totale 
Unsicherheit im Volk entstanden. 

Würden Sie mir darin beipflichten, daß Ihre Worte, 
die Sie soeben über das Strafgesetzbuch gesagt ha-
ben — mit der totalen Infragestellung alles dessen, 
was hundert Jahre alt ist —, diesem Vorwurf wei-
tere Munition geliefert haben? 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Wehner: 
Das war schwach!) 

Dr. de With (SPD) : Herr Lenz, ich kann dem 
keineswegs folgen. Ich glaube, mir würde es nicht 
schwerfallen, mit entsprechenden Zitaten Ihnen ge-
genüber — bloß vice versa — aufzuwarten. Ihre 
Auffassung ist es wohl — soll ich das daraus schlie-
ßen —, daß Sie hier dafür da sind, für eine Ver-
zögerung zu sorgen?! Ich hoffe, dem ist nicht so. 

Gestatten Sie, daß ich fortfahre! 

Zweitens ist der Entwurf der Bundesregierung 
zu begrüßen, weil er kontinuierlich die Grundsätze 
beibehält, unter denen das Erste Strafrechtsreform-
gesetz angetreten war. Wie beim Ersten Strafrechts-
reformgesetz läßt die Bundesregierung Straftatbe-
stände allein dann als gerechtfertigt zu, wenn es die 
Sozialschädlichkeit einer Handlung unter gebotener 
Güterabwägung erlaubt. Oder sollte von einer Mut-
ter mittels der Strafdrohung wegen Kuppelei ver-
langt werden, daß sie ihrer erwachsenen oder sexu-
ell schon selbständigen Tochter das Zimmer aufkün-
digt, weil diese mit einem Mann darin nächtigt? Das 
hätte doch zur Folge, daß diese Tochter dann ein 
anderes Zimmer mietet und dort unkontrolliert im 
Grunde genommen dasselbe tut. 

(Abg. Dr. Lenz [Bergstraße] : Herr Kollege 
Dr. de With, Herr Kollege Eyrich hat ein

-

deutig dazu Stellung genommen!) 

Außerdem will die Bundesregierung auch hier 
Strafen und Strafarten mehr als vordem nach indi-
viduellen Maßstäben ausrichten. Erscheint es nicht 
angemessener, einem Exhibitionisten durch eine 
großzügigere Bewährung die Chance einer endgül-
tigen Heilung zu gewähren, als durch bloßes Ein-
sperren den Dauerrückfall und die Gefahr der Ver-
stärkung der Kriminalität zu provozieren? 

Drittens muß der Entwurf begrüßt werden, weil 
er nicht, wie hier behauptet wurde, „liberalisiert", 
indem er unangebrachte Streichungen vornimmt 
oder Strafen in unzumutbarer Weise herabsetzt, son-
dern weil er — und darauf legen wir Wert — re-
formiert, indem er auch im Bereich von Ehe und 
Familie und im Sexualbereich die Grenzen des 
Staatlichen Strafanspruchs auf drei Ebenen neu 
zieht, und zwar nicht nach den Prinzipien staatlicher 
Kuratel in der Intimsphäre oder einseitig nach einer 
bestimmten Gruppenmoral, sondern nach dem Gebot 
des Schutzes sexueller Selbstbestimmung. 

So streicht der Entwurf, wenn eine Vorschrift in 
der Praxis nicht mehr angewandt wird oder nicht 
mehr notwendig erscheint, wie z. B. im Fall des 
Ehebruchs. 

(Abg. Dr. Hauser [Sasbach]: Von welchem 
Entwurf reden Sie jetzt?) 

So ändert der Entwurf, wenn eine Vorschrift un-
serer Zeit angepaßt werden muß. Oder soll es dabei 
bleiben, daß eine Personenstandsfälschung auch 
dann vorliegt, wenn jemand im gesellschaftlichen 
Verkehr eine Frau zu Unrecht als seine Ehefrau 
ausgibt? Wir meinen, dieser Staat verträgt es, daß 
eine Personenstandsfälschung nur dann angenom-
men wird, wenn tatsächlich die behördliche Fest-
stellung des Personenstandes in Gefahr ist. 

So verschärft und schafft dieser Entwurf auch neu, 
indem er z. B. bei der Vergewaltigung grundsätzlich 
zwei Jahre Mindeststrafe statt ein Jahr Mindest-
strafe einführt, hier also die geschlechtliche Selbst-
bestimmung in besonderem Maß schützt, und z. B. 
die Bestrafung im Falle des unverlangten Zusendens 
von Pornographie erstmals als eigenen Tatbestand 
bringt und damit auch hier die Pflicht, das Recht der 
Selbstbestimmung zu wahren, stärker als bisher in 
den Vordergrund rückt. 

(Abg. Dr. Lenz [Bergstraße] : Was sagen Sie 
zur Ehegattenkuppelei!) 

Gestatten Sie nach diesen allgemeinen Hinweisen 
noch einige konkrete Ausführungen zu den hier an-
stehenden vier Einzelbereichen. 

Beim Abschnitt Ehe und Familie könnte es zwei 
Streitpunkte geben, nämlich in der Frage der Auf-
hebung des Tatbestands der Vernachlässigung der 
Aufsichtspflicht noch nicht Achtzehnjähriger und bei 
der Änderung des Tatbestands der Blutschande. Die 
Bestrafung der Vernachlässigung der Aufsichtspflicht 
— dieser Tatbestand wurde übrigens erst 1940 ein-
geführt und gilt in dieser Form zur Zeit nur noch in 
der DDR und in Griechenland — 

(Abg. Erhard [Bad Schwalbach] : Bei uns gilt 
er doch auch!) 

bringt den Schutz eines Rechtsgutes, das nach unse-
rer Auffassung besser durch vormundschaftsgericht-
liche Maßnahmen geschützt werden kann. Wir mei-
nen, daß die Auffassung an Raum gewinnt, daß — 
ich zitiere wörtlich die Begründung des Entwurfs  — 
„die  Erziehung Jugendlicher in einem mit ihrem 
Lebensalter steigenden Maße auf Vertrauen und 
nicht auf Aufsicht beruhen sollte". 

Was die Bestrafung des Verschwägerteninzests an-
langt, ist es wohl offenkundig, daß dieser Tatbestand 
heute schon so durchlöchert ist, daß wir ihn uns 
schenken können. 

(Abg. Dr. Lenz [Bergstraße] : Woher wissen 
Sie das alles?) 

Bei den Tatbeständen der sexuellen Beziehung zu 
Abhängigen oder Minderjährigen seien einige kriti-
sche Anmerkungen gemacht. Es ist eigentlich nicht 
recht einzusehen, warum der Strichjunge bestraft 
werden soll, wenn die Dirne nach wie vor nicht mit 
Strafe bedroht wird. Es ist eigentlich auch nicht recht 
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einzusehen, warum in dem neuen § 175 Abs. 1 Nr. 1, 
nach dem ein Mann über 18 Jahren, der sexuelle Be-
ziehungen zu einem Mann unter 21 Jahren unterhält, 
bestraft werden muß, die Altersgrenze nicht generell 
auf 18 Jahre herabgesetzt werden kann. 

Im übrigen bedeutet es für jeden einen ein-
leuchtenden Fortschritt, daß der Tatbestand der 
sexuellen Beziehungen zu Abhängigen   früher 
Unzucht mit Abhängigen — unserer Zeit entspre-
chend formuliert werden wird. Bisher mußte zum 
Beispiel ein 25jähriger Coiffeur bestraft werden, 
der mit seiner 20jährigen Verlobten die geschlecht-
lichen Beziehungen auch dann fortsetzte, wenn diese 
ihm als Friseurlehrling zugeteilt wurde. Diese 
Doppelbödigkeit wollen wir abschaffen. 

Was die recht komplizierten Vorschriften der 
Kuppelei, der Förderung der Prostitution und der 
Zuhälterei anlangt, würde es zu weit führen, hier 
in erster Lesung Ausschußarbeit leisten zu wollen. 

(Abg. Dr. Lenz [Bergstraße] : Das wäre aber 
sehr interessant!) 

— Wenn Ihnen nichts Besseres einfällt als dieser 
Zwischenruf, Herr Lenz, ist das nicht sehr stark. — 

Nur so viel sei gesagt: Der mündige oder sexuell 
selbständige Bürger soll in seiner Intimsphäre nicht 
unnötig reglementiert werden. Geschützt wird in 
Zukunft nur noch vor der Gefahr des Mißbrauchs 
junger oder in Abhängigkeit stehender, unerfahre-
ner oder der Ausbeutung anheimfallender Men-
schen. Nach wie vor bleiben unter Strafe das Halten 
eines Bordells, eines bordellartigen Betriebs und 
das Zuführen noch nicht 21jähriger Mädchen zu 
Callgirl-Ringen. Auch die Zuhälterei wird nach 
wie vor mit Strafe bedroht. Es ist deshalb ausge-
schlossen, daß die Bundesrepublik zu einem Tum-
melplatz rüder Prostitutionsgeschäftemacherei wer-
den kann. 

(Abg. Vogel: Sie werden schon sehen!) 

Es darf jedoch auch hier eine kritische Anmer-
kung gemacht werden. Bei den heute zu beob-
achtenden Formen sich entwickelnder Zuhälterei ist 
es eigentlich nicht recht einzusehen, warum ledig-
lich die sogenannte männliche Zuhälterei gegenüber 
Frauen unter Strafe gestellt werden soll. Sollte hier 
nicht der Unterschied zwischen den Geschlechtern 
aufgegeben werden? Wir meinen, das wäre zuträg-
licher. 

(Abg. Vogel: Gibt es das auch?) 

Damit komme ich zur Pornographie, der Sie so 
viel Raum gewidmet haben. 

Abg. Dr. Lenz [Bergstraße] : Das scheint mir 
egalitärer Perfektionismus zu sein!) 

Herr Lenz, hier muß ich Ihnen uneingeschränkt ein 
Kompliment machen. Es ist der Opposition gelun-
gen, durch eine Überbetonung dieses an sich zweit-
rangigen Problems die Diskussion um das Vierte 
Strafrechtsreformgesetz gewaltig zu verkürzen, 
nämlich auf eine Vorschrift, den nunmehr berühmt-
berüchtigten § 184. 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Kollege, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage der Frau Abgeord-
neten Geisendörfer? 

Dr. de With (SPD) : Bitte schön! 

Frau Geisendörfer (CDU/CSU) : Herr Kollege, 
sind Sie nicht mit mir der Meinung, daß es kein 
Zufall ist, daß auch in der Öffentlichkeit 

(Abg. Vogel: Auch in der SPD!) 

die Diskussion so sehr um den § 184 geht, weil das 
Problem viel tiefer liegt als bloß bei den äußeren 
Erscheinungsformen? Es geht eigentlich um das 
Menschenverständnis; wir können uns im Ausschuß 
noch genauer darüber unterhalten. Es ist tiefer als 
das Vordergründige, das hier immer nur ange-
sprochen wurde. 

Dr. de With (SPD) : Gnädige Frau, mißverstehen 
Sie meine Antwort bitte nicht. Ich meine, es ist 
die Aufgabe von Politikern, gefühlsbetonter Argu-
mentation, die die Relation auch Fragen des Straf-
rechts verschiebt, entgegenzuwirken, auch wenn es 
im Moment unpopulär erscheint. 

(Beifall bei der SPD.) 

Wir werden daran gemessen, wie unsere Gesetze à 
la longue wirken. Daß die Pornographieregelung 
Probleme mit sich bringt, wird von uns nicht be-
stritten. Deswegen haben wir uns auch die Mühe 
gemacht, im Hearing sorgfältig zu erforschen, welche 
Gefahren und Möglichkeiten es gibt. Daß wir dar-
auf bedacht sind, dem, was im Hearing vorgebracht 
wurde — insbesondere von Hanack und Mitscher-
lich —, zu begegnen, haben Sie ja an den zusätz-
lichen Vorschlägen des Bundesjustizministers ge-
sehen. Ich meine, das sollte die Opposition begrüßen 
und nicht hämisch belächeln und zu einem bloßen 
Lernprozeß herabdrücken. Darin steckt unserer Mei-
nung nach — ich sage es noch einmal — Demo-
kratieverständnis. 

(Beifall bei der SPD. — Abg. Dr. Lenz 
[Bergstraße] : Wieviel Verständnis darin 
steckt, Herr Kollege de With, werden wir 
an der endgültigen Formulierung der Para-
graphen sehen! — Abg. Vogel meldet sich 

zu einer Zwischenfrage.) 

Vizepräsident Frau Funcke: Gestatten Sie 
eine Zwischenfrage des Abgeordneten Vogel? 

Dr. de With (SPD) : Nein, meine Zeit ist kurz be-
messen. Ich bin am Ende angelangt und möchte 
meine Ausführungen bald schließen. 

Noch ein Wort zur Pornographie. Ich wiederhole: 
Man soll hier die Relationen sehen. Trotz des bis-
herigen totalen Verbots der Herstellung und der 
Verbreitung von Pornographie ist Pornographie 
praktisch überall zu haben; ein Blick in die Aus-
lagen genügt. Wer danach noch die Reformbedürftig- 
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keif dieser Vorschrift verneint, steckt unserer Auf-
fassung nach seinen Kopf in den Sand. 

(Abg. Erhard [Bad Schwalbach] : Es geht um 
die Richtung der Reformen! — Abg. Rom

-merskirchen: Das ist Laissez-faire-Politik!) 

Nach den nunmehr vorliegenden Vorschlägen in 
Verbindung mit dem Entwurf der Bundesregierung 
ergibt sich kurz zusammengefaßt folgendes. 

Erstens. Der Jugendschutz wird verbessert, indem 
Bestimmungen aus dem Gesetz über die Verbreitung 
jugendgefährdender Schriften, einem Gesetz, das 
als Nebenstrafrecht gilt, in das Strafgesetzbuch 
hineingenommen werden, um auch optisch klarzu-
machen, daß Jugendschutz keine Nebensache ist. 

Zweitens. Wir wollen, daß der Erwachsene besser 
als bisher vor unverlangter Konfrontation mit Por-
nographie geschützt wird, und zwar auf zwei 
Ebenen: Schutz vor unverlangter Zusendung — des-
wegen führen wir hier eine neue Vorschrift ein —, 
zum anderen besserer Schutz vor der Konfrontation 
in der Öffentlichkeit. Deswegen ergreifen wir Maß-
nahmen über das Strafrecht oder das Ordnungs-
widrigkeitengesetz, durch die erreicht wird, daß 
Auslagen aus öffentlichen Wegen und Plätzen und 
von allgemein zugänglichen Orten — und darunter 
fallen auch Film und Fernsehen — mehr als bisher 
verbannt werden. 

(Beifall bei der SPD.) 

Und drittens: es bleibt bei dem totalen Herstel

-

lungs- und Verbreitungsverbot pornographischer 
Darstellungen, die im Zusammenhang mit Gewalt, 
mit Sodomie und mit Pädophilie stehen. Und wir 
haben, wie Sie wissen, im Verlaufe der Beratungen 
hier eine weitere Vorschrift eingefügt, die generell 
die Verherrlichung von Gewalt unter Strafe stellt. 

Wenn hier an diesem Punkt Herr Eyrich meint, 
unsere Vorstellungen widersprächen dem Gebot des 
Grundgesetzes, die Würde des Menschen zu schüt-
zen, so, meine ich, sieht er die Relation nicht richtig. 
Worin besteht denn die Würde des Menschen? Die 
Würde des Menschen besteht in allererster Linie 
darin, daß die Selbstbestimmung des Menschen nicht 
tangiert und angegriffen wird. Allerdings meinen 
auch wir, daß die Freiheit des einen nicht zur Un-
freiheit des anderen werden dürfe, 

(Beifall bei der SPD — Abg. Dr. Eyrich: 
Genau! Und da liegt der Punkt!) 

und deswegen haben wir uns dazu gefunden, derart 
differenzierende, unserer Meinung nach wirklich 
alles erfassende Vorschriften zu schaffen. Das Leben 
wird komplizierter; dem muß sich die Gesetzgebung 
anschließen. 

Wenn diese Regelungen, von denen wir wissen, 
daß sie die Kündigung einer internationalen Über-
einkunft nach sich ziehen — denn das steht schwarz 
auf weiß in unserem Entwurf —, in Kraft treten, 
dann, glauben wir, ist weder mit einem Aufschwap-
pen von Pornographie noch damit zu rechnen, daß 
unsere Jugend mit Pornographie überflutet wird. Auf 
der anderen Seite kann dann der Erwachsene, wenn  

er es schon will, Pornographie — und zwar die soge-
nannte einfache Pornographie — 

(Abg. Vogel: Was heißt hier „einfach"?) 

in seinen vier Wänden konsumieren, ohne daß sich 
dadurch vorher ein anderer strafbar macht. 

(Abg. Vogel: Diese „einfache Pornographie" 
hat Herr Jaeger ja zutreffend beschrieben!) 

Der Staat hat in unserer Zeit weder die strafrecht-
liche Zuchtrute über Ehe und Familie zu schwingen 
noch das Auge des Großen Bruders auf unsere 
Schlafzimmer zu richten. 

(Abg. Vogel: Wer tut das denn? — Abg. 
Dr. Schmidt [Wuppertal] : Hauen Sie ihn 
doch tot! — Abg. Erhard [Bad Schwalbach] : 

Wer ist denn eigentlich verstaubt?) 

Der Staat hat sich vielmehr darauf zu beschränken 
— und das kann manchmal auch eine Ausweitung 
des Strafrechts bedeuten —, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Bauen Sie hier 
doch keinen Türken auf!) 

— hören Sie doch erst einmal zu! — die ungestörte 
sexuelle Entwicklung des jungen Menschen und die 
sexuelle Selbstbestimmung des mündigen Bürgers 
vor Eingriffen und vor Ausbeutung durch Dritte zu 
schützen. 

(Zuruf des Abg. Dr. Wörner.) 

— Ich meine, Herr Wörner könnte sich Zwischen-
rufe ersparen, nachdem er in seiner Haushaltsrede 
in bezug auf das Strafrechtsreformgesetz nur einen 
Satz gebraucht hat, der letztlich die Pornographie 
zum Gegenstand hatte und nichts weiter. 

(Erneuter Zuruf des Abg. Dr. Wörner.) 

— Hören Sie einmal dem zu, Herr Wörner, was ich 
gleich sage! 

(Abg. Dr. Wörner: Wollen Sie der Aussage 
widersprechen, die ich dort gemacht habe?) 

Es entspräche deshalb dem Ernst dieses heiklen 
Themas, wenn Andersdenkende ihre Auffassungen 
kühl und sachlich vortrügen und nicht den Versuch 
unternähmen, mit emotional geladenen Appellen 

(Abg. Rommerskirchen: Aber auch nicht mit 
Pappkameraden!) 

die in vielen Fällen ja sehr gefühlsmäßig reagie-
rende Öffentlichkeit auf ihre Seite zu ziehen. Wir 
Sozialdemokratien sind gleichwohl auch und gerade 
in diesem Punkt immer gesprächsbereit. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Frau Funcke: Das Wort hat 
der Herr Abgeordnete Kleinert. 

Kleinert (FDP) : Frau Präsident! Meine sehr ge-
ehrten Damen und Herren! Herr Birkenmaier hat in 
der heutigen „Stuttgarter Zeitung" geschrieben: 

Es ist wissenschaftlich nicht erwiesen, daß der 
Gebrauch von Pornographie abstumpft, mit 
Sicherheit tut es aber die Debatte darüber. 
(Heiterkeit und Beifall bei den Regierungs-

parteien.) 
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Ich knüpfe daran das Versprechen, mich hier mög-
lichst kurz zu fassen. 

(Zustimmung bei den Regierungsparteien.) 

Es ist wieder einmal nicht so recht deutlich ge-
worden, wo jetzt die Opposition steht. Zugegeben 
--- Sie haben uns das schon öfter erklärt —: die 
Vorschläge müssen von der Regierung kommen, 
die Formulierungen auch. Aber es wäre schon ganz 
gut gewesen, wenn Herr Eyrich einmal präzisiert 
hätte, wie es sich gesetzlich auswirken soll, daß 
Sie einerseits keinem Menschen bestreiten, das, was 
man Pornographie nennt, in seinem privaten Be-
reich zur Kenntnis zu nehmen, es sich auch zu ver-
schaffen usw., und wie Sie dann andererseits die 
diversen Bedenken, die Sie geltend gemacht ha-
ben und die zum Teil durchaus grundsätzlich for-
muliert waren, mit dieser zunächst einmal liberal 
erscheinenden Erklärung verbinden wollen. Sie, 
Herr Kollege Eyrich, haben die Strecke im Slalom 
durchfahren. Herr Kollege Jaeger, und darum sage 
ich diesen Satz noch vorher, ist dann mehr zur 
Schußfahrt übergegangen und hat uns mit erfri-
schender Deutlichkeit mehr Klarheit darüber ge-
bracht, was Sie eigentlich wollen, nämlich bei einer 
absolut repressiven Grundhaltung zu dem ganzen 
Thema bleiben, die Sache in Grund und Boden als 
den Untergang des Abendlandes hinzustellen, als 
einen Wendepunkt der abendländischen Geschichte. 
Hier sind bemerkenswerte Vergleiche gebracht 
worden; man kann es sich kaum erklären, wie ein 
so bedeutender Mann wie Herr Kollege Jaeger 
den Mut aufbringt, hier bei einem vergleichsweise 
läppischen Vorgang gleich die größten Dinge der 
letzten 50 Jahre mit als Vergleich heranzuziehen. 
Aber wenn Sie dazu noch weiter Stellungnahmen 
abgeben wollen, — bitte! 

Dr. Jaeger (CDU/CSU) : Herr Kollege, Sie sagen, 
die Opposition habe ihre gesetzgeberische Haltung 
nicht konkretisiert. Haben Sie denn überhört, daß 
ich gesagt habe: Unser Vorschlag zu § 184 ist der 
des Bundesrates!? Das ist doch eine klare rechtliche 
Formulierung. Darf ich zweitens zu Ihrer Bemerkung 
fragen: Ist Ihnen nicht klar, daß ich gar nicht vom 
Untergang des Abendlandes gesprochen habe, son-
dern vom Untergang der Kultur, und das nicht mit 
meinen Worten, sondern mit den Worten des Herrn 
Ministers Figgen von der SPD? 

Kleinert (FDP) : Das setzen wir gleich. So wichtig 
ist uns diese Kultur, daß wir das völlig gleich 
sehen würden. Herr Kollege Jaeger, es ist Ihnen 
eben natürlich ein Mißgeschick passiert. Ich habe 
ja gerade noch den Satz mit dem Vergleich von der 
Schußfahrt gesagt, mit dem ich Ihnen die größere 
Klarheit bescheinigt hatte im Gegensatz zu dem 
Slalom, den der Kollege Eyrich zuvor gefahren 
hatte. Ich habe also Ihre Äußerungen nicht als un-
klar beanstanden wollen, habe das auch nicht getan. 

(Abg. Dr. Jaeger: Wie mich das freut!) 

Sie argumentieren derart — und das tun Sie in der 
ganzen Öffentlichkeit —, daß diese „spontanen" 
Reaktionen erscheinen, deren „Spontaneität" beson

-

ders am gleichen Wortlaut der Briefe und der ver-
einfachten Handhabung durch jeweilige Aufführung 
von 50 Unterschriften zu erkennen ist und deren 
Absender sich fast ausschließlich im Sünden unseres 
Vaterlandes befinden. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Stimmt aber 
nicht!) 

— Ich kann das aus der Erfahrung auf Grund der mir 
zugehenden Post sagen. Ich sage das nicht polemisch, 
sondern das habe ich mir angeguckt. So sieht es aus. 
Ich kann Ihnen das vorlegen, und ich kann das be-
weisen. 

Aber gehen wir einmal weiter. Diese „spontanen" 
Unruhekundgebungen, die wir auf anderen Gebieten 
auch schon erlebt haben, beruhen auf der Argu-
mentation, daß in Zukunft angeblich eine Welle von 
Pornographie den armen Staatsbürger anbrandet, 
gegen die er sich nicht wehren kann. Ich meine, das 
heißt doch die Dinge auf den Kopf stellen oder mit 
Hilfe eines Blindenhundes, aber keineswegs der 
eigenen Augen durch unsere Städte gehen. Was 
sich in den letzten 20 Jahren auf diesem Gebiet ent-
wickelt hat, was Sie heute auf jedem Bahnhofsplatz 
einer deutschen Großstadt bei einem flüchtigen Um-
sehen an Zumutungen nicht nur bildhafter, sondern 
auch schon rein textlicher Art geboten bekommen, 
das ist etwas, was uns jedenfalls ganz ausdrücklich 
zuwider ist als „Schmuck" unserer Städte. Das ist 
aber nicht eine Sache, die etwa irgendwann auf Sie 
zukommen könnte, sondern es ist eine Sache, die 
in den letzten 20 Jahren gewachsen ist. 

Ich habe einmal darüber nachgedacht, wie das 
alles bei dem so hervorragenden § 184, den wir 
haben, zustande gekommen sein mag, und bin bei 
der Betrachtung der Entwicklung gerade im Bereich 
des Kinowesens auf einige Namen gestoßen von 
Herren, die ich für nicht ganz unschuldig an dieser 
Entwicklung halte. Das fängt an mit dem Kaplan 
Klinkhammer, der seinerzeit weiße Mäuse und 
Stinkbomben gegen den heute sicherlich allgemein 
als jugendfrei angesehenen Film „Die Sünderin" ein-
setzte. Das setzte sich fort mit Herrn Wuermeling, 
der sich Mitte der fünfziger Jahre mit einem Vor-
schlag über die Volkszensur Verdienste erwarb, der 
dann auch den Bundestag ausgiebig befaßt hat. Als 
nächstes hatten wir dann 1965 bzw. beginnend 1964 
die Aktion Saubere Leinwand Ihres Kollegen Süster-
henn. In einem gewissen Maß möchte ich auch die 
heutige Auslassung von Herrn Kollegen Jaeger 
noch mit in dieses Bild stellen. Mitte der fünfziger 
Jahre, um das ergänzend vorzutragen, war im 
übrigen für die sauberen Verhältnisse auf der Lein-
wand bei Ihnen der Kollege Muckermann zuständig. 

(Heiterkeit bei den Regierungsparteien.) 

Jedenfalls meine ich, man kann nicht daran vorbei-
gehen, daß wir heute Zustände haben, die nicht 
wünschenswert sind, die uns in der Öffentlichkeit 
konfrontieren mit Dingen, die sich jeder gern soll 
angucken können, die wir aber nicht in fünf mal 
drei Meter — oder wie die Formate sein mögen --
an den Hauswänden in der Innenstadt sehen wollen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das wollen auch 
die nicht, die Sie genannt haben!) 
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Kleinert 
-- Nein, die wollten das sicher nicht. Offenbar muß 
ich Ihnen das doch noch etwas genauer erklären. 
Die, die ich eben nannte, haben sich durch jeweils 
absolut überzogene Äußerungen bei 90 % unserer 
Bevölkerung so lächerlich gemacht, daß der gesunde 
Kern der Bestrebungen dadurch ad absurdum ge-
führt worden ist. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Infolge dieser Aktionen ist es möglich geworden, 
daß die Dinge mit einem immer neuen Schwung 
dahin gekommen sind, wo sie jetzt in Reaktion auf 
diese überzogenen Aktionen stehen. 

(Zurufe von der CDU/CSU.) 

Ich sehe darin einen wesentlichen Antrieb für diese 
Entwicklung. 

Wir überlegen uns nun, wie wir die Sache in den 
Griff bekommen können. Und da sagt Herr Kollege 
Jaeger: Das ist alles überhaupt nicht möglich; das 
widerspricht den Grundsätzen unserer Ethik; wir 
haben zwar hier nicht die Kirchen zu verteidigen, 
aber wir haben das Sittengesetz zu verteidigen. — 
Nun,  ich glaube, das Sittengesetz, das Sie hier 
vertreten zu müssen meinen, wird doch außerordent-
lich stark von einer gewissen Seite bestimmt, star-
ker als es bei objektiver Würdigung der Aufgaben 
des Staates richtig wäre. 

(Abg. Dr. Jaeger: Vom Grundgesetz!) 

Aber sei dem, wie es wolle. 

(Abg. Vogel: Überlegen Sie sich das noch 
einmal, was Sie da gerade gesagt haben!) 

In den meisten Fällen hat doch keine Regierung, 
keine Länderregierung und auch keine Staatsanwalt-
schaft es verhindern können, daß Filme dieser über-
aus geistreichen Art, die doch nicht nur Porno, son-
dern unanständig dumm sind — sie werden ja in der 
Gegend von München hergestellt, von einem ge-
wissen Herrn Brummer , in unsere Filmtheater 
kamen. 

Jetzt kommen wir zu einem etwas ernsteren Ar-
gument, zu einer wichtigeren Überlegung: Wie kann 
man die Dinge überhaupt in den Griff bekommen? 
Wir haben bisher versucht, mit einer viel zu stump-
fen und zu großen Waffe gleichzeitig auf zwei Dinge 
zu schlagen, bzw. wir wären bei ihrer Anwendung 
gezwungen gewesen, gleichzeitig gegen den Konsum 
derartiger Dinge in der Privatsphäre und gegen die 
öffentlichen Erscheinungen vorzugehen. Weil man  

das eine nicht mehr für zeitgerecht, überhaupt nicht 
für vertretbar hielt, andererseits aber eben nur ein 
Instrument hatte, mit dem man konsequenterweise 
beides, nämlich die Lektüre in der Privatsphäre und 
die öffentlichen Erscheinungen, gleichzeitig hätte be-
kämpfen müssen, hat man beides unterlassen. Ich 
glaube, der Vorschlag des Bundesjustizministeriums, 
hier endlich eine reinliche Trennung zu schaffen, er-
möglicht wieder die Anwendung der Waffen, die 
wegen der ungleichen Opfer heute nicht mehr ge-
nutzt werden, 

(Beifall bei den Regierungsparteien) 

so daß wir dazu kommen, zu sagen: in der Privat-
sphäre hat keiner etwas verloren. Das wird jetzt 
eindeutig freigegeben. Wir vermögen die grund-
sätzlichen Bedenken, die andernorts aus konfessio-
nellen oder religiösen Erwägungen bestehen, nicht 
zu teilen. In der öffentlichen Sphäre sind wir dann 
aber wegen Fehlens dieses Doppeleffekts frei, ein 
neugeschaffenes Instrumentarium mit bedeutend 
besserer Wirkung einzusetzen. Das ist die Absicht, 
die hier verfolgt wird und die jedenfalls ein Jurist 
klar erkennen kann. Es ist wirklich nicht gut, daß 
Sie diese vernünftige Absicht, deren Verwirklichung 
zu dein von uns gemeinsam verfolgten Ziel führen 
soll, in der Öffentlichkeit diskreditieren, indem Sie 
die Dinge ganz plump und bewußt in ein und den-
selben Topf werfen, um Stimmung zu machen, und 
damit den guten Zweck unserer jetzigen Absichten 
gefährden. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Frau Funcke Meine Damen 
und Herren, wird noch das Wort gewünscht? — Das 
ist nicht der Fall. 

Der Ältestenrat hat vorgeschlagen, den Gesetz-
entwurf an den Sonderausschuß für die Strafrechts-
reform — federführend — und an den Ausschuß für 
Jugend, Familie und Gesundheit zur Mitberatung zu 
überweisen. Wer mit dieser Überweisung einver-
standen ist, den bitte ich um das Handzeichen. — 
Gegenprobe! — Enthaltungen? — Die Überweisung 
ist beschlossen. 

Damit sind wir am Ende unserer Tagesordnung. 

Ich berufe die nächste Sitzung ein auf Mittwoch, 
den 10. März 1971, 9 Uhr. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 13.40 Uhr.) 
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Anlage 2 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Logemann 
vom 4. März 1971 auf die Mündlichen Fragen des 
Abgeordneten Dr. Früh (CDU/CSU) (Drucksache 
VI/ 1882 Fragen A 3 und 4) : 

Kann die Bundesregierung die Meldung im „Ernährungsdienst" 
vom 2. Februar 1971 bestätigen, daß das Getreideangehot in dei 
EWG einschließlich der übernommenen Vorräte den niedrigsten 
Stand seit 1966 erreicht hat und uni 9 Millionen t unter dem 
Vorjahresstand bleibt? 

Ist die Bundesregierung bereit, der Öffentlichkeit eine Bilanz 
der Getreideversorgung der EWG unter besonderer Berücksichti-
gung der benötigten Einfuhrmengen von Futtergetreide vorzu-
legen? 

Ihre erste Frage beantworte ich mit nein. 

In der Meldung des Ernährungsdienst vom 
2. 2. 1971 wird „das Getreideangebot in Europa" 
--- also nicht nur dasjenige der EWG - angespro-
chen. 

In der EWG liegt das verfügbare Marktangebot 
(Anfangsbestände und voraussichtliche Verkäufe der 
Landwirtschaft) der wichtigsten Getreidearten 
Weichweizen, Roggen, Gerste und Mais zusammen-
genommen mit schätzungsweise 43 Mill. t im Wirt-
schaftsjahr 1970/71 um rund 4 Mill. t unter dem-
jenigen der beiden voraufgegangenen Jahre. Es 
übersteigt jedoch noch geringfügig die verfügbaren 
Mengen des Wirtschaftsjahres 1967/68. 

Ihre zweite Frage kann ich mit ja beantworten. 

Die Bundesregierung hat stets betont, daß die 
EWG, nimmt man alle Getreidearten zusammen, 
noch einen Zuschußbedarf hat. Dieser Zuschußbedarf 
belief sich im Durchschnitt der Wirtschaftsjahre 
1960/61 bis 1962/63 auf 10 Mill. t netto und im 
Durchschnitt der Wirtschaftsjahre 1967/68 bis 1969/70 
auf knapp 6 Mill. t netto. 

Hierbei stand - vom laufenden Getreidewirt-
schaftsjahr abgesehen - in den letzten Jahren re-
gelmäßig Überschüssen an Weichweizen (5-6 Mill. t) 
und Gerste (1-1,5 Mill. t) ein Zuschußbedarf vor 
allem -an Mais gegenüber. 

Die jüngste Entwicklung - nämlich die relativ 
geringen Ernten an Weichweizen und Gerste des 
Jahres 1970 - darf nach Meinung der Bundesregie-
rung jedoch noch nicht als Tendenzumschwung an-
gesehen werden. Die bisher verfügbaren Informa-
tionen lassen für die Ernte 1971 wieder eine starke 
Ausdehnung der Weichweizen- und Gerstenerzeu-
gung und damit bei diesen Getreidearten wieder 
umfangreichere Überschüsse erwarten. 

Die Bundesregierung wird diese Zahlen der 
Öffentlichkeit bekanntgeben. 
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Anlage 3  

Schriftliche Antwort  

des Parlamentarischen Staatssekretärs Rosenthal  
vom 4. März 1971 auf die Mündliche Frage des  
Abgeordneten Schlee (CDU/CSU) (Drucksache VI /1882  
Frage A 34) :  

Unter Hinweis auf die in der „Welt" vom 19. Februar 1971 
veröffentlichte Erklärung des Bundesaußenministers zu höheren 
Textilimporten aus Japan frage ich die Bundesregierung, ob 
bereits konkrete Vorstellungen darüber bestehen, wie es zu 
praktizieren sei, daß die EWG sich gegen vermehrte Einfuhr 
von Textilien aus Japan nicht sträuben, eine „Deroutierung" der 
westeuropäischen Textilindustrie jedoch nicht zulassen werde? 

Der Rat der Europäischen Gemeinschaften hat am 
27. Oktober 1970 einstimmig eine Erklärung gefaßt, 
wonach die Gemeinschaft bereit ist, zur Vermeidung 
von Störungen der internationalen Handelsbezie-
hungen „im konktruktiven Geiste eine positive 
Lösung für die sich stellenden konkreten Fragen bei  
Textilien zu suchen". 

Ein derartiger Beitrag könnte in einem Stillhalten 
der Gemeinschaft bestehen unter der Voraussetzung, 
daß angemessene Zuwachsraten zwischen den USA 
und Japan auf der Basis des bisherigen Volumens 
der amerikanischen Einfuhren aus Japan und eine 
zeitliche Befristung vereinbart werden. 

In einem solchen Falle ist nicht mit gravierenden 
Rückwirkungen zu rechnen, die zu Störungen auf 
den europäischen Märkten fuhren könnten. 

Würde ein Selbstbeschränkungsabkommen USA—
Japan nicht diesen Voraussetzungen entsprechen, so 
 würde über konkrete Maßnahmen, die zu treffen 
seien, erst dann entschieden werden, wenn die Ein-
zelheiten der Vereinbarung zwischen USA und 
Japan bekannt sind. Hierbei würde die Bundesregie-
rung die berechtigten Interessen unserer Textil-
industrie ebenso im Auge haben wie die Erhaltung 
eines funktionsfähigen Welthandels. 

Anlage 4  

Schriftliche Antwort  

des Parlamentarischen Staatssekretärs Rosenthal 
vom 3. März auf die Mündliche Frage des Ab-
geordneten Urbaniak (SPD) (Drucksache VI /1882 

 Frage A 35) : 
Treffen Pressemeldungen zu, daß die Bundesregierung die 

staatlichen Investitionshilfen für den Bergbau und die Koks-
kohlenbeihilfe für die Stahlindustrie, die in der mittelfristigen 
Finanzplanung aufgenommen worden sind, zu streichen beab-
sichtigt? 

Ihre Frage beantworte ich mit nein. Erst im Sep-
tember wird die Bundesregierung den Entwurf des 
Haushaltsplanes 1972 sowie die mittelfristige 
Finanzplanung bis 1975 verabschieden und damit 
auch über die Kokskohlenbeihilfe und die Inve-
stitionshilfe entscheiden. 

In der derzeitigen Finanzplanung für die Jahre 
1972 bis 1974 ist für die Kokskohlenbeihilfe ein 
Leertitel ausgebracht. Für die Investitionshilfe sind 
Beträge von 36,7 Millionen DM in 1972, 6,7 Mil-
lionen DM in 1973 und 1,7 Millionen DM in 1974 
vorgesehen. 

Das Bundeswirtschaltsministerium sieht die zu-
kunftsweisende Bedeutung der Investitionshilfe für 
die Gesundung des Steinkohlenbergbaus und wird 
sich deshalb für eine Fortführung dieser Hilfe in 
bisheriger Höhe einsetzen. 

Bei der Kokskohlenbeihilfe bietet sich der Ansatz 
eines Leertitels für die Jahre 1972 bis 1975 an, 
weil heute nicht zu übersehen ist, ob sich hier in 
den folgenden Jahren eine Differenz zwischen den 
Weltmarktpreisen und den deutschen Kokskohlen-
preisen ergeben wird. Gegenwärtig besteht nach 
Auffassung der Bundesregierung kein Anlaß zur 
Bereitstellung von Haushaltsmitteln für diesen 
Zweck. Sollte sich die Marktlage ändern, wird die 
Bundesregierung in eine erneute Prüfung eintreten. 

Anlage 5  

Schriftliche Antwort  

des Bundesministers Frau Strobel vom 4. März 
1971 auf die Mündlichen Fragen des Abgeordneten 
Dr. Schmitt-Vockenhausen (SPD) (Drucksache VI /1882 
Fragen A 50 und 51) : 

Wie haben sich in den letzten Jahren zahlenmäßig die Apo-
thekeneinbrüche entwickelt? 

Welche konkreten Schritte und Vorschläge ergeben sich aus 
diesen Zahlen? 

Die Bundesopiumstelle registrierte in den Jahren 
1966-1968 pro Jahr etwa 20 30 Einbrüche in Apo-
theken. Im Jahre 1969 stieg die Zahl auf 98 und im 
Jahre 1970 auf 478 an. Im Januar 1971 wurden be-
breits 62 Einbrüche gemeldet. 

In der Antwort auf Ihre Frage für die Fragestunde 
am 4. Februar 1971 hatte die Bundesregierung auf 
die Änderung der Apothekenbetriebsordnung und 
auf Anweisungen an die Polizeiorgane durch die 
Innenminister der Länder hingewiesen. Nach Arti-
kel 2 der Änderungsverordnung zur Apothekenbe-
triebsordnung ist der Apotheker innerhalb einer 
Frist, die von der zuständigen Landesbehörde be-
stimmt wird, verpflichtet, Betäubungsmittel durch 
geeignete Einrichtungen gegen Diebstähle zu sichern. 
Ich habe die obersten Gesundheitsbehörden der 
Länder gebeten, diese Frist möglichst kurz zu setzen 
und den Ländern vorgeschlagen, gemeinsam zu prü-
fen, welche weiteren Maßnahmen zur Verhinderung 
von Einbrüchen in Apotheken getroffen werden 
können.  

Die Bundesregierung ist davon unterrichtet, daß 
die zunehmenden Diebstähle von Betäubungsmitteln 
dazu geführt haben, daß die Apothekenleiter be-
strebt sind, die Bestände an Betäubungsmitteln so-
weit zu beschränken, wie dies ohne Gefahr für die 
Arzneimittelversorgung möglich ist. Diesem Bestre-
ben soll bei der vorgesehenen Änderung des Bun-
desopiumgesetzes zusätzlich noch dadurch Rechnung 
getragen werden, daß durch Vereinfachung des der-
zeitigen Bezugsscheinverfahrens der Bezug kleinerer 
Mengen von Betäubungsmitteln erreicht wird. 
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Anlage 6 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Frau Strobel vorn 5. März 1971 
auf die Mündliche Frage des Abgeordneten Dr. Gruhl 
(CDU/CSU) (Drucksache VI /1882  Frage A 56) : 

Was  Trat die Bundesregienu rg getan, um den von der Staats-
anwaltschaft Aachen anläßlich der Einstellung des Contergan-

Pr ozesses am 18. Dezember 1970 geäußerten Zweifel, „daß das 
Bundesgesundheitsamt während der Tatzeit Von seiner perso-

nellen Besetzung sowie den uhm zur Verfügung stehenden ge-
setzlichen Kompetenzen her imstande gewesen ist, den sich 
abzeichnenden Gefahren auf dein Arzneimittelsektor mit der 
nötigen Schnelligkeit und Gründlichkeit zu begegnen", für die 
Zukunft auszuräumen und sicherzustellen, daß Katastrophen 
durch ungenügend geprüfte Arzneimittel vom Ausmaß der 
Thalidomidschäden nach menschlichem Ermessen ausgeschlossen 
sind? 

Das Arzneimittelgesetz ist auf Grund der Schäden, 
die mit der Anwendung von Contergan in Zu-
sammenhang gebracht werden, durch Gesetz vom 
23. Juni 1964, die sog. Contergan-Novelle, geändert 
worden. Hierdurch sind u. a. die Vorschriften über 
die Registrierung von solchen Arzneimitteln ver-
schärft worden, deren Wirksamkeit in der medizini-
schen Wissenschaft nicht allgemein bekannt ist. Der 
Anmelder eines solchen Arzneimittels ist verpflich-
tet, einen ausführlichen Bericht über die pharma-
kologische und klinische Prüfung mit Unterlagen 
über die durchgeführten Prüfungen sowie die Er-
klärung vorzulegen, daß sein Arzneimittel entspre-
chend dem jeweiligen Stand der wissenschaftlichen 
Erkenntnisse ausreichend und sorgfältig geprüft 
worden ist. 
Das Bundesgesundheitsamt prüft den Bericht und 

die vorgelegten Unterlagen an Hand von Richtlinien, 
B) die von der Deutschen Pharmakologischen Gesell- 

schaft und von der Deutschen Gesellschaft für Innere 
Medizin erarbeitet worden sind und die durch den 
von mir am 17. Januar 1969 berufenen Beirat Arz-
neimittelsicherheit jeweils den neuesten Erkennt-
nissen der Wissenschaft angepaßt werden. Es lehnt 
die Eintragung von Arzneimitteln ab, wenn sich aus 
den vorzulegenden Unterlagen ergibt, daß das Arz-
neimittel schädliche Wirkungen hervorruft, die über 
ein nach den Erkenntnissen der medizinischen Wis-
senschaft vertretbares Maß hinausgeht. 

Durch die Gesetzesänderung von 1964 wurde 
außerdem bestimmt, daß Arzneimittel mit Stoffen in 
der medizinischen Wissenschaft nicht allgemein be-
kannter Wirksamkeit für die Dauer von drei Jahren 
nur auf ärztliche Verschreibung abgegeben werden 
dürfen. 
Auf Grund der Erfahrungen, die bei der Anwen-

dung der seit 1964 bestehenden Vorschriften gemacht 
worden sind, und an Hand der inzwischen gewonne-
nen wissenschaftlichen Erkenntnisse wird zur Zeit 
ein weiteres Änderungsgesetz zum Arzneimittel-
gesetz vorbereitet. 
Zu der personellen Situation im Bundesgesund-

heitsamt ist zu sagen, daß die notwendige Verstär-
kung mit Pharmakologen bereits vorgenommen, 
teils noch weitergeführt wird. 
Die finanziellen Voraussetzungen für Maßnahmen 

zur Verstärkung der Arzneimittelsicherheit sind 
durch Bereitstellung der notwendigen Haushalts-
mittel in Höhe von 915 000 DM im laufenden Haus-
haltsjahr geschaffen worden. 

Anlage 7 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Frau Strobel vom 4. März 1971 
auf die Mündlichen Fragen des Abgeordneten Len-
zer (CDU/CSU) (Drucksache VI /1882 Fragen A 57 
und 58) : 

Trifft es zu, daß die Bundesregierung durch Rechtsverordnung 
sicherstellen kann, daß die Einbeziehung der landwirtschaftlich-

technischen Assistenten in das Ausbildungsförderungsgesetz er-
folgen kann, nachdem von der hessischen Landesregierung die 
Ausbildung zum landwirtschaftlich-technischen Assistenten als 
gleichwertig mit dem Besuch einer Fachschule im Sinne des 
Ausbildungsförderungsgesetzes anerkannt wurde? 

Wann ist mit dem Erlaß einer derartigen Rechtsverordnung 
durch die Bundesregierung zu rechnen? 

Durch eine Anfrage beim Hessischen Kultus-
minister ist klargestellt worden, daß die Ausbildung 
zu landwirtschaftlich-technischen Assistenten nicht 
als gleichwertig mit dem Besuch einer Fachschule im 
Sinne des Ausbildungsförderungsgesetzes anerkannt 
worden ist. Die Ausbildungsstätten in Hessen sind 
vielmehr ebenfalls keine Schulen im Sinne des 
hessischen Schulrechts. Die Bearbeitung derartiger 
Anträge auf Förderung nach dem Ausbildungs-
förderungsgesetz ist daher in Hessen wie in an-
deren Bundesländern im Hinblick auf den Erlaß 
der Verordnung zunächst zurückgestellt worden. 

Die Bundesregierung beabsichtigt, den Besuch 
von Ausbildungsstätten für landwirtschaftlich-
technische, biologisch-technische und milchwirt-
schaftlich-technische Assistenten durch eine Ver-
ordnung nach § 2 Absatz 2 Ausbildungsförderungs-
gesetz in den Förderungsbereich des Gesetzes ein-
zubeziehen. 

Die Vorarbeiten für den Entwurf dieser Ver-
ordnung sind im Gange. Die Obersten Landes-
behörden für Ausbildungsförderung sind mit 
Schreiben vom 1. Februar 1971 aufgefordert worden, 
die notwendigen Nachprüfungen anzustellen und 
das erarbeitete Material an das Bundesministerium 
für Jugend, Familie und Gesundheit zu übersenden. 
Auf die Eilbedürftigkeit des Vorhabens ist hin-
gewiesen worden. Mit dem Erlaß einer derartigen 
Rechtsverordnung durch die Bundesregierung ist 
daher noch in diesem Frühjahr zu rechnen. 

Anlage 8 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Frau Strobel vom 4. März 1971 
auf die Mündliche Frage des Abgeordneten Dröscher 
(SPD) (Drucksache VI /1882 Frage A 59): 

Wäre es angesichts der kürzlich erneut wieder festgestellten 
erheblichen aus dein Ausland importierten Mengen an gefälsch-
tem Wein nicht zweckmäßiger eine bundeseinheitliche und bun-
desweite (vielleicht auf Vereinsbasis arbeitende) Weinkontrolle 
zu schaffen und sie mit dem notwendigen technischen Gerät 
auszustatten, als die jetzige Länderregelung beizubehalten, und 
würde es nicht dem Schutz sowohl der deutschen Erzeuger 
als der Verbraucher dienen, wenn die Bundesregierung entspre-
chende Verhandlungen mit den Ländern aufnehmen würde? 
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Bei der Beratung des Weingesetzes 1969 in den 
Ausschüssen des Deutschen Bundestages ist die Ein-
richtung einer einheitlichen und bundesweiten 
Weinkontrolle bereits eingehend erörtert worden. 
Es bestand damals Einmütigkeit darüber, daß sie 
durch dieses Gesetz nicht angestrebt werden sollte. 

Die Weinkontrolle ist ein Teil der amtlichen Le-
bensmittelkontrolle. Wenn der Schutz des Ver-
brauchers und des deutschen Erzeugers in gleicher 
Weise wie bisher gesichert oder sogar noch ver-
stärkt werden soll, kann deshalb nur geprüft wer-
den, ob die gesamte Kontrolle Aufgabe des Bundes 
werden soll. Die Bundesregierung hält dies nicht für 
zweckmäßig. Sie hat auch eine Änderung der Zu-
ständigkeiten auf diesem Gebiet in den dem Bundes-
rat am 19. Februar zugeleiteten Gesetzentwürfen für 
die Gesamtreform des Lebensmittelrechts und für 
ein neues Weingesetz nicht angestrebt. Sie schafft 
aber dadurch die Voraussetzungen für eine wirk-
samere Weinkontrolle, daß sie den Kontrollstellen 
der Länder beweiskräftigere Untersuchungsmetho-
den zur Verfügung stellt. Diese werden in einer 
Kommission des Bundesgesundheitsamtes erarbeitet 
und mit Zustimmung des Bundesrates als allgemeine 
Verwaltungsvorschrift erlassen. Eine weitere Er-
höhung des Schutzes für den Verbraucher und den 
deutschen Erzeuger wird die in § 57 des Regierungs-
entwurfes für ein neues Weingesetz vorgesehene 
Beschränkung der Einfuhruntersuchungsstellen auf 
12 amtliche Anstalten bringen, die von den Ländern 
besser mit dem notwendigen Gerät ausgestattet 
werden können. 

Anlage 9 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. von 
Dohnanyi vom 5. März 1971 auf die Mündliche Frage 
des Abgeordneten Dr. Slotta (SPD) (Drucksache 
VI /1882  Frage A 100) : 

Was gedenkt die Bundesregierung für eine unverzügliche 
Realisierung zu tun, integrierte Gesamthochschulen an den 
Orten zu fördern, wo die räumlichen und institutionellen Vor-
aussetzungen dafür so günstig sind wie in Saarbrücken? 

Die Schaffung integrierter Gesamthochschulen ist 
ein wesentliches Reformziel der Bundesregierung 
unter anderem deswegen, weil die Gesamthoch-
schule die Studienmöglichkeiten entscheidend ver-
bessert. Die Bundesregierung hat deshalb die inte-
grierte Gesamthochschule im Regierungsentwurf 
eines Hochschulrahmengesetzes als Ziel der Neu-
ordnung des Hochschulwesens anerkannt. Danach 
sind neue Hochschulen als Gesamthochschulen zu 
planen; bestehende Hochschulen sind durch das be-
treffende Land zu Gesamthochschulen zusammen-
zuschließen, wo dies nach den strukturellen und 
räumlichen Gegebenheiten möglich und sinnvoll ist. 
Die Bundesregierung hat auf diese Entscheidung im 
Einzelfall keinen unmittelbaren Einfluß. 

Anlage 10 

Schriftliche Antwort 

' des Parlamentarischen Staatssekretärs Moersch vorn 
2. März 1971 auf die Schriftliche Frage des Abge-
ordneten Rainer (CDU/CSU) (Drucksache VI/ 1882 
Frage B 1) : 

Trifft es zu, daß die Leiterin der Delegation des Vietkong in 
Paris, Madame Binh, einen Antrag auf Erteilung eines Visums 
für die Bundesrepublik Deutschland gestellt hat, und beabsich-
tigt die Bundesregierung, das Visum zu erteilen? 

Ein Antrag der Leiterin der Delegation des Viet

-

cong bei den Vietnam-Gesprächen in Paris, Madame 
Binh, auf Erteilung eines Visums zur Einreise in die 
Bundesrepublik Deutschland liegt nicht vor. 

Anlage 11 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Dorn vom 
4. März 1971 auf die Schriftliche Frage des Abge-
ordneten Schiller (Bayreuth) (SPD) (Drucksache 
VI /1882  Frage B 2) : 

Wann kann mit der seit Jahren geplanten Errichtung eines 
„Zivilschutzzentrums Bayreuth" gerechnet werden, - eine Maß-
nahme, deren Dringlichkeit von den beteiligten Behörden immer 
wieder herausgestellt wurde? 

Die zusätzliche (bundeseigene) Ausrüstung für 
den Katastrophenschutz des Kreises Bayreuth ist in 
angemieteten Räumen untergebracht. Anstelle der 
bisher genutzten Räume, die jetzt freigegeben wer- 
den mußten, konnte ein neues Objekt befristet für 
drei Jahre angemietet werden. 
Zur endgültigen Unterbringung der Ausrüstung 

ist, wie zutreffend gesagt, bereits seit einigen Jahren 
eine Baumaßnahme auf dem bundeseigenen Grund-
stuck in Bayreuth, Justus-Liebig-Straße vorgesehen. 
Auf diesem Grundstück befindet sich bereits eine 
THW-Unterkunft. Den Raumbedarfsplan für diese 
Baumaßnahme hat mein Haus im Jahre 1969 geneh-
migt. Der Bau sollte vom Bundesamt für zivilen Be-
völkerungsschutz (BzB) im Rahmen der angenomme-
nen Kosten von weniger als 150 000,— DM in eige-
ner Zuständigkeit veranlaßt werden. Da nach den in-
zwischen dem BzB vorliegenden Planungsunterlagen 
die Kosten jedoch voraussichtlich ca. 640 000,— DM 
betragen, muß das Objekt aus den Mitteln für Bau-
maßnahmen mit Kosten über 150 000,— DM errichtet 
werden. Hierfür besteht eine umfangreiche Dring-
lichkeitsliste. Im Hinblick auf den o. a. befristeten 
Mietvertrag habe ich das Vorhaben nunmehr so in 
die Dringlichkeitsliste eingefügt, daß es 1972 begon-
nen und 1973 abgeschlossen werden kann. 

Anlage 12 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Genscher vom 2. März 1971 
auf die Schriftliche Frage des Abgeordneten Dr. 
Beermann (SPD) (Drucksache VI /1882  Frage B 3) : 

Warum gehört die Stadt Schwarzenbek noch immer zur 
Ortsklasse A, während die Preise dort nach meinen Feststel-
lungen genau so hoch, wenn nicht höher als iur benachbarten 
Hamburg sind, wogegen Hamburg in der Ortsklasse S + 3 % 
eingestuft ist? 
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Maßgebend für die Einstufung der Orte in der 
Bundesrepublik Deutschland in das Ortsklassen-
verzeichnis (§ 13 Abs. 1 des Bundesbesoldungs-
gesetzes) sind die von der Bundesregierung im 
Benehmen mit den Ländern erlassenen „Richtlinien 
für die Aufstellung des Ortsklassenverzeichnisses". 

Das Ortsklassenverzeichnis ist nach dem 1. Ja-
nuar 1964 nicht mehr geändert worden. Dies beruht 
auf der Überlegung, daß sich die Lebenshaltungs-
kosten in Stadt und Land weitgehend angenähert 
haben und dort, wo noch Unterschiede feststellbar 
sind, keine zuverlässigen Abgrenzungsmerkmale 
mehr gefunden werden können. 

Die Bundesregierung hat daher wiederholt -- ins-
besondere bei Einbringung des Siebenten Besol-
dungsänderungsgesetzes vor einem Jahr   erklärt, 
daß die Ortsklassenunterschiede in der Besoldung 
noch in dieser Legislaturperiode beseitigt werden 
sollen. Dieser Zielsetzung entspricht auch der von 
der interfraktionellen Arbeitsgruppe des Deutschen 
Bundestages ausgearbeitete Entwurf eines Ersten 
Gesetzes zur Vereinheitlichung und Neuregelung 
des Besoldungsrechts in Bund und Ländern 
(1. BesVNG), der inzwischen die Zustimmung des 
Innenausschusses des Deutschen Bundestages ge-
funden hat. In Art. I § 4 a. a. O. ist vorgesehen, daß 
die Ortszuschlagssätze der Ortsklasse A ab 1. Ja-
nuar 1972 um die Hälfte des Unterschieds zur Orts-
klasse S angehoben werden und die Ortsklasse A 
ab 1. Januar 1973 überhaupt beseitigt wird. 

Anlage 13 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Dorn vom 
3. März 1971 auf die Schriftliche Frage des Abge-
ordneten Dr. Schmitt-Vockenhausen (SPD) (Druck-
sache VI/ 1882 Frage B 4) : 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, um zu ver-
hindern, daß Filmmaterial aus der NS-Zeit nicht mißbräuchlich 
benutzt werden kann? 

Ich nehme an, daß Sie unter „mißbräuchlicher Be-
nutzung" von Filmmaterial aus der NS-Zeit Vor-
führungen von nationalsozialistischen Propaganda-
filmen verstehen, die in verfassungsfeindlicher Ab-
sicht von ehemaligen Mitgliedern der NSDAP oder 
Angehörigen oder Anhängern von Nachfolgeorga-
nisationen dieser oder einer anderen, vom Bundes-
verfassungsgericht für verfassungswidrig erklärten 
Partei veranstaltet werden. 

Solche Vorführungen fallen unter das Verbot der 
§§ 86, 86 a des Strafgesetzbuches. .Jede Polizei-
dienststelle kann gegen sie einschreiten. 

Das gilt auch für die Herstellung, den Verleih und 
den Vertrieb derartiger Filme zu derartigen 
Zwecken. Soweit die Bundesregierung über das 
Bundesarchiv in Koblenz und die Transit-Filmge-
sellschaft in München selbst Einfluß auf den Ver-
leih derartiger Filme aus Bundesarchivbeständen 
hat, ist durch die Verleihbestimmungen und die 

Verleihungspraxis weitestgehend sichergestellt, daß 
Vorführungen nur im zulässigen Rahmen der staats-
bürgerlichen Aufklärung, zur Abwehr verfassungs-
widriger Bestrebungen und ähnlichen Zwecken er-
folgen. Dabei muß sichergestellt sein, daß der aus-
geliehene Film durch eine historisch geschulte Per-
sönlichkeit sachverständig kommentiert wird, sofern 
nicht ohnehin Begleittexte mitgeliefert werden. 
Außer Universitäten, Volkshochschulen, Jugend-
bildungsstätten und ähnlichen Institutionen fordern 
vor allem die deutschen Fernsehanstalten Kopien 
der Filme an, die sich im Besitz des Bundes be-
finden. Bei diesen Anstalten kann von vornherein 
angenommen werden, daß eine mißbräuchliche Be-
nutzung unterbleibt. 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß es in letzter 
Zeit zu Angeboten von NS-Film-Kopien durch 
Privatfirmen gekommen sein soll. In keinem Falle 
handelt es sich, soweit feststellbar, um Kopien, die 
unter direkter oder indirekter Mitwirkung des 
Bundesarchivs oder der Transit zustande gekommen 
sind. 

Anlage 14 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Dorn vom 
3. März 1971 auf die Schriftliche Frage des Abge-
ordneten Hansen (SPD) (Drucksache VI /1882, Frage 
B 5):  

Trifft es zu, daß im Bundesarchiv Koblenz lagernde, zum 
Teil unersetzliche historische Filme von Vernichtung bedroht 
sind, weil die Mittel fehlen, um die Nitrokopien auf Sicher-
heitsfilm umzukopieren? 

Es trifft zu, daß im Bundesarchiv Koblenz histo-
rische Filme lagern, die zum Teil als unersetzlich 
bezeichnet werden können. Ältere Filmkopien sind 
in der Regel auf Nitrozellulose gezogen. Dieses Ma-
terial zersetzt sich nach gewisser Zeit und auch 
leichter entzündbar als Sicherheitsfilm. Das Bundes-
archiv hat deshalb in den letzten Jahren in zuneh-
mendem Umfang besonders wichtige und wertvolle 
ältere Dokumentar- und Spielfilme auf Azetatfilm 
umkopiert bzw. umkopieren lassen. Azetatfilm ist 
nicht so leicht verderblich wie Nitrozellulosefilm. 
Rund 1,2 Millionen Filmmeter besonders wichtigen 
Dokumentarfilms und rund 80 besonders wichtige 
ältere Spielfilme sind bisher umkopiert worden. 
Noch nicht umkopiert sind rund 200 Spielfilme, etwa 
200 000 Filmmeter Dokumentarfilm und umfang-
reiche Bestände an älteren Kulturfilmen, die im 
Bundesarchiv lagern. Hinzu kommt, daß auf Grund 
eines Vertrages mit der Bibliothek des Kongresses 
der Vereinigten Staaten von Amerika nunmehr lau-
fend weitere deutsche Dokumentar-, Kultur- und 
Spielfilme in die Bundesrepublik zurückgeführt wer-
den. Es handelt sich durchweg um Nitrozellulose-
kopien. Die Umkopierarbeit ist demnach noch längst 
nicht abgeschlossen und wird noch längere Zeit in 
Anspruch nehmen. Gleichwohl wird man davon aus-
gehen können, daß die zur Verfügung stehenden 
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bzw. für die nächsten Jahre veranschlagten Mittel 
und die mit ihrer Hilfe geschaffene oder zu schaf-
fende technische und personelle Ausstattung des 
Filmreferats im Bundesarchiv ausreichen wird, um 
zu verhindern, daß wichtige Nitrozellulosekopien 
verderben. Allerdings sollte nicht übersehen wer-
den, daß die Umkopierung auf Sicherheitsfilm noch 
keineswegs die Erhaltung des teilweise unersetz-
lichen Filmmaterials garantiert. Bei ungünstigen kli-
matischen Verhältnissen, wie sie teilweise im Film-
archivteil des Bundesarchivs (Ehrenbreitstein) noch 
herrschen und trotz aller technischen Verbesserun-
gen nicht zufriedenstellend zu ändern sind, kann 
sich die fotografische Schicht auf Azetatfilmen auf-
lösen und somit auch eine neue Kopie vernichtet 
werden. Auf lange Sicht wird daher nur ein Neubau 
des Bundesarchivs, der im Gegensatz zur jetzigen 
provisorischen Unterbringung allen Ansprüchen ge-
nügt, sicherstellen können, daß unersetzliches Film-
material von dokumentarischem Wert nicht verdirbt. 

Anlage 15 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Dorn vom 
3. März 1971 auf die Schriftliche Frage des Ab-
geordneten Dröscher (SPD) (Drucksache VI/ 1882 
Frage B 6) : 

Hat die Bundesregierung sichergestellt, daß für die mittler

-

weile sehr alten, von dem 23. Änderungsgesetz zum Lastenaus-
gleichgesetz betroffenen Mitbürger von Amts wegen die wegen 
Übersteigens der gesetzlich zulässigen Einkünfte früher abge-
lehnten Anträge erneut bearbeitet und neu beschieden werden? 

Der Präsident des Bundesausgleichsamtes hat 
rechtzeitig Überleitungsregelungen herausgegeben. 
Bereits zu einem Zeitpunkt, als noch die Einkom-
mens- und Vermögensgrenzen nach der am 30. Sep-
tember 1969 in Kraft getretenen Novelle zum LAG 
bei der Abgeltung von Zonenschäden galten, hat er 
die Ausgleichsverwaltung angewiesen, den damals 
erst in Vorbereitung befindlichen Regierungsentwurf 
des 23. Änderungsgesetzes zum LAG zu berücksich-
tigen. In diesem Rundschreiben vom 23. April 1970 
hat er erläutert, daß die Verordnung zu § 243 Abs. 3 
LAG i. d. F. der 21. Novelle über die Berechnung des 
Einkommens und Vermögens der Antragsteller nicht 
mehr erlassen wird. Die Ausgleichsverwaltung 
wurde angewiesen, für die Zuerkennung von Haupt-
entschädigung für Zonenschäden die geeignete Aus-
wahl nach dem damals geltenden Recht zu treffen, 
so daß Ablehnungen wegen Überschreitung der Ein-
kommens- und Vermögensgrenzen überhaupt nicht 
ergangen sein dürften. Dieses Überleitungsrund-
schreiben ist vom Präsidenten des Bundesausgleichs-
amtes am 29. Oktober 1970 nochmals ergänzt wor-
den. 

Die Ausgleichsämter hatten also die Anträge auf 
Zuerkennung von Hauptentschädigung für Zonen-
schäden zurückzustellen, die nach dem Rechtsstand 
der 21. Novelle zum LAG hätten abgelehnt werden 
müssen. In einem zur Zeit in Vorbereitung befind-

lichen Anderungsrundschreiben zum 23. AndG LAG 
des Präsidenten des Bundesausgleichsamtes wird er 
aber auf Anregung meines Hauses sicherheitshalber 
nochmal die Anweisung geben, daß von Amts we-
gen Ablehnungsfälle neu zu entscheiden sind, wenn 
trotz der oben genannten Übergangsregelung die 
Einkommens- und Vermögensverhältnisse der Grund 
für die Ablehnung nach altem Recht gewesen sein 
sollten. 

Anlage 16 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Reischl 
vom 3. März 1971 auf die Schriftlichen Fragen des 
Abgeordneten Dr. Jenninger (CDU/CSU) (Druck-
sache VI/ 1882) Fragen B 7 und 8) : 

Teilt die Bundesregierung die Rechtsauffassung, daß Perso-
nen, die auf Grund des „Gesetzes zur Verhütung erbkranken 
Nachwuchses" zwangsweise unfruchtbar gemacht worden sind, 
keinerlei Entschädigungsanspruch geltend machen können, weil 
das Gesetz kein typisch nationalsozialistisches Unrecht dar-
stelle und der Eingriff auch kein Sonderopfer bedeute? 

Wäre die Bundesregierung bereit, einen Anspruch auf Ent-
schädigungsleistung wohlwollend zu überprüfen, wenn einer Erb-
krankheit gemäß § 1 des Gesetzes zur Verhütung erbkranken 
Nachwuchses nach dem heutigen Stande der Wissenschaft nicht 
vorgelegen hat, die Kastration nicht nach den zur Zeit des Ein-
griffes anerkannten Regeln der ärztlichen Kunst durchgeführt 
worden ist, die Kastration erhebliche gesundheitliche Folgeschä-
den verursacht oder die Unfruchtbarmachung aus vorwiegend 
politischen Gründen erfolgt ist? 

Nach geltendem Recht erhalten Personen, die auf 
Grund des Beschlusses eines Erbgesundheitsgerichts 
sterilisiert worden sind, Schadensersatz für einge-
tretene Schäden, wenn eine Amtspflichtverletzung 
des Gerichts oder des Arztes vorliegt oder wenn die 
Sterilisation über die Unfruchtbarmachung hinaus 
zu Schäden geführt hat (Sonderopfer im Sinne des 
Aufopferungsrechts). 

Bei der Frage, ob Personen, die auf Grund des 
Erbgesundheitsgesetzes sterilisiert worden sind, 
durch Gesetz über das geltende Recht hinaus neue 
Entschädigungsansprüche gewährt werden sollten, 
handelt es sich um ein vielschichtiges und schwieri-
ges Problem. 

Es besteht keine einheitliche Auffassung darüber, 
ob das bereits im Jahre 1932 im ehemaligen preußi-
schen Innenministerium vorbereitete, aber erst im 
Jahre 1933 in geänderter Fassung erlassene Erbge-
sundheitsgesetz, das auch in ausländischen Staaten 
gewisse Vorbilder hat, typisch nationalsozialisti-
sches Gedankengut enthält und damit als Staats-
unrecht anzusehen wäre. 

Die Sach- und Rechtslage ist insoweit in einem 
umfangreichen schriftlichen Bericht meines Hauses 
an den damaligen Wiedergutmachungsausschuß des 
Bundestages vom 1. Februar 1961 dargestellt, in 
mehreren eingehenden Beratungen dieses Ausschus-
ses erörtert und in einem mündlichen Bericht eines 
Angehörigen meines Hauses im Januar 1965 in die-
sem Ausschuß dargestellt worden. 

Vor der Abfassung des Berichts sind zu diesem 
Fragenkreis auch angesehene ärztliche Sachverstän- 
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dige (u. a. der Eugeniker Prof. Dr. Nachtsheim und 
der Psychiater Prof. Dr. Dr. Ehrhard) sowie erfah-
rene Praktiker (z. B. Pastor von Bodelschwingh

-
Bethel) gehört worden. 

Die Untersuchung der Gutachter hat ergeben, daß 
sich keine tragfähigen Grundlagen für eine Ent-
schädigungsregelung finden lassen, bei der nur 
einem kleinen Kreis von sterilisierten Personen — 
etwa den Nicht-Geisteskranken — eine Entschädi-
gung gewährt würde. Sie würde zwangsläufig zu 
einer Reihenuntersuchung aller Sterilisierten führen, 
einem Verfahren, von dem alle Sachverständigen 
dringendst abraten. Eine Entschädigung aller Steri-
lisierten als solcher kann aber im Hinblick auf die 
Tatsache, daß auch schwerstes nationalsozialistisches 
Unrecht angesichts des ungeheuren Umfangs der 
NS-Schäden leider nicht immer entschädigt werden 
kann nicht in Erwägung gezogen werden. 

Der gesamte Fragenkreis ist schließlich noch von 
den Gesundheitsministern (Senatoren) der Länder 
geprüft worden. Auch diese Prüfung hat zu dem 
Ergebnis geführt, daß die Länder aus den gleichen 
Gründen den zunächst erwogenen Gedanken einer 
neuen gesetzlichen Entschädigungsregelung aufge-
geben haben. 

Zu a) Auch diese Frage ist mit den ärztlichen 
Sachverständigen erörtert worden. Gegen eine sol-
che Regelung spricht, daß auch sie zu einer Reihen-
untersuchung aller Sterilisierten führen würde und 
daß ferner — was politisch unerwünscht wäre   
das Erbgesundheitsgesetz hierbei nochmals ange-
wandt würde. Ferner steht nach dem fachkundigen 
Urteil der Sachverständigen in der Bundesrepublik 
keine ausreichende Anzahl von Erbbiologen zur 
Verfügung, da in der Zeit nach 1945 dieses Gebiet 
zunächst an den Universitäten nicht gelehrt wurde. 

Im übrigen hat u. a. Pastor von Bodelschwingh 
eindringlich vor einer solchen Regelung gewarnt, da 
sie nur neues schweres Leid und Unruhe über diese 
Menschen bringen würde. 

Zu b) Sterilisierte Personen erhalten nach gel-
tendem Recht dann eine Entschädigung für einge-
tretene Schäden, wenn bei der ärztlichen Begutach-
tung oder der Durchführung der Sterilisation fehler-
haft vorgegangen worden ist. 

Zu c) Sterilisierte Personen erhalten auch dann 
nach geltendem Recht eine Entschädigung für ein-
getretene Schäden, wenn diese über die vom Gesetz 
gezogene Opfergrenze, d. h. über das, was der ein-
zelne nach dem Willen des Gesetzes als normale 
Folge hinzunehmen hat, nicht unwesentlich hinaus-
gehen. 

Die Ansprüche zu 2 b) und c) richten sich in der 
Regel gegen die Länder, in Ausnahmefällen gegen 
den Bund. 

Zu d) Ist die Sterilisation aus den Verfolgungs-
gründen des § 1 BEG vorgenommen worden, so ste-
hen den Sterilisierten Ansprüche nach Maßgabe der 
§§ 28 ff. BEG zu; allerdings ist insoweit die An-
meldefrist am 31. Dezember 1969 endgültig abge-
laufen. 

Anlage 17 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Rosenthal 
vom 4. März 1971 auf die Schriftlichen Fragen des 
Abgeordneten Biechele (CDU/CSU) (Drucksache 
VI/ 1882 Fragen B 9 und 10) : 

Sind nach Meinung der Bundesregierung die Mineralölreser-
ven vor allem für eine befriedigende Versorgung mit Heizöl auch 
in Krisenzeiten im Bodenseegebiet mit seiner unterentwickelten 
Infrastruktur ausreichend? 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, die zweifel-
los bestehende Unterversorgung dieses Gebietes mit Heizöl ab

-

zubauen und zu einer vergleichbaren Versorgung wie in der 
diesem Gebiet benachbarten Schweiz zu kommen (vgl. „Han-
delskammer aktuell 11I/70 und IV /70" und Information der In-
dustrie- und Handelskammer Konstanz zur Heizölversorgung 
im Bodenseegebiet vom 5. Februar 1971)? 

In der Bundesrepublik müssen die Raffinerie-
gesellschaften und die Importeure von Mineralöl-
erzeugnissen aufgrund des Bevorratungsgesetzes 
Vorräte in Höhe von 65 bzw. 45 Tagen des Vorjah-
resverbrauchs halten. Das Bevorratungsgesetz 
schreibt nicht vor, wo die Unternehmen diese Vor-
räte zu halten haben. Jedoch stehen diese Vorräte 
ohne Rücksicht auf ihren Einlagerungsort im Falle 
einer Mineralölversorgungskrise den Verbrauchern 
des gesamten Bundesgebietes gleichmäßig zur Ver-
fügung. Deshalb ist die Mineralölversorgung des 
Bodenseegebietes im Falle einer Mineralölversor-
gungskrise in gleichem Maße gesichert wie die des 
übrigen Bundesgebietes. 

Das gleiche wird für die vorn Bund einzulagernde 
Rohölreserve gelten. 

Die Schwierigkeiten bei der Versorgung des Bo-
denseegebietes mit Heizöl ergeben sich nach den 
Veröffentlichungen der Handelskammer in Kon-
stanz aus einer zu geringen Lagerkapazität des Han-
dels; infolge der geringen Lagerkapazität soll hier-
nach der Spitzenbedarf in den Wintermonaten bei 
evtl. Transportschwierigkeiten u. U. nicht voll ge-
deckt werden können. Konkrete Klagen in dieser 
Richtung sind bisher nicht an mich herangetragen 
worden. Es ist davon auszugehen, daß die Mineral-
ölindustrie und der Mineralölhandel ein eigenes In-
teresse an einer ungestörten Versorgung der deut-
schen Verbraucher haben. Die Voraussetzungen hier-
für sind in der Bundesrepublik besonders günstig, da 
— wie in keinem anderen Lande Europas - die Raf-
finerien über das ganze Versorgungsgebiet gestreut 
sind und die Entfernung von diesen Raffinerien zu 
den Verbrauchern relativ kurz ist. Sofern in dieser 
Richtung im Bodenseegebiet noch Verbesserungen 
notwendig sind, wird die Mineralölwirtschaft gewiß 
hierzu aufgeschlossen sein. Ich werde meinerseits 
die Mineralölwirtschaft auf diese Frage aufmerksam 
machen und halte es für zweckmäßig, daß in glei-
cher Weise auch auf der Landesebene und von den 
örtlichen Instanzen auf die Mineralölgesellschaften 
eingewirkt wird. Darüber hinaus empfiehlt es sich 
für die Verbraucher des Bodenseegebiets wie für 
alle Verbraucher im Bundesgebiet, selbst zur Siche-
rung ihrer Versorgung beizutragen, indem sie Ein-
lagerungsmöglichkeiten für den Bedarf einer Heiz-
periode vorsehen. Die Mehraufwendungen für La-
gerbehälter können in der Regel innerhalb kurzer 
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 Zeit durch Einsparung heim Heizöleinkauf in den 
preisgünstigen Sommermonaten ausgeglichen wer-
den. 

Die schweizerische Regelung kann in diesem 
Punkt kein Vorbild sein, da auch sie die Heizöl-
handler nicht zur Lagerhaltung verpflichtet, sondern 
nur den Importeuren eine Lagerhaltungspflicht ob-
liegt. 

Anlage 18 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Ertl vom 25. Februar 1971 auf 
die Schriftlichen Fragen des Abgeordneten Geldner 
(FDP) (Drucksache VI /1882  Fragen B 11 und 12) : 

\V nn ist. der Einführung des sogenannten Grünen Dollars 
in die europäische Agrarpolitik zugestimmt worden, und welches 
Ziel für die Landwirtschaft wurde damals damit verfolgt? 

Unter welchen Bedingungen is die in letzter Zeit wiederholt 
propagierte Aussetzung des Grünen Dollars möglich, und welche 
Auswirkungen auf die Erzeugerpreise unserer Bauern im ein-
zelnen hätte eine solche .Aussetzung? 

Die Europäische Rechnungseinheit ist mit der Ver-
ordnung Nr. 129/62 des  Rates  vom 23. 10. 1962 als 
gemeinsame Verrechnungsgröße eingeführt worden. 
Die Verordnung 129/62 wurde auf Vorschlag der 
Kommission der EG, nach Anhörung des Euro-
päischen Parlaments und des Währungsausschusses 
der EWG vorn Rat erlassen und mit Wirkung vorn 

1) 1. 10. 1962 unmittelbar in jedem Mitgliedstaat wirk-
sam. 

Mit der Verordnung sollte die Sicherheit der in 
Rechnungseinheiten ausgedrückten gemeinsamen 
Preise oder Beträge gegenüber einzelstaatlichen 
Wechselkursänderungen im Interesse der Verwirk-
lichung der gemeinsamen Agrarpolitik gewährleistet 
werden. Im einzelnen lassen sich die mit der Ein-
führung der Rechnungseinheit verfolgten Ziele den 
Erwägungsgründen der Verordnung 129/62 entneh-
men. 

Die Verordnung 653 68 EWG vom 30.5. 1968, durch 
die die Verordnung 129/62 EWG modifiziert worden 
ist, läßt bei Paritätsänderungen unter bestimmten 
Voraussetzungen eine Veränderung des Wertes 
der Rechnungseinheit, nicht aber ihre Aussetzung 
als Währungsmaßstab zu. Eine Aussetzung der Rech-
nungseinheit setzt einen einstimmigen Ministerrats-
beschluß zur Aufhebung der genannten Verordnun-
gen voraus, die bis dahin geltendes europäisches 
Recht darstellen. 

Die Auswirkungen einer Aussetzung der Rech-
nungseinheiten als Währungsmaßstab auf die Er-
zeugerpreise sind grundsätzlich im Zusammenhang 
mit der Vereinheitlichung des Agrarpreisniveaus 
und der Preisreglementierung in den Agrarmarkt-
ordnungen zu sehen. Insoweit wird auf die Ausfüh-
rungen der Sachverständigen anläßlich der öffent-
lichen Anhörung vor dem Ernährungsausschuß des 
Deutschen Bundestages am 24. Februar 1971 ver-
wiesen. 

Anlage 19 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Log emann 
vom 3. März 1971 auf die Schriftlichen Fragen des 
Abgeordneten Bauer (Würzburg) (SPD) (Drucksache 

VI/ 1882 Fragen B 13 und 14) : 
wie beurteilt die Bundesregierung die von der Organisation 

„Bauernselbsthilfe D. Aengenheister & Co. Hamburg" gemachten 
Planzietangaben einer Gewinnung von etwa 200 000 landwirt-
schaftlichen Betrieben als feste Mitglieder und eines Kapitals in 
der Größenordnung von rund 600 bis 800 Millionen DM grund-
sätzlich, sowie nach der Erreichbarkeit überhaupt der beabsich- 
tigten Wirkung als Konkurrenzfaktor und Preisregulator im Rah- 
men des Systems der freien Marktwirtschaft? 

Wie beurteilt die Bundesregierung ferner die Sicherheit so-
wohl des einzuzahlenden Gesellschafterbeitrags von 1000 DM 
als auch der zugesicherten Rendite von mindestens 9 % pro 
Jahr im Hinblick auf das Risiko des einzelnen Mitglieds? 

Grundsätzlich kann es nicht Aufgabe der Bundes-
regierung sein, Firmenpläne zu beurteilen, sofern 
sie nicht gesetzwidrige Absichten erkennen lassen. 
Ich beschränke mich daher auf eine Verdeutlichung 
des von der Geschäftsleitung der „Bauernselbsthilfe 
D. Aengenheister & Co" der Öffentlichkeit zugängig 

gemachten Materials. 

Bei der „Bauernselbsthilfe" handelt es sich um 
ein Unternehmen, das die Vermarktung von land-
wirtschaftlichen Bedarfsgütern und landwirtschaft-
lichen Erzeugnissen in der Rechtsform der Kom-
manditgesellschaft anstrebt. Die „Bauernselbsthilfe" 
will Landwirte als stille Gesellschafter gewinnen. 
Ob die Planziele der ,,Bauernselbsthilfe" hinsicht-
lich der Zahl der sogenannten Mitglieder und der 
Kapitalhöhe erreicht werden, hängt wohl davon ab, 
wie die als stille Gesellschafter und damit als in 
ihrer Gesamtheit maßgebliche Geldgeber vorge-
sehenen Landwirte das Unternehmen und seine 
Absichten beurteilen. Dafür dürften in erster Linie 
die im Vergleich zu anderen Vermarktungsunter-
nehmen gebotenen Leistungen und die mit der 
finanziellen Verpflichtung verbundenen Risiken 
ausschlaggebend sein. Bekanntlich steht stillen 
Gesellschaftern ein Mitspracherecht in Angelegen-
heiten der Geschäftsführung nicht zu. 

Die „Bauernselbsthilfe" beurteilt das von ihr 
geplante Engagement in der Verarbeitung land-
wirtschaftlicher Erzeugnisse und im Lebensmittel

-

Einzelhandel sehr optimistisch. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß bei 
der  äußerst scharfen Wettbewerbslage in den der 
Landwirtschaft nachgelagerten Bereichen --- also 
auch in der Brotgetreidevermarktung — übertrie-
bene Hoffnungen auf Anhebung der Erzeugerpreise 
durch Einengung der Vermarktungsspannen nicht 
gerechtfertigt sind. Andererseits ist nicht auszu-
schließen, daß ein Unternehmen der angestrebten 
Größenordnung, das durch Rationalisierung fühl-
bare Kostensenkungen gegenüber anderen Wett-
bewerbern erreicht, als preisbeeinflußender Kon-
kurrenzfaktor im System der freien Marktwirtschaft 
wirken kann. 

Nach dem Gesellschaftsvertrag der „Bauernselbst-
hilfe" haften die stillen Gesellschafter in Höhe ihrer 
Einlagen und sind am Gewinn und Verlust des 
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Unternehmens beteiligt; allerdings will der per-
sönlich haftende Gesellschafter in der Anlaufphase 
bis zum 31. Dezember 1973 Verlustfreiheit und 
eine Rendite von 9 % pro Jahr auf die eingezahlten 
Beträge garantieren. Somit dürfte die Sicherheit in 
dieser Zeit von dem Vermögen abhängen, das dem 
persönlichen Gesellschafter zur Absicherung zur 
Verfügung steht. Bei einem Ausscheiden der stillen 
Gesellschafter aus der Kommanditgesellschaft kön-
nen sich die Einlagen nach dem von der „Bauern-
selbsthilfe" vorgelegten Gesellschaftsvertrag um 
zwischenzeitlich eingetretene Buchverluste ver-
ringern. Bei der Ermittlung des Guthabens sind 
dabei lediglich die Verpflichtungen der ausscheiden-
den Gesellschafter gegenüber der Gesellschaft einer-
seits und ihre um die Beteiligung am Geschäfts-
ergebnis vermehrte oder verminderte Einlage 
andererseits zu berücksichtigen. Eine Beteiligung 
an den stillen Reserven, dem Firmenwert, dem 
Kundenkreis, an schwebenden Geschäften oder an 
anderen mit dem Unternehmen verbundenen Wer-
ten findet nicht statt. 

Im Hinblick auf das bei einer Verlustbeteiligung 
stets vorhandene Risiko des einzelnen stillen Ge-
sellschafters dürfte es wie generell so auch hier 
zweckmäßig sein, sich vor dem Eingehen finanziel-
ler Verpflichtungen ausreichend zu informieren und 
gegebenenfalls neutralen Rat einzuholen. 

Anlage 20 

Schriftliche Antwort 

des Staatssekretärs Dr. Auerbach vom 3. März 1971 
auf die Schriftliche Frage des Abgeordneten Schiller 
(Bayreuth) (SPD) (Drucksache VI/ 1882 Frage B 15) : 

Ist es der Bundesregierung bekannt, ob es, und wenn ja, in 
welchem Umfang, in der Bundesrepublik Deutschland tätige 
ausländische Bauunternehmen, insbesondere aus Ostblocstaaton, 
gibt, die für ihre ausländischen Arbeitnehmer keine Sozialabga

-

ben leisten oder sich auf andere Weise der deutschen 
und Arbeitsgesetzgebung Arbeitsqesetzqebung entziehen? 

Ausländische Bauunternehmen - z. B. aus den 
Niederlanden sind seit längerem im Bundesgebiet 
tätig. Seit einiger Zeit führen auch jugoslawische 
und rumänische Unternehmen, teils selbständig, teils 
als Subunternehmer deutscher Firmen, Bauvorhaben 
aus, namentlich in Bayern und Baden-Württemberg. 
Soweit zwischen- oder überstaatliche Regelungen 
nichts anderes bestimmen, unterliegen ausländische 
Arbeitnehmer unter denselben Voraussetzungen wie 
deutsche Arbeitnehmer dem deutschen Recht der 
Sozial- und Arbeitslosenversicherung. Ob dies auch 
für die rumänischen Bauarbeiter gilt, war in der 
Praxis offenbar eine Zeitlang zweifelhaft, weil diese 
Arbeiter während ihrer Tätigkeit im Bundesgebiet 
nach dem Recht ihre Heimatlandes sozialversichert 
bleiben und ihren Lohn zum erheblichen Teil in 
ihrer Heimat ausgezahlt erhalten. Eine Reihe von 
Einzugsstellen hatte in der Meinung, die Versiche-
rung nach ausländischem Recht schließe die Anwen-
dung der einschlägigen deutschen Rechtsvorschriften 
aus, diese Arbeiter als versicherungsfrei betrachtet 
und ihre Arbeitgeber nicht zu Beitragszahlungen 
herangezogen. 

Diese Zweifel sind inzwischen durch Stellung-
nahmen meines Hauses, Rundschreiben der Spitzen-
verbände der Sozialversicherungsträger an ihre Mit-
glieder und — nicht zuletzt — durch die Entschei-
dung des Landessozialgerichts des Landes Nord-
rhein-Westfalen vom 25. Juni 1970, nach welcher 
eine Pflichtversicherung nach ausländischem Recht 
der Versicherung nach deutschem Recht nicht ent-
gegen steht, behoben. Soweit mir bekannt, werden 
nunmehr auch die rumänischen Unternehmen ein-
heitlich zur Zahlung der nach deutschem Recht vor-
geschriebenen Beiträge zur Sozialversicherung und 
zur Bundesanstalt für Arbeit herangezogen. 

Sollten Ihnen Fälle bekannt sein oder werden, in 
denen noch anders verfahren wird, darf ich Sie 
bitten, mir diese bekannt zu geben; ich werde sie 
dann unverzüglich prüfen lassen. 

Anlage 21 

Schriftliche Antwort 

des Staatssekretärs Dr. Auerbach vom 3. März 1971 
auf die Schriftliche Frage des Abgeordneten Wuwer 
(SPD) (Drucksache VI/ 1882 Frage B 16) : 

wie beurteilt die Bundesregierung die Vorschläge, die beste-
henden Landesversicherungsanstalten für die Arbeiterrenten-
versicherungen zu einer Bundesversicherungsanstalt zusammen-
zufassen? 

Der Bundesregierung sind in letzter Zeit Vor-
schläge über eine Zusammenfassung der Träger der 
Arbeiterrentenversicherung zu einer Bundesversiche-
rungsanstalt der Arbeiter nicht bekanntgeworden. 
Sie sieht auch keinen Anlaß, diese Frage derzeit 
aufzugreifen. 
Das Problem einer organisatorischen Zusammen-

fassung ist zuletzt im Zusammenhang mit dem Drit-
ten Rentenversicherungs-Änderungsgesetz erörtert 
worden. Anlaß hierfür waren die bei einzelnen Lan-
desversicherungsanstalten aufgetretenen Liquiditäts-
schwierigkeiten. Das Dritte Rentenversicherungs-
Änderungsgesetz hat innerhalb der Arbeiterrenten-
versicherung einen besonders engen finanziellen 
Verbund geschaffen, so daß zunächst abgewartet 
werden kann, wie sich dieser Verbund im Hinblick 
auf die Finanzierung der Arbeiterrentenversiche-
rung bewährt. Auch wird abgewartet werden kön-
nen. ob die Fragen der Automation, die von den 
Trägern der Arbeiterrentenversicherung gemein-
sam gelöst werden müssen, eines Tages auch in 
dieser Frage Neuüberlegungen erforderlich machen. 

Anlage 22 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Frau Strobel vorn 4. März 1971 
auf die Schriftliche Frage des Abgeordneten Folger 
(SPD) (Drucksache VI/ 1882 Frage B 17) : 

Kann die Bundesregierung der Heckscher-Nervenklinik in Mün-
chen, deren Hauptaufgabe darin besteht, psychisch und physisch 

gestörte Kinder und .Jugendliche in die Gesellschaft einzurei-
hen, so helfen, daß die aus finanziellen Gründen drohende Auf-
losung abgewendet wird? 

Die Bundesregierung ist nicht in der Lage, mit 
Defizit arbeitende Krankenhäuser aus Bundesmitteln 



6148 	Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode — 105. Sitzung. Bonn, Freitag, den 5. März 1971 

) direkt zu unterstützen. Lediglich für Vorhaben zur 
Beseitigung des Nachholbedarfs können Darlehen an 
private gemeinnützige Krankenanstalten gewährt 
werden. Falls die Heckscher-Nervenklinik für Kinder 
und Jugendliche die für die Gewährung dieser Dar-
lehen erforderlichen Voraussetzungen erfüllt, kann 
ein entsprechender Antrag über die Oberste Lan-
desgesundheitsbehörde an die Bank für Sozialwirt-
schaft in Köln gestellt. werden. 

Es handelt sich bei der Heckscher-Nervenklinik für 
Kinder und Jugendliche um eines der zahlreichen 
Krankenhäuser, die offensichtlich über den Pflege-
satz ihre Kosten nicht decken. Die Bundesregierung 
hat bekanntlich Ende vergangenen Jahres den Ent-
wurf eines Gesetzes zur wirtschaftlichen Sicherung 
der Krankenhäuser und zur Regelung der Kranken-
hauspflegesätze eingebracht, der in diesen Tagen 
dem Bundestag zugeleitet wird. 

Sollte die Heckscher-Nervenklinik in die Kranken-
hausbedarfsplanung des Freistaates Bayern aufge-
nommen werden, würde die defizitäre Lage des 
Krankenhauses durch die im Gesetzentwurf vorge-
sehenen Regelungen für die Zukunft ausgeräumt 
werden können. 

Anlage 23 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Frau Strobel vom 4. März 1971 
auf die Schriftliche Frage des Abgeordneten Dr. 

B) 
Schmitt-Vockenhausen (SPD) (Drucksache VI/ 1882 
Frage B 18) : 

Liegen der Bundesregierung Unterlagen darüber vor, in wel-
chem Umfang sich Süchtige durch die widerrechtliche Verwen-
dung von Rezeptformularen (auf Grund Diebstahls usw.) Rausch-
gifte beschafft haben, und welche Sicherungsmaßnahmen sind 
dagegen notwendig? 

Eine genaue Statistik liegt nicht vor. Es ist aber 
sicher, daß die Diebstähle von Rezeptformularen er-
heblich zugenommen haben. 

Das zur Zeit im Gesetzgebungsverfahren befind-
liche Änderungsgesetz zum Opiumgesetz soll die 
Voraussetzungen dafür schaffen, daß für das Ver-
schreiben von Suchtstoffen Sonderrezepte eingeführt 
werden. Wie die Erfahrungen damit im Saarland aus 
früheren Jahren gezeigt haben, wird die widerrecht-
liche Verwendung dadurch erschwert. 

Anlage 24 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Börner vom 
3. März 1971 auf die Schriftliche Frage des Abgeord-
neten Dr. Beermann (SPD) (Drucksache VI/ 1882 
Frage B 19) : 

Ist der Bundesverkehrsminister iin Hinblick darauf, daß die 
Stadt Schwarzenbek durch die Verlegung eines Bataillons der 
Bundeswehr und der geplanten Verlegung einer Grenzschutz-
abteilung nach dort einen Bevölkerungszuwachs von etwa 
'der bisherigen Einwohnerzahl erhalten dürfte, bereit, das 
schon mehrfach diskutierte Projekt den S-Bahn-Anschluß 
voranzutreiben 	nunmehr talkräftig zu anterstützen? 

Der gesamte S-Bahnausbau im Ballungsraum Ham-
burg, wozu auch die Strecke Hamburg—Bergedorf- 

Friedrichsruh gehört, erfordert einen recht hohen 
Mittelbedarf. Als Förderungsmaßnahme im Sinne 
der Richtlinien zur Verbesserung der Verkehrsver-
hältnisse in den Gemeinden beteiligt sich der Bund 
auch hierbei in recht erheblichem Umfange. Durch 
besondere Umstände, die teils in einer schwierigen 
und zum Kalkulationszeitpunkt nicht vorausschau-
baren Baudurchführung oder in den teils erheblich 
angestiegenen Baupreisen liegen   nach statisti-
schem Landesamt für diesen Bereich gegenüber den 
Schätzungen im Jahre 1966/67 ca. 50 % ---, muß jetzt 
selbst bei den in Ausführung stehenden Baumaßnah-
men mit erheblichen Mehrkosten gerechnet werden. 

Das entsprechend Ihrer Anfrage auf eine Verlän-
gerung ausgerichtete Projekt zur Herstellung eines 
S-Bahn-Anschlusses der Stadt Schwarzenbek über 
den derzeit vorgesehenen Endausbau Friedrichsruh 
hinaus ist in den bisherigen Planungen noch nicht 
berücksichtigt. Die Deutsche Bundesbahn bezweifelt 
im übrigen, daß, selbst bei Erhöhung der Einwohner-
zahl in Schwarzenbek, das zu erwartende Verkehrs-
mehraufkommen auch nicht annähernd die hohen 
Investitionskosten decken kann. 
Infolgedessen und aus den eingangs dargelegten 

Gründen über die erheblichen Mehrkosten, die bei 
den bereits angelaufenen S-Bahnbauvorhaben des 
Verdichtungsraumes Hamburg zu verkraften sind, 
kann die gewünschte Verlängerung des S-Bahn-
abschnittes über Friedrichsruh hinaus zur Her-
stellung eines Anschlusses der Stadt Schwarzenbek 
vorerst nicht in Betracht kommen. 

Anlage 25 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Börner vom 
3. März 1971 auf die Schriftliche Frage des Abgeord-
neten Wuwer (SPD) (Drucksache VI /1882  Frage B 20) : 

Warum wurde bislang auf die Ausstattung der Züge der 
Deutschen Bundesbahn mit Sprechfunkanlagen, durch die sich die 
Verkehrssicherheit wesentlich erhöhen ließe, verzichtet? 

Die grundsätzliche Entscheidung, bei der Deut-
schen Bundesbahn alle Triebfahrzeuge und Strecken 
mit Zugbahnfunk auszurüsten, ist bereits getroffen. 
Die bisherigen Systemerprobungen sind im Herbst 
1970 abgeschlossen worden. Diese Erprobungen 
waren erforderlich, weil keines der bekannten Sy-
steme (Post, Polizei und Taxi) übernommen werden 
konnte. Durch die Besonderheiten namentlich des 
elektrischen Zugbetriebes werden an die Technik 
sehr hohe Anforderungen gestellt, um eine ununter-
brochene und einwandfreie Verständigung zwischen 
festen und beweglichen Funkstellen zu gewähr-
leisten. 
In diesem Jahr wird auf den Strecken Lübeck 

Puttgarden und Köln--Aachen ein erster Dauerver-
such im praktischen Betrieb anlaufen. Von seinem 
Ergebnis wird es abhängen, wann die Deutsche Bun-
desbahn Aufträge für die Fertigung größerer Serien 
erteilen kann. Der Fortgang der Ausrüstung mit 
Zugbahnfunk wird dann weitgehend von der Finan-
zierungsmöglichkeit - es handelt sich immerhin um 
ein Projekt von rd. 200 Mio DM - und von der 
Lieferkapazität der beteiligten Firmen abhängen. 
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Anlage 26 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Börner vom 
3. März 1971 auf die Schriftliche Frage des Abgeord-
neten Dr. Marx (Kaiserslautern) (CDU/CSU) (Druck-
sache VI /1882  Frage B 21) : 

Durch welche Maßnahmen wird die Bundesregierung dem 
durch die Planungsgemeinschaft West- und Südpfalz festgestell-
ten Übelstand abhelfen, daß nämlich die Bundeszuwenclungen 
für den kommunalen Straßenbau in diesem Bereiche „außerge-
wöhnlich niedrig" liegen? 

Die regionale Verteilung der Bundeszuwendun-
gen für den kommunalen Straßenbau wird im Rah-
men der den Ländern zugeteilten Quote weitgehend 
von den Ländern selbst vorgenommen. Lediglich bei 
Maßnahmen mit einem Umfang von mehr als 2,5 
Mio DM Bundesanteil wirkt die Bundesregierung 
mit. Maßnahmen in dieser Größenordnung liegen 
zur Zeit in der West- und Südpfalz nicht vor. 

Anlage 27 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Börner vom 
3. März 1971 auf die Schriftliche Frage des Abge-
ordneten Dr. Marx (Kaiserslautern) (CDU/CSU) 
(Drucksache VI /1882,  Frage B 22) : 

Ist die Bundesregierung bereit, der im gesamten pfälzischen 
Bereich als besonders dringend empfundenen Notwendigkeit 
zu entsprechen und dem Ausbau der A 76 auf der Teilstrecke 
Landstuhl—Pirmasens—Karlsruhe zusammen mit den Anschluß

-

teilen Kaiserslautern—A 76 und Zweibrücken—Pirmasens in den 
Straßenbaumaßnahmen die Prioritätsstufe I zuzumessen? 

Die Bundesregierung hat dem Deutschen Bundes-
tag einen Bedarfsplan für die Bundesfernstraßen als 
Anlage zu dem Entwurf eines Gesetzes über den 
Ausbau der Bundesfernstraßen 1971-1985 zugelei-
tet. Der im Bedarfsplan aufgezeigte Ausbaubedarf 
und die dargestellten Dringlichkeitsstufen wurden 
mit objektiven und wissenschaftlichen Methoden 
festgestellt. Dabei wurde für das gesamte Bundes-
gebiet ein einheitlicher Maßstab angelegt. Danach 
hat in der Westpfalz der Ausbau der Bundesstraße 
10, 270 und 40 Vorrang vor dem Weiterbau der 
A 76 über Landstuhl hinaus nach Süden. 

Anlage 28 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Börner vom 
3. März 1971 auf die Schriftlichen Fragen des Abge-
ordneten Schröder (Wilhelminenhof) (CDU/CSU) 
(Drucksache VI /1882,  Fragen B 23 und 24) : 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß bei den Sturmfluten im 
November 1970 auf der Insel Borkum ein Teil der südwestlichen 
Randdüne weggespült wurde und dadurch bei einer erneuten 
Sturmflut Gefahr für die ganze Insel besteht, wenn nicht un-
verzüglich Schutzmaßnahmen ergriffen werden? 

Welche Maßnahmen — sofort oder langfristig — gedenkt die 
Bundesregierung zu veranlassen, um diese Gefahr zu beseitigen? 

Es ist der Bundesregierung bekannt, daß bei den 
beiden November-Sturmfluten 1970 an den Insel-
schutzbauwerken der ostfriesischen Küste außer-
gewöhnlich starke Schäden entstanden sind. Dabei 
wurde auch ein Teil der südwestlichen Randdüne auf 
Borkum zerstört, wodurch für diese Insel die Gefahr 
eines Durchbruches droht, wenn nicht Schutzmaß-
nahmen ergriffen werden. 

Nach den angestellten Ermittlungen erfordern die 
Maßnahmen zur Beseitigung des Gefahrenzustandes 
am Südstrand von Borkum einen Kostenaufwand 
von rd. 20 Mio DM. Es ist vorgesehen, im Frühjahr 
1971 mit den ersten Sicherungsmaßnahmen zu be-
ginnen. Die Möglichkeiten für die Bereitstellung der 
erforderlichen. Haushaltsmittel werden z. Z. sowohl 
für die notwendigen Sofortmaßnahmen als auch für 
die später durchzuführenden umfangreichen durch-
greifenden Baumaßnahmen geprüft. 

Anlage 29 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Börner vom 
3. März 1971 auf die Schriftliche Frage des Abge-
ordneten Dröscher (SPD) (Drucksache VI /1882,  Frage 
B 25) : 

Wer trägt die Verantwortung dafür, daß ein bereits im Januar 
1964 eingeleitetes Planfeststellungsverfahren nach dem Fern-
straßengesetz für den Umbau der Einmündung einschließlich 
des Ausbaus der B 41 zwischen dem Bahnhof Martinstein und 
der Simmerbachbrücke bisher immer noch nicht abgeschlossen 
werden konnte, und wird die Bundesregierung jetzt dafür sor-
gen, daß die Verkehrssicherheit an dieser Stelle, an der sich 
schon so viele schwere Unfälle ereigneten, in möglichster Be-
schleunigung hergestellt wird? 

Das Planfeststellungsverfahren für die Verbesse-
rung der Einmündung der B 421 in die B 41 ein-
schließlich des Ausbaues der B 41 zwischen dem 
Bahnhof Martinstein und der Simmerbachbrücke 
konnte noch nicht abgeschlossen werden, weil wie-
derholt Einsprüche erhoben wurden. Langwierige 
Verhandlungen mit den Anliegern der Straße, der 
Deutschen Bundesbahn und der Gemeinde Simmern 
unter Dhaun, mehrmaliges Umplanen und die sich 
daraus ergebene Notwendigkeit der Einleitung 
eines dritten Planfeststellungsverfahrens haben die 
Bauabsichten bis heute verzögert. 

Die Arbeiten für den Ausbau der B 41 in dem ge-
nannten Abschnitt werden durchgeführt, sobald die 
Pläne rechtskräftig sind. 

Anlage 30 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Börner vom 
3. März 1971 auf die Schriftliche Frage des Abgeord-
neten Flämig (SPD) (Drucksache VI /1882 Frage B 26): 

Ist die Deutsche Bundesbahn bereit, ihre Absicht rückgängig 
zu machen, daß mit dem Fahrplanwechsel der Eilzug 1802, Ab-
fahrt 6.48 Uhr, auf dem Bahnhof von Langenselbold nicht mehr 
halten soll, obwohl rund 300 Fahrgäste, zumeist Zeitkarteninha-
ber, diesen Zug auf der Fahrt zur Arbeitsstätte benutzen? 

Wie mir die Deutsche Bundesbahn mitteilt, wird 
auf Grund inzwischen genau ermittelter Reisenden-
zahlen der Halt des E 1802 (zukünftig E 1803) in 
Langenselbold beibehalten. Die Deutsche Bundes-
bahn hatte diese Maßnahme zunächst erwogen, um 
u. a. auch hierdurch eine Verbesserung des Laufes 
des aus verschiedenen Gründen (starke Bündelung 
des Berufs- und Fernverkehrs, Anschlußbindungen, 
S-Bahnbau Frankfurt) verspätungsanfälligen Zuges 
zu erreichen. Die Deutsche Bundesbahn wird jedoch 
bemüht sein, durch andere Maßnahmen eine Ent-
spannung zu erreichen. 
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Anlage 31 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Börner vom 
3. März 1971 auf die Schriftlichen Fragen des Abge-
ordneten Pfeifer (CDU/ CSU) (Drucksache VI /1882 

 Fragen B 27 und 28) : 
Ist der Bundesregierung bekannt, daß hinsichtlich der Ver-

kehrsdichte die B 312 zwischen Reutlingen und Pfullingen an 
erster Stelle aller Bundesfernstraßen in Südwürttemberg-Hohen-
zollern liegt? 

Wann wird nach den gegenwärtigen Vorstellungen der Bun-
desregierung mit dem vierspurigen Ausbau der B 312 im Raume 
Reutlingen—Pfullingen begonnen werden, und bis wann kann 
mit der Fertigstellung dieses Teilstückes einschließlich der Teil-
umgehung Pfullingen gerechnet werden? 

Die außerordentlich starke Verkehrsbelastung der 
Bundesstraße 312 zwischen Reutlingen und Pfullin-
gen ist der Bundesregierung bekannt. Sie war unter 
anderem maßgebend für die Aufnahme der erforder-
lichen Neubaumaßnahmen in die 1. Dringlichkeit des 
Ausbauplanes für die Bundesfernstraßen. 

Im Rahmen dieser Maßnahmen wird als erstes 
Bauvorhaben der 4spurige Ausbau zwischen Arbach-
Bad und Bahnhof Reutlingen-Süd baldmöglich 
durchgeführt werden, nachdem die Bauvorbereitun-
gen hierfür im wesentlichen abgeschlossen sind. 
Infolge der umfangreichen, bereits eingegangenen 
Verpflichtungen im Bundesfernstraßenbau und we-
gen des guten Baufortschrittes bei den laufenden 
Maßnahmen ist jedoch nicht damit zu rechnen, daß 
bereits in diesem Jahr für diese neue Maßnahme 
Mittel bereitgestellt werden können. 

An diese Maßnahme schließt die Teilumgehung 
Pfullingen an, für die besondere planerische Schwie-
rigkeiten im Bereich des Bahnhofs Reutlingen-Süd 
zu überwinden sind. In der Zwischenzeit konnten die 
notwendigen Verhandlungen mit den Gemeinden 
abgeschlossen werden, so daß die endgültigen Pla-
nungen nunmehr anlaufen werden. Die Bauvorbe-
reitungen (Planung, Planfeststellung, Grunderwerb) 
für diese Maßnahme werden allerdings frühestens 
gegen Ende des 1. Fünfjahresplanes (1971-75) ab-
geschlossen werden können. Im Rahmen der bislang 
zu verplanenden Mittel kann diese Maßnahme im 
1. Fünfjahresplan jedoch nicht berücksichtigt werden, 
so daß Aussagen über Einzelheiten des zeitlichen 
Ablaufs noch nicht möglich sind. 

Anlage 32 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Börner vom 
3. März 1971 auf die Schriftliche Frage des Abge-
ordneten Niegel (CDU/CSU) (Drucksache VI /1882 
Frage B 29) : 

Wird die Bundesregierung unverzüglich und mit Nachdruck 
das noch nicht fertige Teilstück der Bundesstraße B 505 (Bay-
reuth—Bamberg) ausbauen, damit es noch 1971, wie Staats-
sekretär Börner im Herbst 1970 erklärte, dem Verkehr über-
geben werden kann? 

Die Reststrecke der neuen Bundesstraße 505 (Bam-
berg—Bayreuth) zwischen Roßdorf und Fesselsdorf  

wird w ie vorgesehen -- und wie ich bei der Ver-
kehrsfreigabe des Streckenabschnittes Bamberg—
Roßdorf am  2. 10. 1970 erklärt habe ---- im Jahre 
1972 dem Verkehr übergeben werden können. An 
diesen Termin wird sich trotz des begrenzten Fi-
nanzvolumens im Bundesfernstraßenbau nichts än-
dern. Die Arbeiten werden zügig fortgeführt, um 
den vorgesehenen Fertigstellungstermin einzuhal-
ten. 

Anlage 33 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Börner vom 
3. März 1971 auf die Schriftlichen Fragen des Ab-
geordneten Schulte (Schwäbisch Gmünd) (CDU/ CSU) 
(Drucksache VI /1882  Fragen B 30 und 31) : 

In welchen Ausbaustufen wird die Bundesautobahn Weins-
berg—Nürnberg gebaut? 

Mit welchem Aufwand ist für die einzelnen Ausbaustufen zu 
rechnen? 

Von der ca. 150 km langen BAB-Neubaustrecke 
Heilbronn—Nürnberg sind die an den Strecken-
enden gelegenen Abschnitte Autobahnkreuz Weins-
berg—Schwabbach (ca. 9 km) und Autobahndreieck 
Feucht—Schwabach (ca. 14 km) unter Verkehr. Der 
Streckenabschnitt Schwabach—Ansbach /Ost ca. 
27 km) ist in Bau und wird voraussichtlich 1972/73 
eröffnet werden können. Die Bauarbeiten auf dem 
dann noch verbleibenden Mittelstück zwischen 
Ansbach /Ost und Schwabbach werden unter der 
Voraussetzung gesicherter Finanzierung noch im 
1. Fünfjahresplan so anlaufen, daß mit der Fertig-
stellung der gesamten BAB-Neubaustrecke Heil-
bronn—Nürnberg gegen Ende des 2. Fünfjahres-
planes (1976-1980) gerechnet werden kann. Hier-
für ist vorgesehen, von Schwabbach aus in Abschnit-
ten in Richtung Nürnberg und von Ansbach aus in 
Abschnitten in Richtung Heilbronn zu bauen. Als 
Abschnitte sind vorgesehen von West nach Ost: 

Schwabbach —Westernach 
Westernach —Wolpertshausen 
Wolpertshausen —Crailsheim 
Crailsheim —Feuchtwangen 
Feuchtwangen —Ansbach /West 
Ansbach /West —Ansbach /Süd 
Ansbach /Süd —Ansbach /Ost 

Der gesamte Kostenaufwand für die noch fertig-
zustellenden Abschnitte (Veranschlagungs- bzw. 
Schätzungs-Stand: 1. 1. 1970) beträgt: 

a) Schwabach--Ansbach/ Ost 
veranschlagt ca. 120 Millionen DM 

b) Schwabbach—Ansbach/ Ost, 
z. T. veranschlagt, 
z. T. geschätzt 	ca. 622 Millionen DM 

Entsprechend den vorstehenden Bauzielen sind in 
den kommenden Jahren entsprechende Teilbeträge 
hiervon im Bauprogramm der Strecke vorgesehen. 
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Anlage 34 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Börner vorn 
3. März 1971 auf die Schriftlichen Fragen des Ab-
geordneten Dr. Fuchs (CDU/CSU) (Drucksache 
VI/ 1882  Fragen B 32 und 33) : 

Welche Mittel stehen für den Bau der Autobahnbrücke in 
Schalding bei Passau für 1971 und voraussichtlich für 1972 zur 
Verfügung? 
Trifft es zu, daß von der bayerischen Obersten Baubehörde. 

Mittel in Flöhe von ca. 3 Millionen DM, die für den Bau der 
Brücke und die Errichtung des Dammes vorgesehen waren, für 
andere Baumaßnahmen verwendet werden? 

Das Haushaltsgesetz 1971 wird noch in dieser 
Woche in Kraft treten. Danach erst, voraussichtlich 
im Monat März können die Haushaltsmittel für den 
Bau neuer Bundesautobahnen der Obersten Straßen-
baubehörde des Landes Bayern zugewiesen werden. 
Die Höhe der vom Bundesverkehrsministerium vor-
gesehenen Haushaltsmittel für den Bau des Strecken-
abschnittes Donauüberquerung Schalding der BAB-
Neubaustrecke Regensburg — Linz wird den Wei-
terbau der Donaubrücke Schalding im Jahre 1971 
gemäß Terminplan ermöglichen. 

Auch die im ersten Fünfjahresplan für 1972 vor-
gesehenen Mittel sind für die Weiterführung der 
Bauarbeiten an der Brücke ausreichend. 

Eine etwaige zwischenzeitlich vorgenommene Mit-
telumsetzung in Höhe von 3 Mio DM im Rahmen der 
vorläufigen Haushaltsführung ist für die Weiter-
führung der Bauarbeiten in dem o. a. Streckenab-
schnitt ohne Belang. 

Anlage 35 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Börner vom 
2. März 1971 auf die Schriftlichen Fragen des Abge-
ordneten Dr. Arnold (CDU/CSU) (Drucksache 
VI /1882  Fragen B 34 und 35) : 

Welche Gründe sind dafür ausschlaggebend, daß bei der Auf-
nahme des SelbstwählFerndienstes zwischen der Bundesrepu-
blik Deutschland und Japan zunächst die Städte Bonn, Frank-
furt und München, nicht aber Düsseldorf, die Stadt mit der 
größten japanischen Kolonie Europas, berücksichtigt worden 
sind? 

Auf welche Weise kann und will die Bundesregierung darauf 
hinwirken, daß alsbald auch von Düsseldorf aus direkte Fern-
gespräche nach Japan möglich sind? 

In Düsseldorf sind zum Teil noch ältere Vermitt-
lungssysteme eingesetzt, die für einen vollauto-
matischen interkontinentalen Fernsprechverkehr 
nicht geeignet sind. Sie müssen dazu entweder er-
neuert oder umgebaut werden. 

Etwa 84 v. H. der außereuropäischen Gesprächs-
verbindungen der Bundesrepublik Deutschland sind 
nach Nordamerika und nur 3,5 v. H. nach Japan 
gerichtet. Daher wurde die Reihenfolge der Systeme, 
die für den vollautomatischen internationalen Fern-
sprechverkehr hergerichtet werden sollen, nach der 
Anzahl der USA-Gespräche und dem geringsten 
Änderungsaufwand festgelegt. 

Am 1. 4. 1970 wurde mit dem vollautomatischen 
Versuchsbetrieb zwischen den Knotenvermittlungs-
bereichen Frankfurt am Main, München und Bonn  

einerseits und den USA andererseits begonnen. Die 
 Ausdehnung dieses Versuchsbetriebes auf Japan 

erforderte keine zusätzlichen Aufwendungen. 

Nach den Terminvereinbarungen mit der Fern-
meldeindustrie und bei den zur Verfügung stehen-
den Investitionsmitteln wird der Knotenvermitt-
lungsbereich Düsseldorf voraussichtlich Anfang 1973 
zum vollautomatischen interkontinentalen Betrieb 
zugelassen werden können. Hierzu ist es erforder-
lich, die Vermittlungseinrichtungen von rd. 35 000 
Fernsprechteilnehmern zu ersetzen oder zu ändern. 
Außerdem muß die vorhandene Technik für den 
vollautomatischen Auslandsverkehr, die es seiner-
zeit ermöglichte, daß Düsseldorf die ersten vollauto-
matischen Auslandsgespräche der Bundesrepublik 
Deutschland führen konnte, durch eine leistungsfähi-
gere ersetzt werden. Ein früherer Termin ist leider 
nicht möglich. 

Anlage 36 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Ravens vom 
4. März 1971 auf die Schriftliche Frage des Abge-
ordneten Weigl (CDU/CSU) (Drucksache VI /1882 

 Frage B 36) : 
Bis wann ist mit der Veröffentlichung der Ausführungsvor-

schriften für den Vollzug des Zweiten Wohngeldgesetzes zu 
rechnen? 

Der Deutsche Bundestag hat bei der Verabschie-
dung des Zweiten Wohngeldgesetzes am 4. Novem-
ber 1970 die Bundesregierung in einer Entschlie-
ßung aufgefordert, die erforderlichen Maßnahmen 
zur Umstellung so zu treffen, daß ab Juni 1971 über 
die Wohngeldanträge nach neuem Recht entschie-
den werden kann. Der Bundesrat hat dem Gesetz am 
4. Dezember 1970 zugestimmt. Ich bin bemüht, die 
bundeseinheitlichen Verwaltungsvorschriften in mei-
nem Hause so vorbereiten zu lassen, daß der Ent-
schließung des Deutschen Bundestages entsprochen 
werden kann. 

Darüber hinaus habe ich in einem Rundschreiben 
vom 15. Februar 1971 darauf hingewiesen, daß die 
Bewilligungsstellen bis zum Erlaß der Verwaltungs-
vorschriften grundsätzlich in eigener Verantwortung 
entscheiden sollen, weil die Entscheidung in den 
meisten Fällen schon anhand des Gesetzestextes ge-
troffen werden kann. Nur Fragen von grundsätz-
licher Bedeutung oder besonderer Tragweite sollen 
den obersten Landesbehörden vorgelegt werden, 
denen es dann überlassen bleibt, selbst zu entschei-
den oder sie an mich heranzutragen. 

Darüber hinaus bereite ich im Benehmen mit den 
für die Durchführung des Zweiten Wohngeldgeset-
zes zuständigen Fachaufsichtsbehörden der Länder 
Hinweise zur Auslegung der Vorschriften vor, die 
sich gegenüber dem bisherigen Recht geändert 
haben. Auf diese Weise werden die Bewilligungs-
stellen in die Lage versetzt, spätestens von dem 
in der Entschließung genannten Zeitpunkt ab über 
die Wohngeldanträge nach neuem Recht zu ent-
scheiden. 
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Anlage 37 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. von 
Dohnanyi vom 3. März 1971 auf die Schriftliche 
Frage der Abgeordneten Frau Dr. Walz (CDU/CSU) 
(Drucksache VI /1882  Frage B 37) : 

Welche institutionellen Maßnahmen gedenkt die Bundesregie-
rung  vorzuschlagen, um  eine widerspruchsfreie und zusammen-
hängende europäische Technologiepolitik verwirklichen zu hel-
fen? 

Um eine europäische Technologiepolitik zu för-
dern, hat die Bundesregierung u. a. Konsultations-  
und. Konfrontationsverfahren vorgeschlagen, die 
z. Z. im Rahmen der Europäischen Gemeinschaften 
erörtert werden. Im Rahmen der Konsultation sollen 
die Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaf-
ten sich verpflichten, sich über alle neuen inter-
nationalen Zusammenarbeitsprojekte in einem mög-
lichst frühen Stadium zu informieren und vor jeder 
wichtigen Zusammenarbeit in einem größeren inter-
nationalen Rahmen ihre Haltung abzustimmen ver-
suchen. Die Konfrontation bezieht sich auf die 
nationalen Großprojekte und -programme, die eben-
falls vor der Beschlußfassung den anderen euro-
päischen Partnern zu Kenntnis gebracht werden 
sollen. Beide Verfahren haben das Ziel, durch 
frühzeitige Information und Diskussion den übrigen 
Partnern Gelegenheit zu geben, ihr eventuelles 
Interesse an einer Zusammenarbeit zu bekunden. 

Anlage 38 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. von 
Dohnanyi vom 3. März 1971 auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Weigl (CDU/CSU) (Druck-
sache VI /1882  Frage B 38) : 

Wie kann dafür gesorgt werden, daß in den Numerus-Clau-
sus-Fächern Physik, Chemie, Biologie und Mathematik an den 
einzelnen deutschen Universitäten keine größere Zahl von 
Studienplätzen durch Doppel- und Mehrfachmeldungen leer 
bleibt? 

Eine hinreichende Gewähr für eine vollständige 
Ausnutzung der verfügbaren Studienplätze ist ge-
genwärtig nur in den Fachrichtungen gegeben, in 
denen die Bewerbung zur Zulassung zum Studium 
über die Zentrale Registrierstelle für Studienbewer-
ber in Hamburg erfolgt. In dieses Verfahren sind 
bekanntlich gegenwärtig nur die medizinischen Fä-
cher sowie die Fächer Pharmazie, Architektur und 
Psychologie einbezogen. Lediglich bei diesem Ver-
fahren erlangt eine zentrale Stelle Kenntnis davon, 
auf welche Hochschulen und Fächer, soweit sie in 
das zentrale Bewerbungsverfahren einbezogen sind, 
sich die Bewerbung des einzelnen auch noch für den 
Fall erstrecken soll, daß seinem an erster Stelle ge-
äußerten Studienwunsch nicht entsprochen werden 
kann. 

Eine solche Möglichkeit besteht in den von Ihnen 
aufgezählten Fächern noch nicht, da den Hochschu-
len in diesen Fällen keine Angaben der Bewerber 
über etwaige Bewerbungen an mehreren Studien-
orten oder in anderen Fächern und den damit ver-
bundenen Zulassungschancen zur Verfügung stehen. 
Wenn in diesen Fällen ein an sich bereits zugewie-
sener Studienplatz von dem Bewerber später nicht 
in Anspruch genommen wird, dann fehlen den Hoch-
schulen in der Regel die Unterlagen darüber, ob die 
abgewiesenen Studienbewerber nicht inzwischen an 
anderen Hochschulen oder in andern Fachrichtungen 
bereits untergekommen sind. Einzelne Länder haben 
im vergangenen Semester allerdings schon Verfah-
ren praktiziert, mit deren Hilfe eine Verteilung aller 
Bewerber auf sämtliche Hochschulen des Landes 
sichergestellt werden konnte. 

Die Bundesregierung hat sich deshalb wiederholt 
dafür ausgesprochen, auch solche Fächer in ein zen-
trales Registrierverfahren einzubeziehen, für die 
der Numerus clausus zwar nicht an allen Hochschu-
len, aber doch an ihrer Mehrzahl besteht. Es ist be-
absichtigt, die von Ihnen aufgezählten Fächer in das 
Verfahren der Zentralen Registrierstelle vom Win-
tersemester 1971/72 an einzubeziehen. Die Bundes-
regierung wird sich im Rahmen ihrer Mitwirkungs-
möglichkeiten in dem neu geschaffenen Kuratorium 
der Zentralen Registrierstelle um die Verwirklichung 
dieses Zieles bemühen. 
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